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eben heißt frei sein“ — unter diesem 
Motto beging Mitte Oktober in Ber- 
lin die Frauenrechtsorganisation 
terre des femmes ihr zwanzigjähriges Be- 
stehen. Obwohl an diesem langfristig an- 
gekündigten Kongreß über 400 Frauen teil- 
nahmen — viele von ihnen Expertinnen in 
Sachen Menschenrechte —, waren keine 
VertreterInnen der Politik anwesend. Nicht 
einmal Grußworte sandten sie. Auch die 
Presse hielt sich im Anschluß auffällig be- 
deckt. Warum? Vieles von dem, was dort 
unter der Prämisse „Frauenrechte sind Men- 
schenrechte“ vorgetragen wurde, klang so 
ganz anders als das, was die Meinungsma- 
cher besonders in letzter Zeit der Öffent- 
lichkeit präsentieren. 

Mina Ahadi etwa, Koordinatorin des 
Internationalen Komitees gegen Steini- 
gung, gab eine Erklärung ab zu islami- 
schem Terrorismus und der Problematik 
der Frauen in jenen Ländern, deren Gesell- 
schaften und Staatswesen stark vom Ko- 
ran geprägt sind. Darin konstatierte sie: 
„Den Frauen werden in den islamisch re- 
gierten Ländern seit vielen Jahren jegliche 
Rechte aberkannt. Dieser Situation muß 
ein Ende gesetzt werden. In vielen islami- 
sierten Ländern wie Iran und Afghanistan 
gibt es eine für Freiheit und Gleichberech- 
tigung kämpfende Frauenbewegung. Auf 
diese Bewegung muß gebaut werden, um 
die Situation der Frauen in eine säkulare 
und menschliche Richtung lenken zu kön- 
nen. Der Sturz des Taliban-Regimes steht 
unmittelbar bevor, aber vom Westen wer- 
den die Mudjaheddin von der Nordallianz 
als mögliche Nachfolger in Betracht ge- 
zogen. Die Nordallianz ist genauso religi- 
ös, fanatisch und frauenfeindlich wie die 
Taliban. Die weltweite Vereinigung von 
Frauenrechtsaktivistinnen und Frauen- 
rechtsorganisationen sollte die Befreiung 
der Frauen vom Joch des politisierten Is- 
lam zu ihrer Priorität erklären.“ 

Doch jene „weltweite Vereinigung“, so- 
fern es sie überhaupt gibt, ist alles andere 
als handlungsfähig, wenn es darum geht, 
in die offizielle Politik einzugreifen. Denn 
dort sitzen ganz andere Leute an den He- 
beln. Zuweilen nennen sich zwar auch die 
schon mal Feministinnen und stammen aus 
— zumindest ursprünglich — linken Spek- 
tren. Mit denen haben sie jedoch heutzu- 
tage, wo es um die „Verteidigung der frei- 


en Welt“ geht, nur noch 
insofern zu schaffen, als 
sie die mittlerweile sinn- 
entleerten Worthülsen 
mit neuen, konservativen 
Inhalten füllen. 

So sprach auf dem ter- 
re-des-femmes-Kongreß 
eine US-Aktivistin, die 
sich gleich zu Beginn ih- 
rer Rede von jenen Femi- 
nistinnen in den Vereinig- 
ten Staaten distanzierte, 
die nun gemeinsam mit 
George Walker Bush die 
unterdrückten Frauen in Afghanistan und 
anderswo freizubomben gedächten. Sie bat 
die anwesenden, mehrheitlich europäischen 
Frauen inständig um Unterstützung gegen 
die ultrarechten Strömungen innerhalb der 
Bush-Administration und des dahinterste- 
henden Sicherheitsapparates. 

Charlotte Bunch, Gründerin und Direk- 
torin des „Center for Womens’ Global Lea- 
dership“ an der New Jersey State Univer- 
sity, ist seit drei Jahrzehnten Autorin und 
Aktivistin der Frauen- und Zivilrechts- 
bewegung in den USA. Davor war sie Mit- 
arbeiterin des Instituts für politische Stu- 
dien in Washington, DC. Diese Frau weil), 
wovon sie spricht, wenn sie davor warnt, 
daß im Zuge des „Kampfes gegen den Ter- 
rorismus“ vor allem gegen linke Gruppie- 
rungen mobil gemacht wird und der Ruf 
nach „law and order“ letztlich alle progres- 
siven Stimmen zum Schweigen bringt. 
Genau dies ist der Fall in der heutigen Situ- 
ation, in der überall in der „freien“ Welt 
ominöse, außerhalb von demokratischen 
Strukturen agierende Geheimdienste sich 
ausbreiten und kaum mehr zu kontrollie- 
rende Handhabe bekommen. In den USA 
sind mittlerweile selbst die klassischen Bür- 
gerrechte, auf welche die Nation so stolz 
war, weitgehend ausgehöhlt. In den ver- 
gangenen Wochen wurden über tausend 
Personen vorwiegend arabischer Herkunft 
festgenommen; sie werden ohne richterli- 
che Anordnung an unbekannten Orten fest- 
gehalten. Da der Oberste Gerichtshof der- 
zeit wegen der Milzbrand-Briefe geschlos- 
sen ist, konnten sie bislang nicht mal An- 
spruch auf Verteidigung geltend machen. 
Einige mittlerweile Freigelassene gaben an, 
man habe sie gefoltert. Die veröffentlich- 
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te Meinung reagierte uni- 
sono mit einem Demen- 
ti: Dies zu sagen habe 
Osama bin Laden für den 
Fall einer Verhaftung al- 
len islamischen Terrori- 
sten nahegelegt. Andere 
Zeitungen befürworteten 
die Folterungen ganz un- 
verhohlen; kämen nur ein 
paar Geständnisse dabei 
heraus, seien sie sogar be- 
grüßenswert. 

Wen hatte unser Bun- 
deskanzler eigentlich im 
Auge, als er meinte, „wir“ würden „unse- 
ren amerikanischen Freunden“ bedingungs- 
los beistehen — zunächst erstmal mit 3.900 
Soldaten aller Waffengattungen? Es sieht 
nicht so aus, als wollten Gerhard Schröder 
und sein Außenminister Joseph Fischer, sei- 
ne christdemokratischen und liberalen Par- 
teiamtskollegInnen Angela Merkel und 
Guido Westerwelle (von dem das Bundes- 
tagsprotokoll vom 13. September das un- 
sägliche Kaiser-Wilhelm-Plagiat „Es gibt 
in dieser Situation keine Regierungspartei- 
en und Oppositionsparteien; in dieser Situ- 
ation gibt es nur deutsche Verantwortung“ 
notiert) angesichts solcher Zustände die 
Wahl ihrer Freunde nochmals überdenken. 

Und auch von einer Claudia-Die-Wur- 
zeln-der-Grünen-liegen-auch-im Pazifis- 
mus-Roth ist nicht zu erwarten, daß} sie von 
der großen Koalition der Menschenrechts- 
bomber abfällt; viel zu süß ist die Teilhabe 
an der Macht, und so läßt sie sich vom 
Kanzler auch moralische Bedenken und 
ihre allseits beliebten öffentlichen Tränen 
verbieten. Noch Ende Mai/Anfang Juni 
2000 hatte die Parteichefin eine Delegati- 
on des Bundestagsausschusses für Men- 
schenrechte und Humanitäre Hilfe durch 
Pakistan und Afghanistan geleitet, um sich 
von den Lebensbedingungen von Frauen 
und Mädchen ein Bild zu machen. Damals 
sah sie die einzigen Perspektiven des We- 
stens, den afghanischen Frauen zu helfen, 
noch darin, die Bevölkerung durch Schul- 
projekte und die Finanzierung von Kran- 
kenhäusern zu unterstützen. Ein Märchen 


aus tausend und einer Bombennacht. 
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Termine 


Redaktioneller Hinweis 
Termine, die in dieser Rubrik 
erscheinen sollen, insbeson- 
dere zu politischen Veranstal- 
tungen und Aktionen, können 
bis zum Redaktionsschluß (28. 
Dezember 2001) an die Fax- 
Nummer 030/65475659 oder 
als e-mail gesandt werden an: 
redaktion@gigi-online.de 
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An sich ist Gigi eine Abo-Zeit- 
schrift; der größte Teil des Pu- 
blikums bekommt sie auch auf 
diesem Wege. Aber noch wis- 
sen zu wenige, daß es sie 
überhaupt gibt. Darum laufen 
in einigen Städten Handver- 
käuferlnnen durch Lokale — 
und kassieren pro verkauftem 
Heft eine Provision, die sich 
kommerzielle Magazine nie- 
mals leisten würden: Sie liegt 
ie nach Zahl der verkauften 
Hefte zwischen 1,50 und 2,00 
Mark. Überzeugungstäter/in- 
nen mit Interesse rufen an 
oder schreiben an die Redak- 
tion (Adresse im Impressum). 


Natürlich lebt Gigi noch im- 
mer nicht von ihren Anzeigen, 


und so bleibt die Redaktion 


bei ihrem Ziel, das Blatt mittel- 


fristig in wesentlichen aus 
Abonnements zu finanzieren. 


Glücklicherweise haben wir bis 


dahin auch Sponsorenhilfe, 
etwa den Berliner Querverlag, 
der uns dankenswerterweise 


Anne Köpfer und Eike Stedefeldt 


Wie das Leben 


so schielt 


Geschichten 
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eine Aboprämie zur Verfügung 
stellt. Wer Gigi zum Förder- 
preis ab 40 DM abonniert 
oder verschenkt, bekommt so- 
mit als Dank ein Exemplar der 
Satiren von Anne Köpfer und 
Eike Stedefeldt mit dem Titel 
‚Wie das Leben so schielt“. 


24. November 2001, Köln 

Trinitatiskirche, Filzengraben 6 

Die Nacht der Lichter zum Welt-AIDS-Tag 2001 
Zum fünften Mal seit 1997 findet am letzten Sonnabend im 
November von 18 bis I Uhr in der Trinitatiskirche die 
Nacht der Lichter statt. Anlaß ist der internationale Welt- 
AIDS-Tag’am 1. Dezember. Unter dem Motto „Dem Ge- 
denken und der Hoffnung Raum geben“ wird ein siebenstün- 
diges, weltanschaulich offenes Kulturprogramm geboten, 
organisert vom Arbeitskreis AIDS der Psychosozialen Ar- 
beitsgemeinschaft Köln, dem Zusammenschluß aller Kölner 


AIDS-Institutionen, -Gruppen und -Initiativen. 


25. November 2001, Frankfurt/Main 
Kolping Hotel, Lange Straße 26, 60311 Frankfurt am Maın 
Fachtagung Gewalt gegen Lesben: 
Wahrnehmung und Lebenswirklichkeit 

Constance Ohms, Leiterin des EU-Projekts „Gewalt gegen 
Lesben” der Lesben- Informations- und Beratungsstelle e.V. 
Frankfurt am Main, spricht über lesbenspezifische Anti-Ge- 
walt-Arbeit, Arbeits- und Forschungsschwerpunkte sowie die 
Umsetzung in europäischen Ländern. Didem Aydin, Max- 
Planck-Institut Freiburg, referiert zur Bekämpfung von „hate 
crime” und „hate speech“ mit den Mitteln des Rechts. Ferner 
berichten Zoe Zoe und Nina Djordjevic von der Lesbengrup- 
pe Labris, Lublijana, über die Gewalt gegen Homosexuelle 
auf der Belgrader Gay Parade im Juli, die Szene und das ge- 
sellschaftliche Klima in Serbien. 

Die Tagung findet in Englisch statt und ist auf 50 Teilneh- 
merInnen begrenzt, Voranmeldung ist nötig unter Tel. 069- 


21999731; Fax: 069-21999732; mail: daphne@libs.w4w.net 


© 
17. bis 20. Januar 2002, Bremen 
„Paradox“, Berhardstraße 12 (Check-In) 
Crossover Conference des Antiracist Antisexist 
Summer Camp Project 
Die OrganisatorInnen wollen u.a. Nation, Patriarchat, Kapi- 
talismus, Heterosexismus, Antisemitismus und Rassismus in 
ihren Verschränkungen thematisieren. Es geht um die Genese 
diverser Dimensionen von Identität (Geschlecht, Ethnizität, 
Klasse) und darum, was diese mit Macht, Herrschaft und 
Widerstand zu tun haben. 
Workshops u.a.: „Zweigeschlechtlichkeit, sexuelle Gewalt, 
Militär und Krieg. Perspektiven eines antipatriarchalen Anti- 
kriegswiderstands“ (Samira Fansa, Berlin); „Innere Sicher- 
heit, Ethnisierung und Kriminalisierung. Rassistische Mobili- 
sierung nach dem 11. September 2001“ (Hito Steyerl, Ber- 
lin); „Das Gestohlene stehlen/Wiederaneignung des weibli- 
chen Körpers“ (Siostry Frankenstein, Warschau); „Eine neue 
Sicht auf Prostitution, Frauenhandel und Gesellschaft“ (Ewa 
Majewska/Joanna Garnier, Warschau); „Geschlecht schlägt 
Klasse oder Im Bordell sind alle Männer gleich: Prostituti- 
onskunden“ (Crazy Horse, Bremen); „Schwul oder queer oder 
was?“ (Projekt Homolandwoche); „Patriarchat und Antise- 
mitismus“ (Tanja Berg/Gregor Samsa, Berlin/Bremen;), 
Teilnahmegebühren zwischen 10 und 25 Euro. Nähere Infos 


oo. . a ‘ ra 
unter: WWW.SUMmercamp.squat.net. Frühzeitige Anmeldung 


\ \dalbertsrr- 
erbeten unter summercamp c/o AG-Laden, / Ertstraße 6, 


‚rcamp(squ: 
10999 Berlin sowie per e-mail: summ@'!“ m] |uat.ner. 


Noch bis 11. August 2002, Dresden 
Deutsches Hygiene-Museum, Lingnerplat2 I 


Sex - vom Wissen und Wünschen 


ir ‚aM Ic:crhe Innovationer 
In jüngster Zeit nehmen technische Int ! und medi- 


zinisches Wissen verstärkt Einfluß auf das alltäglche Erleben 
von Sexualität: Fortpflanzungstechniken, Hormonpräparate 
oder Potenzpillen — für jedes Bedürfnis scheint es ein Ange- 
bot zu geben. Mit Blick auf kulturelle Teolenzen und aktuel- 
le Forschungen fragt die Ausstellung, W'” sich diese neuen 
Techniken auf Sexualität auswirken. Ihre Vielseitigkeit for- 
dert Wissenschaft ebenso heraus wie die Kunst. Künstleri- 
sche Arbeiten nahmen viele Entgrenzung_ und Enttabuisie- 
rungen vorweg. Mit der Exposition führe das Deustche Hy- 


} “ 7 ” a 6, es 
giene-Musceum sein „Science and Art -Konzept fort, 


Fotos‘ Eike Stedefeldt;: ddp Goldenbogen; Tolmein/Rotermund; Deutscher Bundestag 


Ina Lenke ist nicht die rote Hure 
vom Platz der Republik, aber sie 
hat denselben Arbeitsplatz. Auf 

welchen Strich sie geht, lesen Sie 
im Beitrag von OrTwın Passon 


Michel Reiter zog vor ein Münchner 
Gericht, um von Amts wegen unter 
dem Geschlecht „Zwitter” anerkannt 
zu werden. Wie das Verfahren aus- 
ging, berichtet OLiver TOLMEIN 


Er starb vor zehn Jahren, war „die 
Milva der deutschen Literatur”, Tunte 
und Kommunist. Aus zwei Anlässen 
erinnern wir mit zweien seiner Texte 
an RonaLp M. SCHERNIKAU 


Am 16. Oktober wurde die Satirikerin 
und Gigi-Mitarbeiterin Anne Köpfer 
beerdigt. Ihr letztes Interview, die 
Grabrede und ihre letzte satirische 
Arbeit in der Rubrik SCHICKSALE 
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Editorial 


Schleiertanz 
Über Frauen unterm Islam und Feministinnen an der Seite 
rechter christlicher Fundamentalisten schreibt Lizzie Pricken 


Schwerpunkt 


Der neue Otto-Katalog ist dal 


Terrorismusbekämpfung als Vorwand für Rot-Grün zum 
Abbau von Bürger- und Menschenrechten. Von Uta JELPKE 


Glücksversprecher 
Markiert der 11. September 2001 das Ende jedes 
linken Emanzipationsgedankens® Von HoLGer SCHATZ 


Sexualität als Vehikel der Globalisierung 


Über tiefere Ursachen der neuen Schwulenverfolgung 
in Ägypten ein Report aus Kairo von GöTz NORDBRUCH 


Politik 


Die rote Hure vom Platz der Republik 
Prostitutionsgesetz: Die PDS ist mal wieder umgefallen 
_ wer hätte das gedacht? Von Orrwın PAssoNn 


Messerscharfer Schluß 
Über den vorläufigen Ausgang eines Verfahrens aus der 
Reihe „Geschlechter vor Gericht“ schreibt OLıver TOLMEIN 


Kultur 


Fit for SexOpa® | 
Warum „Lolita läßt grüßen und du weißt von nix“ nicht 
Titel einer Studie zu Bravo Girl! ist, weiß Lizzıe PrIcKen 


Schwulsein. Ne Anmerkung/Amerika 
Daß er schon zehn Jahre tot ist, reduziert keineswegs 
die Aktualität der beiden Texte von RonaLDp M. SCHERNIKAU 


Ich war Anne Köpfer 
Ihr letztes Interview gab Anne Köpfer dem WDR. Vorab 


wurde es uns zum Druck überlassen von THomas Kıus 


Alles vorbei, Tom Dooley 
Wir dokumentieren die Grabrede für Anne Köpfer. 


Gehalten wurde sie von Eike STEDEFELDT 


Nichtreisende mit Fernfahrkarte 
Über die Unmöglichkeit, sich ohne Fahrtausweis frisieren 
zu lassen, informiert der letzte Text von Anne KÖPFER 
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Titelbildentwurf von Tanja Miller (Moskau) 
nach der Vorlage eines anonymen Künstlers (Internet) 


Dieses Bild z 


eigt Alice Schwarzer (Köln) in der Rolle der „Mutter Heimat 
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Das von Bundesin- 
nenminister Otto 
Schily geschnürte 
„Antiterror-Paket” 
steht für rassistische 
Festungspolitik nach 
außen und innen. 
Eine Auflistung 
dessen, was einen 
modernen Polizei- 
staat ausmacht, von 
UıLA JELPKE 


Ulla Jelpke ist innenpolitische Spre- 
cherin der PDS-Bundestagsfraktion 
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York und Washington am 11. September 
überschlagen sich die Innenminister von 
Bund und Ländern, von SPD und CDU/CSU mit 
immer neuen „Sicherheitspaketen“. Allen vor- 
an Bundesinnenminister Schily (SPD), der wild 


S: den terroristischen Anschlägen von New 


entschlossen ist, dem bayerischen Innenminister 
und CSU-Rechtsaußen Beckstein den ersten 
Platz als schwarzer Sheriff, als härtester Verfech- 
ter von Law & Order streitig zu machen. 

Immer offenkundiger wird: Schily, Beckstein 
& Co. und auch die Grünen instrumentalisieren 
die Sorgen der Menschen, um eine andere Re- 
publik, einen rassistischen Überwachungsstaat 
durchzusetzen. 

Selbstverständlich müssen Terroristen ver- 
folgt, vor Gericht gebracht und verurteilt wer- 
den. Aber davon redet heute niemand mehr. 
Noch nicht einmal die Dokumente, die angeb- 
lich die Verantwortung Bin Ladens für die Terror- 
anschläge in den USA beweisen sollen, sind der 
Öffentlichkeit bekannt, geschweige denn einem 
Gericht vorgelegt worden. 

Von Ursachenbekämpfung gegen Terror, Ge- 
walt und Krieg ist keine Rede. Das würde erfor- 
dern, für eine gerechte, solidarische Welt einzu- 
treten. Statt dessen rüstet der Westen auf und 
führt Krieg. Kriegspolitik nach außen, Rassis- 
mus und Fremdenfeindlichkeit nach innen — das 
ist die herrschende Politik. Sicherheit wird da- 
durch allenfalls vorgegaukelt. 

Die offene Gesellschaft wird durch eine Fe- 
stung ersetzt. Konservative Normen gegen „Ab- 
weichler“ sollen durchgesetzt, Pluralität und 
Multikulturalität abgebaut, Flüchtlinge und 
MigrantInnen noch schärfer verfolgt und ein 
„Kampf der Kulturen“ gegen islamische Men- 
schen angezettelt werden. Der Notstand wird 
zum Normalfall. 

Durch die Rasterfahndung werden Millionen 
Unschuldige überprüft. Wenn nur ein Prozent 
davon als „verdächtig“ eingestuft wird, bekom- 
men bald zehntausende vor allem islamische 
Menschen Polizeibesuch — zu Hause oder an ih- 


rem Arbeits- oder Studienplatz. 
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Ende Oktober haben sich Grüne und Schily 
auf das sogenannte „Anti-Terror-Paket II“ geei- 
nigt. Die Grünen tun so, als hätten sie Schily 
wichtige Kompromisse abgerungen. Tatsächlich 
aber hat Schily nur die Punkte zurückgenom- 
men, gegen die schon vorher Bürgerrechts- 
organisationen, Datenschützer und Fachverbän- 
de Sturm gelaufen waren und die vermutlich 
auch vor dem Verfassungsgericht gescheitert 
wären. 

Die geplante Fahndung und Datensammelei 
des Bundeskriminalamtes ohne jeden Verdacht 
— also gegen Unschuldige — sowie die geplante 
Verpflichtung für Flüchtlinge und MigrantInnen, 
ihre Religionszugehörigkeit anzugeben - ein Ver- 
stoß gegen die Religionsfreiheit — sind damit 
vom Tisch. Aber die Stoßrichtung des Pakets — 
mehr Repression und totale Überwachung von 
Flüchtlingen und MigrantInnen - ist geblieben. 


Deutsche Polizei in Moscheen 


Schon jetzt eingebracht in den Bundestag ist ein 
Gesetz zur Abschaffung des „Religionsprivilegs“ 
im Vereinsrecht. Das soll sich angeblich gegen 
islamische Extremisten wie den Kölner Verein 
der Anhänger des Islamisten Kaplan richten, die 
einen Kalifat-Staat errichten wollen. Dabei ist 
Schilys Gesetz dafür gar nicht nötig. Schon 1971 
hatte das Bundesverwaltungsgericht klargestellt, 
daß auch religiöse Vereine, die gravierend gegen 
Verfassung und Strafgesetze verstoßen, verbo- 
ten werden können — trotz „Religionsprivileg“. 
Das Religionsprivileg ist faktisch nur eine 
Schranke gegen einen allzu rigorosen Umgang 
der Innenminister mit der Religionsfreiheit. 
Gegen die Vorbereitung, Billigung oder Durch- 
führung von Straftaten gibt es ohnehin kein 
„Religionsprivileg“, hier reicht das Strafrecht 
völlig aus. Schily und Beckstein aber wollen 
künftig auch religiöse Vereine verbieten, wenn 
diese sich gegen „außenpolitische Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland“ richten. Die Poli- 
zei wird dann in Moscheen einrücken, um das 
Verbot durchzusetzen. Toleranz und Dialog zwi- 
schen Kulturen werden durch diese Politik dau- 


erhaft beschädigt, Extremisten auf allen Seiten 


Foto. Assocıated Press 


— christliche wie islamische — vermutlich 
nicht geschwächt, sondern eher noch ge- 
stärkt. 


Neue Schnüffelei und Verfolgung 
mit $ 129b StGB 


Ebenfalls schon im Bundestag liegt ein 
Gesetz für einen neuen $ 129b im Straf- 
gesetzbuch. Damit sollen Menschen ver- 
folgt werden, deren einzige „Straftat“ darin 
besteht, daß sie hier (zum Beispiel in der 
Presse, durch Flugblätter) Organisationen 
unterstützen, die in einem anderen Land 
zu Gewalt aufrufen. Ob diese Gewalt legi- 
tim ist — wie beispielsweise in der Vergan- 
genheit bei uns gegen das Nazi-Regime — 
spielt keine Rolle. Würden Mandela und 
der ANC heute nicht in Südafrika regie- 
ren, dann würden sie mit diesem neuen 
Gesetz hier verfolgt und eingesperrt. 


Das ‚„Anti-Terror-Paket II” 


Noch um einiges härter ist Schilys „Anti- 
Terror-Paket II“, das nun Anfang Novem- 
ber im Kabinett beschlossen werden und 
bis Jahresende in Kraft treten soll. „Bio- 
metrische Daten“ (zum Beispiel DNA- 
Daten, Gesichtsvermessungen) und Fin- 
gerabdrücke sollen dann in Paß und Perso- 
nalausweis gespeichert werden. Näheres 
soll ein Gesetz regeln. Diese Änderung wird 
erst wirksam, wenn die jetzigen Pässe und 
Personalausweise abgelaufen sind — also in 


fünf oder zehn Jahren —, gilt aber trotz- 
dem als „Terror-Bekämpfung“. Das Bun- 
deskriminalamt soll noch umfassendere 
Kompetenzen erhalten und wird damit 
mehr denn ja zur Bundespolizei ausgebaut. 
Die Länderhoheit in Polizeifragen wird so 
abermals reduziert. In Flugzeugen sollen 
„Sky-Marshalls“ für Sicherheit sorgen, 
statt die Cockpits durch Umbau zu sichern. 
Sky-Marshalls kollidieren mit der Oberho- 
heit des Flugkapitäns im Flugzeug und sind 
auch völkerrechtlich problematisch. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
soll demnach künftig auch Menschen und 
Vereine bespitzeln dürfen, die „sich gegen 
politische Gegner im Ausland richten und 
denen Gewaltanwendung in Deutschland 

. nicht ... nachzuweisen ist“. Das trifft 
auch Leute, die hier lediglich Menschen- 
rechtsverletzungen in ihrer Heimat kriti- 
sieren. Außerdem soll der VS jederzeit Aus- 
künfte von Banken und Post über Konten, 
Geldbewegungen und Postverkehr von 
„Verdächtigen“ anfordern und diese Daten 
mindestens zehn Jahre speichern dürfen. 

Bei Flüchtlingen sollen „Sprachanalysen“ 
eingeführt werden. Schily sagt auch hier 
ganz offen, daß diese Regelung nicht der 
Terrorbekämpfung dient. Sie soll vielmehr 
helfen, um zum Beispiel kurdische Flücht- 
linge aus dem Nordirak abzuschieben. 

Die Geheimdienste sollen künftig Mil- 
lionen Daten von Flüchtlingen und Mig- 
rantInnen beim Ausländerzentralregister 
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OTTO - find’ ich gut? Das muß nicht sein 
und könnte unter Umständen die Lösung 
für das Rätsel der folgenden Meldung aus 
der ARD-Videotext-Redaktion vom 31. Ok- 
tober sein: „Eine 51-jährige Hamburgerin 
hat einen BGS-Beamten bei der Fahrschein- 
kontrolle im Zug zweimal in den Arm ge- 
bissen. Die Frau wurde in Gewahrsam 
genommen. Ihr Verhalten bleibt jedoch ein 
Rätsel, da bei der Durchsuchung ihrer Sa- 
chen ein gültiger Fahrschein gefunden 
wurde.” 


und jene von 16.000 Ausländervereinen 
beim Bundesverwaltungsgericht jederzeit 
abrufen können. Alle Flüchtlinge und 
MigrantInnen sollen obligatorisch nach 
ihrer Religionszugehörigkeit gefragt wer- 
den. Da das eigentlich gegen die Religions- 
freiheit verstößt, sollen sie angeblich nicht 
verpflichtet sein, zu antworten. Im Grun- 
de ist das ein Trick. Denn wer nicht ant- 
wortet, macht sich verdächtig. 

Millionen Beschäftige in der pharmazeu- 
tischen Industrie, bei Krankenhäusern, 
Banken, Post, Rundfunk und Fernsehen 
sollen künftig vom Geheimdienst „sicher- 
heitsüberprüft“, bei Flüchtlingen ab 14 
Jahren alle Fingerabdrücke und Lichtbil- 
der genommen und für mindestens zehn 
Jahre gespeichert werden. Wer als Flücht- 
ling einen falschen Namen angibt, wird 
sofort abgeschoben. Er dokumentiere da- 
mit, so Schily, „daß er nicht bereit ist, sich 
an unsere Rechtsordnung zu halten.“ Der 
Emigrant Willy Brandt, mit bürgerlichem 
Namen Herbert Frahm, wäre nach dieser 
Logik zur Nazi-Zeit aus Norwegen abge- 
schoben worden. 

Es gibt ersten Widerstand gegen diese 
Pläne — von Flüchtlingen, Menschen- 
rechtsorganisationen, Studierenden und 
anderen. Hannah Arendt sagte richtig: 
„Der Sinn von Politik ist Freiheit“. Diese 


Freiheit muß verteidigt werden. 
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Glüue 


‚Nichts wird mehr 
so sein wie vorher” 
tönt es einhellig 
nach den Anschlä- 
gen in den USA vom 
11. September. Das 
spontane Gefühl, 
dieser Satz sei weni- 
ger eine Feststellung 
denn eine Drohung, 
scheint sich Wochen 
danach immer mehr 
zu bewanhrheiten: 
Angesichts des Ter- 
rors werfen Linke 
das ideologische 
Rüstzeug individuel- 
ler und gesellschaft- 
licher Emanzipation 
über Bord. Ein Essay 
über die Entsorgung 
der Kritik von 

HoLGER SCHATZ 


Die Abbildungen 
Stichwort Krise jeglichen 
moder- 


zeigen 
Emanzipotionsgedankens 
ne deutsche Frauen aus den 
Rekrutierungskampagnen 
der Jahre 1941 und 2001. 


ie Rede ist hier weniger von der ohne- 
ID; vorhersehbaren Militarisierung und 

Homogenisierung von Politik und Ge- 
sellschaft, der Verschärfung „innerer Sicherheit“ 
und der rassistischen Ausgrenzung. Es geht viel- 
mehr um die gewissermaßen im vorauseilenden 
Gehorsam von Teilen der deutschen Linken ohne 
Nor preisgegebenen Einsicht in die Einheit von 
Fortschritt und Barbarei, in eine Totalität kapi- 
talistischer Weltvergesellschaftung, die kein In- 
nen und Außen kennt. Die Unfähigkeit und der 
Unwillen, den Terror innerhalb dieser Einheit zu 
denken, scheint sich keinesfalls aus Abwegigem 
zu nähren: Im Anschlag und der Ideologie des 
islamischen Fundamentalismus, die ihn wohl her- 
vorgebracht hat, ist nicht im Entferntesten eine 
Spur der Emanzipation zu erkennen, vielmehr ein 
aggressiver Antiamerikanismus, dem der Anti- 
semitismus innewohnt. 


Das Ende der Dialektik 


Dies scheint der naheliegende Grund zu sein, 
weshalb sich viele kritische Einzelpersonen in- 
nerhalb und außerhalb der antinationalen Szene 
die gängige Dichotomie-Vorstellung: orientale 
Barbarei versus okzidentale Zivilisation zu ei- 
gen machen und mitunter gar zur militärischen 
Verteidigung letzterer aufrufen. Der tiefere 
Grund liegt jedoch wohl im mangelnden Ver- 
ständnis der Dialektik der Aufklärung und damit 
im Festhalten an einer Geschichtsphilosophie, 
die zu früheren Zeiten noch mit gutem Recht 
glaubte, die Forcierung des Kapitalverhältnis- 
ses schaffe unweigerlich auch ein gesellschaftli- 
ches Bewußtsein von dessen Schranken als eine 
Voraussetzung für seine Überwindung. Doch wie 
oft hatte nach 1945 nicht nur die kritische Theo- 
rie reflektiert, daß die Modernisierung und Tota- 
lisierung des kapitalistischen Tauschprinzips 
nicht nur nicht zu revolutionärem Bewußtsein 
geführt, sondern auch — gelinde gesagt — Ausch- 
witz nicht verhindert hat. 

Barbarei ist eben kein äußerliches Moment 
der kapitalistischen Totalität, etwa im Sinne ei- 
nes Defizits an Fortschritt, der nur universell, 
gewissermassen als nachholende Modernisierung 
weltweit durchgesetzt werden müsse. Reichtum 
und Armut, demokratische Freiheit und repres- 
siver Despotismus sind innerhalb der kapitali- 
stischen Produktionsweise notwendigerweise 
jeweils Folge und Voraussetzung des anderen. 
Den Kapitalismus aus der metropolitanen klein- 
und großbürgerlichen Perspektive zu bewerten 


war schon immer eine Mogelpackung, eine glas- 
klare Ideologie, denn es gibt ihn ganz oder gar 
nicht. Was in der Binnenperspektive einer voll 
entwickelten kapitalistischen Nationalökonomie 
unmöglich ist, klappt im Weltmaßstab schon gar 
nicht. Die Freiheiten und Annehmlichkeiten des 
Kapitalismus, die wir mit gutem Recht genie- 
Ben, entspringen keiner unendlichen Quelle, ihre 
Verteilung ist stets begrenzt und umkämpft. 

Das Aufkommen religiöser Fundamentalismen 
ist auch eine Folge dieses Grundverhältnisses, 
das spätestens seit 
1989 eine wahrhaft 
katastrophische Ver- 
laufsform ange- 
nommen hat. Zwar 
ist der Islamismus 
nicht konstitutiv 
aus dem krisenhaf- 
ten Kapitalismus zu 
erklären, aber die 
Tatsache, daß er 
trotz weltgeschicht- 
licher Modernisie- 
ver- 
schwindet, allemal. 
Er läßt sich „als Ide- 
ologie in einer ökonomischen Zusammenbruchs- 
region dechiffrieren, die vom Staatssozialismus 
nichts zu erwarten hatte und vom weltweiten 
Kapitalismus noch weniger. Er ist die Rechtfer- 
tigung des materiellen Elends ‘als einfaches Le- 
ben des Volkes’“!, wie Freiburger Antideutsche 
treffend formulieren. Man ist geneigt zu ergän- 
zen, dal spätestens der Neoliberalismus nicht 
weit davon entfernt ist, die liberalistische Pro- 
klamation, wer zu kurz kommt, ist halt selbst 
schuld, in diesem Sinne auszubuchstabieren. 

Es ließen sich weitere Analogien zwischen ei- 
ner blind wütenden Ökonomie und einer blind- 
wütigen Idiotie des Terrors entschlüsseln, eben 
weil „der irrationale Kern seiner Ideologie (des 


Kapitalismus — H.S.) dem islamischen Funda- 
em anderen“? 


rung nicht 


mentalismus gleicht wie ein Ei d S 
Allerdings ist aus gutem Grund eine Differen- 
zierung vorzunehmen, die vor allem eine Kon- 
sequenz aus dem Wissen um die spezifische 
(Nicht-)Ökonomie des nationalsozialistischen 
Judenmordes ist: Den „beträchtlichen Unter- 
schied zwischen Vernichtung als Zweck und Ver- 
nichtung als in Kauf genommenes, aber nicht 
bewußt angestrebtes Resultat“.” Dennoch wäre 
es ideologisch, den Zusammenhang zwischen 
Fortschritt und Regression, der im Kapitalismus 
ein notwendiger ist, zu zerreißen. 


-Archiv. Bundeswehr 
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Die Rede vom Glücksversprechen der 
Moderne, das gegen die islamische Bedro- 
hung verteidigt werden müsse, garniert 
mit hipper Verbalerotik a la „Sherry statt 
Sharia“', scheint zur Zeit offenbar das ver- 
edelte Ticket für die Rückkehr in den Schoß 
der bürgerlichen Zivilisation darzustellen.’ 
Diese Affırmation bürgerlicher Basisideo- 
logie blamiert sich allein schon an der Rea- 
lität des Spätkapitalismus, dem jegliche 
Transzendenz abhanden gekommen ist, so 
es sie je gegeben hat. Das Bürgertum hat 
die Vorstellung vom guten Leben in Frei- 
heit nicht erfunden, konnte sie aber effekt- 
voll für sich reklamieren, gerade weil der 
entstehende Kapitalismus „Befreiung“ er- 
forderte: nicht vor aber zzr (Lohn-) Arbeit, 
nicht gegen, sondern für repressive Verglei- 
chung. 

Allein schon der verengte Blick auf die 
am weitesten entwickelten Industriege- 
sellschaften zeigt, daß die Steigerung der 
Produktivität in ihrer kapitalistisch ge- 
bannten Form notwendig regressiv ver- 
läuft und zunehmend Elend durch und ohne 
Arbeit sowie christlich-reaktionäre Be- 
wußtseinsformen hervorbringt. Gesell- 
schaftlicher Fortschritt hingegen, verstan- 
den als die Verwirklichung von Glück und 
Genuß bei einem Minimum an zwanghaf- 
ter Arbeit — und zwar für alle —, kann de- 
finitiv nicht (mehr) innerhalb der kapitali- 
stischen Fortschrittslogik, sondern nur in 


ihrer anarcho-kommunistischen Negation 
gedacht werden. 


„Wir sind alle Amerikaner“ 


Die Sorge ob des Antiamerikanismus, der 
zur Zeit erschreckend massiv aus seiner 
Latenz emporsteigt, ist ein häufiges Argu- 
ment dafür, zumindest nicht gegen den 
Nato-Krieg zu sein oder nach den Ursa- 
chen des Terrors zu fragen. Der alte Anti- 
amerikanismus, immer noch mit dem An- 
tisemitismus verbandelt, und eine tiefe 
Verbundenheit mit der barbarischen isla- 
mischen Welt sei das Motiv, das die Deut- 
schen in diesen Wochen im Innersten be- 
wege — so der Befund von Publizisten wie 
Henryk M. Broder und Peter Schneider 
sowie antideutscher Gruppen wie der Re- 
daktion Bahamas. Ironischerweise verfehlt 
diese Analyse auch aufgrund ihrer notori- 
schen Umdeutung imperialistischer 
Binnenkonkurrenz die derzeitige Dynami- 
sierung und Formierung deutscher Identi- 
cätspolitik meilenweit. Denn die kollekti- 
ve „Irauerarbeit“ der Deutschen, die ste- 
te Anrufung des „deutschen Volkes, das ge- 
schlossen hinter Amerika steht“ (Kanzler 


Gerhard Schröder,), zeigt, 
wie das Deutschnationale 
durchaus auch als bedin- 
gungs- und besinnungslo- 
se Akzeptanz des „Garan- 
ten von Frieden und Frei- 
heit“ (CDU-Fraktionschef 
Friedrich Merz) gedeihen 
kann. In der Beziehung 
„der Deutschen“ zu den 
USA drückt sich — psy- 
choanalytisch gesprochen 
— wohl vielmehr eine Am- 
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bivalenz gegenüber dem 
als „mächtiger“ Wahrge- 
nommenen aus, eine Haßliebe, der die 
Amerikaner sowohl als „Besatzer“ als auch 
als „Befreier“ gelten, sowohl als Vorbild, 
dessen Angriff letztlich auch uns treffen 
kann, als auch als Neidobjekt, das für die 
eigenen Versagungen verantwortlich sein 
soll. Diese Ambivalenz hat sich in 
Deutschland zu verschiedenen Zeiten mal 
eher im Anti-, mal im Proamerikanismus 
Bahn gebrochen. 

Ein weiterer Extraprofit, den Deutsch- 
land aus der Tragödie zieht, liegt auf der 
Ebene des diskursiven Kampfes um die 
Deutungshoheit darüber, was das Böse und 
was das Unzivilisierte sei. Der Antiorien- 
talismus diente nach 1945, ähnlich wie der 
Antikommunismus, stets dem Bedürfnis, 
die NS-Barbarei und den eliminatorischen 
Antisemitismus, der in Deutschland auch 
bezeihungsweise gerade unter den Bedin- 
gungen des „zivilisierten Abendlandes“ ge- 
deihen konnte, zu historisieren und zu re- 
lativieren. Die Konstellation des Kalten 
Krieges war in dieser Hinsicht für die Bun- 
desrepublik Deutschland ein Geschenk des 
Himmels: Unversehens stand man plötz- 
lich auf Seiten der Zivilisierten gegen das 
dunkle Reich des Ostens — ein Szenario, 
das sich unschwer auch auf die neuere 
Konfliktarchitektur abbilden läßt. 

Zusammengenommen zeigt all dies, wie 
kurzschlüssig es ist, von einer bruchlosen 
Kontinuität des vor 1945 so wirkungsmäch- 
tigen Antiamerikanismus auszugehen, wie 
es beispielsweise die Bahamas tut. Die un- 
bestreitbare Virulenz des Antisemitismus 
hingegen verweist zugleich darauf, daß} die- 
ser sehr wohl ohne Antiamerikanismus 
funktioniert, zumal auch historisch der 
Antiamerikanismus für ihn nicht konsti- 
tutiv war. Entbehrt also schon die Option 
für die Zivilisation und für den Nato-Krieg 
— der im übrigen Israel keineswegs schüt- 
zen wird — jeglicher Vernunft, hinkt die an- 
tideutsche Analyse des deutschen Terror- 
managements dessen realem Parforceritt 
hoffnungslos hinterher. 
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Das Ende der 
Geschichte 


Das Erschreckende dieser 
Tage liegt neben dem un- 
faßbaren Ausmaß des Ter- 
rors in einer Regression 
gesellschaftlichen Be- 
wußtseins, deren Ausma- 
ße ebenfalls noch nicht 
abzuschätzen sind. Im 
Kontext des allseits pro- 
klamierten und akzeptier- 
ten Notstandes herrscht 
offenbar auch ein Not- 
stand linken Denkens, das keine sozialen 
und ökonomischen Koordinaten mehr zu 
kennen scheint. Es gehe um Höheres, heißt 
es, etwas, das nicht mehr links, also anti- 
kapitalistisch versteh- und kritisierbar sei. 
Der Gedanke an Emanzipation — und zwar 
im umfassendsten Sinne, auf jedem einzel- 
nen Gebiet — wird so wohl noch einmal 
nachhaltig zurückgeworfen werden. Das ist 
der Kern der Drohung: Nichts wird mehr 
sein wie vorher. 

Sich nicht dumm machen zu lassen er- 
fordert offenbar die Verteidigung des Ba- 
nalen: Man kann über Sherry reden, man 
kann ihn aber auch einfach genießen — ohne 
den bitteren Beigeschmack der Affirmati- 


on. 


Fundstellen 
' ‚Den reaktionären Friedensfreundinnen in den 


Arsch treten!” Flugblatt von SOFA & Antifa Refe- 
rat, verteilt auf der Tag X-Demo in Freiburg gegen 
den Beginn des Nato-Bombardements. 

? Robert Kurz: Totalitöre Okonomie und Terror. 
Konkret Nr. 11, November 2001 

3 Horst Pankow: Kapitulation vor dem Vernichtungs- 
willen, in: Bahamas Nr.36 Herbst/Winter 2001. 

4 Andrea Albertini: Fanta staat Fatwa, in: Jungle 
World 36/01 

5 Anders als die gewöhnliche Anpassung vieler 
Linksliberaler verbindet sich dies bei einigen Grup- 
pen mit einem hastig runter getippten Bekenntnis 
zum Kommunismus. So heißt es in „Kritische Fra- 
gen an den friedensbewegten Protest“, eines Bünd- 
nisses von Antifa- und antideutschen Gruppen aus 
NRW: ‚Wäre im gegenwärtigen Konflikt die Vertei- 
digung der westlichen Zivilisation und des ihr im- 
manenten Glücksversprechens von Emanzipation 
und Wohlstand nicht die Voraussetzung dafür, eben 
Jieses in kommunistischer Absicht gegen die kapita- 
listischen Verhältnisse selbst zu wenden.” Quelle 
www trend.partisan.nef trd1001/A041001 htm! 
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Die Funktion, die der 


„sexuellen Perversi- 
on” im Kampf um 


kulturelle Authentizi- 


tät zukommt, zeigen 
die Reaktionen auf 
eine Razzia gegen 
Homosexuelle in 
Ägypten. Zwar wur- 
de unser Hinter- 
grundbericht bereits 
vor den Terrorakten 
des 11. September 
konzipiert. In deren 
Kontext vermag er 
aber unter anderem 
den Blick dafür zu 
schärfen, daß die 
regide Sexualmoral 
nicht allein religiös 
oder kulturell moti- 
viert ist, sondern wie 
alle gesellschaftli- 
chen Verhältnisse 
eine ökonomische 
Determinante hat. 
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Von Görtz NorpsrucH (Kairo) 


ie Perversen der Welt führen einen zü- 
D-++ Krieg gegen Ägypten!“ titelte 

am 20. August 2001 die ägyptische Wo- 
chenzeitung al-Usbu’a angesichts der Demon- 
strationen, die von Menschenrechts- und Schwu- 
lenverbänden vor ägyptischen Konsulaten in 
mehreren europäischen und nordamerikanischen 
Hauptstädten organisiert wurden. Gemeint wa- 
ren damit einige Tausend Demonstranten und 
ein paar Dutzend Parlamentarier verschiedener 
Länder, welche gegen das zur Zeit laufende Ver- 
fahren protestierten, von dem derzeit 52 ägyp- 
tische Männer betroffen sind. 


Gottes Krieger auf dem Queen Boat 


Im Zusammenhang mit einer Razzia im Ozeen 
Boat, einer populären Diskothek auf dem Nil, 
waren im Mai diesen Jahres zunächst mindestens 
55 Männer unter dem Vorwurf des „unzüchtigen 
Verhalten“ und „Geringschätzung der Religion“ 
festgenommen worden. Während die Festge- 
nommen ebenso wie deren Anwälte zunächst 
über die einzelnen Vorwürfe im Unklaren blie- 
ben, berichteten verschiedene Zeitungen bereits 
in den folgenden Tagen detailliert über die ver- 
meintlichen Hintergründe der Verhaftungen. 
„Gruppensex im Privaten und Öffentlichen“ und 
„homosexuelle Eheschließungen“ standen dabei 
ganz oben auf der Liste der Anschuldigungen. 
Bereits in den ersten Zeitungsberichten kam der 
Vorwurf des „organisierten Satanismus“ hinzu. 
Zwei Angeklagte, ein Ingenieur und ein Arzt, 
wurden dabei als Köpfe der satanistischen Grup- 
pe präsentiert, die sich nach einem Buchtitel die 
Eigenbezeichnung „Gottes Krieger“ gegeben 
haben soll. Andere Zeitungen brachten den Fall 
mit der biblischen Geschichte des Stammes Lot 
in Verbindung, der als Strafe Gottes für seine 
sexuellen Ausschweifungen vernichtet wurde. 
Ende September erging das erste Urteil ge- 
gen einen der Angeklagten, einen fünfzehnjäh- 


rigen jungen Mann. Er erhielt mit drei Jahren 
Gefängnis in Verbindung mit schwerer Arbeit 
die Höchststrafe für „unzüchtiges Verhalten“. 
Mit diesem ungewöhnlich harten Urteil machte 
das Gericht deutlich, daß es keineswegs bereit 
sein würde, dem mittlerweile spürbaren inter- 
nationalen Druck nachzugeben. Anders als im 
Fall jener 78 jungen Männer und Frauen, die 1997 
ebenfalls wegen des Vorwurfs des Satanismus 
verhaftet worden waren, scheint die ägyptische 
Justiz diesmal gewillt, ihren Verfolgungseifer 
auch gegen alle weiteren Inhaftierten durchzu- 
setzen. Die Urteile über die anderen Angeklag- 
ten werden für Mitte November erwartet. Die 
massıven Vorwürfe, die Angeklagten seien mehr- 
fach gefoltert und mißhandelt worden, fanden 
bisher keinerlei Gehör bei den Richtern. 

Erst in den letzten Jahren hat sich die Anzahl 
strafrechtlicher Verfolgungen gegen Homosexu- 
elle in Ägypten gehäuft. Nach einer ausführli- 
chen Berichterstattung über den Fall einer 
„heimlichen Heirat“ zwischen zwei homosexu- 
ellen Männern leitete die Justiz im Mai 2000 ein 
Verfahren ein, welches für ähnliche Aufregung 
in der Öffentlichkeit sorgte. Bis dahin hatte sich 
die Repression gegen Homosexuellen in Ägyp- 
ten relativ in Grenzen gehalten. Erst in Folge 
der Razzia im Ozeen Boat häufen sich die Berich- 
te über weitere Festnahmen an bekannten Treff- 
punkten sowie bei Verabredungen, die über das 
Internet arrangiert wurden. 


Verschwörung der Homosexuellen 
oder Homosexualität als 
Verschwörung? 


Ein Blick auf die breite Ablehnung und Vor- 
verurteilung, die den Angeklagten im Verfahren 
um das Oueen Boat in der Öffentlichkeit entge- 
genschlug, macht deutlich, welche Bedeutung 
diesem Prozeß zukommt. Während in den Me- 
dien bereits in den ersten Tagen eine zionisti- 
sche Verschwörung ausgemacht wurde, disku- 
tierten Vertreter des religiösen Establishments 
aufgeregt über den angemessenen Strafrahmen. 
Im Mittelpunkt des Interesses standen damit 


Faksimile Götz Nordbruch, Kairo 
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ht allein die vermeintlichen Sexualprak- 
en der Beschuldigten, sondern insbeson- 
re die internationalen Kontakte der 
‚ruppe“. Die Proteste von Mitgliedern 
; US-Kongresses gegen den Prozeß ga- 
n dafür ebenso Anlaß wie Fotos und 
ıssagen der Angeklagten, mit denen ih- 
n Kontakte nach Israel nachgewiesen 
rden sollten. Immer wieder tauchte der 
rwurf auf, die Gruppe habe sich für ihre 
anistischen Zeremonien am Toten Meer 
d in Jerusalem getroffen. Die regie- 
ngsnahe Tageszeitung a/-Ahram berich- 
'e bereits einen Tag nach den Festnah- 
»n, am 13. Mai 2001, die „Teufelsanbe- 
-“ hätten versucht, „neue Mitglieder für 
en Kult zu werben und forderten sie auf, 
, Toten Meer zu schwimmen, um von 
ssen Wasser gesegnet zu werden“. Je 
ch Einkommen, so kolportierte die Wo- 
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chenzeitung Raz al-Yussif daraufhin am 17. 
Mai, müßten die Mitglieder ein- bis drei- 
mal jährlich eine solche Pilgerfahrt unter- 
nehmen. Dem vermeintlichen Anführer 
des Kultes, einem Ingenieur, wurde zudem 
vorgehalten, man habe bei ihm Fotos von 
Synagogen und Bilder aus Israel gefunden. 

Gerade auch die Proteste der US-Poli- 
tiker wurden in den Verschwörungsthe- 
orien aufgegriffen, welche sich um die Be- 
schuldigten entspannen. Als Teil einer Stra- 
tegie der amerikanischen Außenpolitik 
deutete am 22. August die Zeitung Hadith 
al-Medina die Unterstützung für die „Per- 
versen, die mit aller Macht auf die Zerstö- 
rung des Wertesystems, welches die ägyp- 
tische Gesellschaft erhalte“, abziele. Be- 
reits in ihrer Ausgabe vom 15. Mai hatte 
Ruz al-Yussif unter Hinweis auf das Buch 


„Agentur der Krieger Gottes“, das bei dem 
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Sexualität und Antiamerikanismus: Auf der 
Titelseite der ägyptischen Tageszeitung 
„Al-Ahram al-Arabi vom 25. August” 
steht: „Sei ein Perverser ... und 

Onkel Sam wird Gefallen an 

dir finden. Der Aufstand 

der Perversen” 


Hauptangeklagten gefunden wurde, De- 
tails über diese angebliche Verschwörung 
verbreitet. Die Homosexuellen, welche „in 
den USA zu einer Kraft geworden sind, die 
stark genug war, die jüngsten Wahlen zu 
beeinflussen“, gehörten danach ebenso wie 
die Zeugen Jehovas zu dem Netz jüdischer 
Verschwörungen, die darauf abzielen, „die 
Gesellschaften auseinanderzutreiben, 
Zweifel an der Religion zu schüren und den 
Verunsicherten Gelüste einzureden.“ 


„Sexuelle Perversionen” als 
Gegenstand öffentlicher 
Auseinandersetzungen 


Das scharfe Urteil des Richters gegen den 
15-jährigen Jugendlichen wird erst vor 
dem Hintergrund des öffentlichen Eifers 
verständlich, mit dem die Bestrafung der 
„Perversen“ eingefordert wird. Der von in- 
ternationalen Schwulenverbänden erhobe- 
ne Einwand, daß Homosexualität nach dem 
ägyptischen Gesetz nicht verboten werde, 
ging in den Diskussionen nahezu unter. Mit 
dem Verweis auf die ägyptische Verfassung, 
welche die Sharia, das islamische Recht, als 
Hauptquelle des Gesetzes festlegt, recht- 
fertigt man schließlich die Auseinanderset- 
zungen darüber, welche Strafe für das Ver- 
halten der Männer den religiösen Quellen 
des Islams angemessen sei. Die verschie- 
denen Einschätzungen über die Ursachen 
der „Krankheit“ spiegeln sich dabei in den 
diversen Strafmaßnahmen wider, wie sie 
von islamischen Geistlichen vorgeschlagen 
wurden. In einer ausführlichen Dokumen- 
tation zum Prozeß befragte die regie- 
rungsnahe Zeitung al-Ahram al-Arabı ver- 
schiedene Wissenschaftler zu den Hinter- 
gründen und Folgen der „Perversion . Ne- 
ben sexuellem Mißbrauch im Kindesalter, 
so die in der Ausgabe vom 25. August er- 
schienenen Antworten, könnten eine „zu 
weibliche Erziehung“, „unangemessene 
Kleidung der Mütter vor den Augen des 
Jungen“ oder schlicht das Fehlen des Va- 
ters in der Familie das Verhalten der Män- 
ner erklären. Andere Mediziner nennen 
Impotenz oder einen hormonellen UÜber- 


schuß als Ursache von Homosexualität. 
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wobei von einigen zwischen den Ursachen 
„aktiver“ und „passiver“ Homosexualität 
unterschieden wird. Der vorgeschlagene 
Strafrahmen bewegt sich schließlich zwi- 
schen einmaliger Bewährungsmöglichkeit 
und Tötung im Wiederholungsfall (Dr. 
Muhammad Abd al-Munim al-Bari), 
Verätzung des Afters (Dr. Ahmed Shafıg), 
Verbrennung (Dr. Taha Abu Krisha), leben- 
digem Begraben unter einer Mauer oder 
dem Sturz vom „Gipfel eines Berges“ (Dr. 
Abd al-Sabur Shahin). 

Angesichts dieser Argumentationen 
hochrangiger Vertreter aus Medizin, Reli- 
gion und Justiz schienen die Stellungnah- 
men einzelner ägyptischer Menschen- 
rechtsorganisationen um so erstaunlicher. 
Hafez Abu Saada, der Generalsekretär der 
angesehenen Egyptzan Organization for Hu- 
man Rights (EOHR), erklärte in einem In- 
terview, man werde sich keineswegs für die 
Verteidigung der Gefangenen einsetzen. 
Schließlich, so Saada, gehe es in dem Fall 
nicht um die Verteidigung von Menschen- 
rechten, sondern um einen Prozeß gegen 
die Verbreitung von Prostitution. 


Homosexualität in Ägypten 


Über die Hintergründe des Prozesses und 
vor allem die Hartnäckigkeit, mit der die- 
ser unbeeindruckt von internationalen Pro- 
testen fortgeführt wird, gab es in der ägyp- 
tischen Schwulenszene einige Diskussio- 
nen. Hossam Baghat, Journalist und bis vor 
einigen Wochen Mitarbeiter des EOHR, 
veröffentlichte eine Stellungnahme, in der 
er nicht nur das Verhalten der Menschen- 
rechtsorganisationen kritisierte, sondern 
den Prozeß zudem im Zusammenhang mit 
anderen Verfahren gegen Intellektuelle als 
Ablenkungsmanöver der ägyptischen Re- 
gierung interpretierte.' Neben der „Ab- 
lenkung der Öffentlichkeit von der öko- 
nomischen Rezession und den Finanz- 
problemen der Regierung“ sieht er auch in 
dem öffentlichen Bedürfnis, „die islami- 
schen Werte zu verteidigen“ eine Ursache 
für die allgemeine Hetze. Die überwiegend 
von Ägyptern betriebene Internetseite 
GayEgypt.com beschrieb das Verfahren als 
Beleg für eine „moral panic“, die Ägypten 
gepackt habe. Das „Gespenst McCarthys“ 
würde in den letzten Monaten die Runde 
machen und alles, was als Abweichung 
wahrgenommen werde, verfolgen. 

Als öffentliches Thema hatte Homose- 
xualität in der modernen ägyptischen Ge- 


sellschaft zuvor kaum eine 
Rolle gespielt. Verschiedene 
Studien zur Geschichte der 
Homosexualität in arabi- 
schen Gesellschaften ver- 
wiesen auf den Unterschied 
der Konzeptionen von Ge- 
schlechteridentität und se- 
xuellem Verhalten im Ver- 
gleich zu westlichen Län- 
dern.” Während Geschlech- 
teridentitäten in anderen 
Gesellschaften zunehmend 
über die sexuellen Beziehun- 
gen des Einzelnen definiert 
werden, ist dieser Zusam- 
menhang für die heutigen 
Fremd- und Selbstwahrneh- 
mungen in der ägyptischen 
Gesellschaft kaum von Be- 
lang. Gleichgeschlechtliche 
Beziehungen insbesondere 
zwischen Männern waren 
und sind danach jedoch ein 
gesellschaftlich weitverbrei- 
tetes Phänomen: „It is not 
the existence of same-sex se- 
xual relations that is new 
but their association with 
essentialist sexual identi- 
tites“.” Als ein Aspekt im 
sozialen Gefüge von Macht 
und Sexualität beschränken 
sich gleichgeschlechtliche 
sexuelle Kontakte zwischen 
Männern bis heute weitge- 
hend auf Beziehungen, welche nach Alter 
oder gesellschaftlichem Status asymme- 
trisch strukturiert sind. Der gesellschaft- 
liche Zwang zur heterosexuellen Heirat 
wird dabei keineswegs in Frage gestellt. 
Angesichts der Bindung heterosexueller 
Sexualität an die Ehe erscheinen homose- 
xuelle Kontakte vielmehr auch als unaus- 
gesprochene alternative Option für unver- 
heiratete Männer. Diese Form einer mehr 
oder weniger verdeckten „functional bise- 
xuality“ (Malek Chebel) ermöglicht letzt- 
lich homosexuelle Beziehungen, welche ne- 
ben der gesellschaftlich erwarteten hete- 
rosexuellen Ehe praktizierbar scheinen. 
Das Tabu, homosexuelle Kontakte öf- 
fentlich zu thematisieren, ist dabei genau- 
so wenig wie Geschlechterbeziehungen im 
allgemeinen eine gesellschaftliche Kon- 
stante. Ebenso sehr wie Religion und über- 
lieferte Traditionen prägt der historische 
gesellschaftliche Kontext den jeweiligen 
Umgang mit homosexuellen Beziehungen. 
Bruce Dunne weist in seiner Darstellung 
ausdrücklich auf die Offenheit hin, mit 
welcher homosexuelle Kontakte zwischen 
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Sexualität und Antisemitismus: „Krieg der Prostituierten. 
Die Frauen der Juden und die arabischen Politiker” 
lautete 1995 der reißerische Titel dieses 

Buches von Muhammad al-Ghita 


Männern bis in die erste Hälfte des 20. 
Jahrhunderts in Marokko wie in Ägypten 
toleriert wurden. Erst der Einfluß der eu- 
ropäischen Kolonialmächte habe demnach 
im Zusammenwirken mit aufkommenden 
religiösen und nationalistischen Ideologi- 
en um die Jahrhundertwende eine Tabui- 
sierung der Beziehungen initiiert und be- 
kräftigt. Mehr oder weniger offen wurden 
homosexuelle Beziehungen dennoch auch 
in der Folgezeit sowohl in arabischer Lite- 
ratur als auch im Film thematisiert. Eben- 
so wie in der Literatur Nadjib Mahfuz’ 
spielt Homosexualität auch in den Filmen 
Yussif Chahines eine nicht unbedeutende 
Rolle.‘ 


Homosexualität und 
Authentizität 


Die Erklärung der öffentlichen Auseinan- 
dersetzungen um den Fall lassen sich inso- 
fern kaum allein mit dem Tabubruch halb- 
öffentlich gelebter Homosexualität erklä- 
ren. Auch das Argument, es handle sich um 


\ 
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ein Ablenkungsmanöver der Regierung, 
kann kaum die öffentliche Hetze bis hin 
zu den Forderungen nach Todesstrafe be- 
gründen. Die Reaktionen selbst weisen auf 
den Zusammenhang hin, innerhalb dessen 
die Aggressivität des Verfolgungseifers ver- 
ständlich wird, ohne daß eine initiierende 
Rolle der Regierung zu vermuten wäre. 
Homosexualität erscheint dabei nicht al- 
lein als moralische Verfehlung, welche 
durch Besserung des Einzelnen zu korri- 
gieren wäre. Die Integration des Vorwur- 
fes gleichgeschlechtlicher Kontakte in Ima- 
ginationen satanistischer Verschwörungen, 
welche von äußeren Mächten in Ägypten 
verbreitet würden, stellt den Queen-Boat- 
Prozeß vielmehr in den Kontext allgemei- 
ner Auseinandersetzungen um vermeint- 
liche Bedrohungen, mit denen sich die 
ägyptische Gesellschaft konfrontiert sieht. 
Nicht der Einzelne, sondern die Gesell- 
schaft als ganze erscheint dabei als Opfer 
der „sexuellen Perversionen“, wie sie von 
den Angeklagten personifiziert werden. 


„Sexuelle Perversion” als 
Medium von Antisemitismus und 
Antiamerikanismus 


Gerade in den Diskussionen um die Fol- 
gen der Globalisierung zeigen sich deutli- 
che Parallelen zu Argumentationsmustern, 
welche in den Reaktionen auf den Queen- 
Boat-Prozeß auftauchten. Die Bedrohung 
gemeinsamer Werte und der Verlust der 
kulturellen Identität spielt in diesen Kon- 
troversen eine zentrale Rolle. Sexualität ist 
dabei ein immer wiederkehrendes Thema. 
Neben den Folgen, die mit der Globalisie- 
tung für geläufige Formen der Sexualität 
in der ägyptischen Gesellschaft einherge- 
hen, geht es dabei vor allem um Sexualität 
als Vehikel der Globalisierung. Deutlichstes 
Beispiel für diese Argumentationen sind die 
mittlerweile unzähligen Veröffentlichun- 
gen, in denen jüdische/zionistische/israe- 
lische Verschwörungen im Zusammenhang 
mit Prostitution und Spionage diskutiert 
werden. In diversen Artikeln und Büchern 
finden sich Enthüllungen über Versuche des 
israelischen Geheimdienstes Mossad, mit- 
tels jüdischer Prostituierter die Grundla- 
gen der ägyptischen Gesellschaft zu unter- 
höhlen. Die Verbreitung von Prostitution 
und Geschlechtskrankheiten wird danach 
ebenso wie die vermeintliche Existenz 
satanistischer Gruppierungen als Teil einer 
kulturellen Kriegführung verstanden, wel- 
che keineswegs allein im Zusammenhang 
mit dem Nahostkonflikt gesehen werden. 


Die Bedrohung der ägyptischen Kultur und 


der kulturellen Authentizität werden aus- 
ht auf arabisch-israelische 


drücklich nic 
gen beschränkt, son- 


Auseinandersetzun 
dern als Ausdruck übergeordneter Kon- 
flikte der Globalisierung gedeutet. Die 
damit einhergehende Interpretation ge- 
sellschaftlicher Konflikte als Teil eines Ab- 
wehrkampfes gegen Bedrohungen der kul- 
turelle Authentizität verbindet daher die 
Wahrnehmungen des Queen-Boat-Prozes- 
batten, wie sie sich um den Ein- 


ses mit De | 
od-Ketten wie McDonald’s 


fluß von Fastfo e | 
oder um die Amerikanisierung der ägypti- 
schen Gesellschaft im allgemeinen entwik- 


kelten. 

Angesichts einer solch 
on von Homosexualität als B 
kulturellen Grundlagen der Ge 


wird das nahezu vollständige Fehl 
in denen ihre 


en Interpretati- 
edrohung der 
sellschaft 
en von 


Argumenten verständlich, | 
als Ausdruck individueller Freı- 


iert wird. Die einheitlichen 
tionalen wie islamisti- 
eien, welche sich mit 
lishment über die 


Ausübung 
heiten thematıs 
Reaktionen der na 
schen Oppositionspart 


dem regierenden Estab 
Erforderlichkeit eines Kampfes gegen 


Homosexualität als kulturelle Bedrohung 
einig wissen, spiegeln schließlich das Kli- 


der, innerhalb dessen sich die gegen- 
sellschaftli- 


Ähn- 
intlich 


ma wi 
wärtigen Kontroversen UM ge 


che Konflikte in Ägypten bewegen. 
lich wie in den Debatten um verm« | 
pro-westliche Intellektuelle, religionskri- 
tische Autorinnen oder Verfasser „porno- 
graphischer Literatur“ geht es darin wenı- 
ger um das einzelne Vergehen, sondern um 
dessen Entlarvung als Sym 
stentielle Bedrohungen der 


ptom für exi- 
Gesellschaft. 


Anmerkungen 
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Gegen Taliban, 
Bush und Schily 


Die vom 26. bis 28. Oktober in 
Osteresch tagende Mitfrauenver- 
sammlung des Lesbenrings verab- 

schiedete folgende Erklärung: 


Der Lesbenring als größte Interessenvertretung 
lesbischer Frauen in Deutschland setzt sich ein 
für die Wahrung der Menschen-, ergo auch 
Frauenrechte sowie das Recht auf ein selbst- 
bestimmtes Leben von Lesbenfrauen. Daher ver- 
urteilen wir auf Schärfste, was derzeit in Afgha- 
nistan geschieht. 

Selbstverständlich lehnt auch der Lesbenring 
Terror und Gewalt ab. (Das gegenwärtige poli- 
tische Klima zwingt uns, diese eigentlich 
selbstverständliche Tatsache noch einmal zu be- 
tonen). Wir sprechen uns sowohl gegen den 
Krieg, als auch gegen das Gewalt-Regime der 
Taliban aus. 

Seit 20 Jahren wird in Afghanistan ein Krieg 
gegen Frauen geführt, der sie in ihren Grund- 
rechten massiv einschränkt. Zunehmend wer- 
den Frauen eingesperrt, gefoltert, unterdrückt, 
ermordet. Sie sind abgeschnitten von Bildung, 
Arbeit, Nahrung, Gesundheitsversorgung. Dies 
wurde von den Regierungen der westlichen Welt 
20 Jahre lang verschwiegen, toleriert oder un- 
terstützt, berührte dies doch nicht die eigenen 
ökonomischen und sozialen:Interessen. Jetzt hat 
sich die Interessenslage der westlichen Welt ge- 
ändert und die Situation der Frauen wird nun 
dazu mitbenutzt, um den Krieg/Rachefeldzug 
gegen die Taliban zu rechtfertigen. 

Der Lesbenring beobachtet ebenfalls mit Sorge 
die Auswirkungen: auf die deutsche Innen- und 
Sicherheitspolitik. Denn der Konflikt wird auch 
dazu benutzt, Überwachungsmethoden wie z.B 
die Rasterfahndung zu etablieren und Grund- 
lagen der Rechtsstaatlichkeit in Frage zu stel- 
len. Der Vorschlag von Innenminister Otto Schi- 
Iy, allein bei Verdacht auf Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung nicht-deutsche Men- 
schen abzuschieben, kehrt den Grundsatz der 
Unschuldsvermutung um und'öffnet Denunzia- 
tionen Tür und Tor. Gleichzeitig werden Res- 
sentiments gegen BürgerInnen nichtdeutscher 
Ethnien geschürt. 


Der Lesbenring fordert daher: 


Die Kriegshandlungen in Afghanistan müs- 
sen sofort eingestellt werden, stattdessen muß 
die internationale Gemeinschaft sofortige hu- 
manitäre Hilfe leisten. 

Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere für afghanische Les- 
ben/Frauen und Kinder. 

Eine besonnene und der Lage angemesse- 
ne Sicherheitspolitik, die das Zusammenleben 
unterschiedlicher Ethnien fördert statt verhin- 
dert. 

Investitionen in Konflikt- und Friedenstor- 


schung und -arbeit. 


Der Lesbenring fordert, Afghanistan und vor 
allem den afghanischen Frauen die Unterstüt- 
zung zu gewähren, die sie wirklich brauchen, 
um. ihre Lebenssituation in ihrem Sinne men- 
schenwürdig zu’gestalten. 
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Christa Reichard 


Fäuste & Halleluja (!) 


Mit Drucksache 14/6645 vom 29. August 2001 
beantwortete die Bundesregierung den CDU/ 
CSU-Abgeordneten Christa Reichard, Paul 
Breuer und Ulrich Adam ein paar Fragen, darun- 
ter diese: „Welche Bedeutung mißt die Bundes- 
regierung der Militärseelsorge — insbesondere im 
Auslandseinsatz — bei?“ Antwort: „Der Militär- 
seelsorge — insbesondere im Auslandseinsatz — 
wird eine hohe Bedeutung beigemessen, was sich 
nicht zuletzt darin äußert, daß Militärgeistliche 
beider Konfessionen die jeweiligen Kontingen- 
te über die gesamte Aufenthaltszeit begleiten.” 

Und noch eine Frage: „Welche Bedeutung 
mißt die Bundesregierung dem Umgang der 
Soldaten mit Sexualität im Auslandseinsatz bei?” 
Antwort: „Der Intim- und Sexualbereich des 
Menschen steht als Tel seiner Privatsphäre un- 
ter dem verfassungsrechtlichen Schutz des Ar- 
tikels 2 Abs. 1 i.V. m. Artikel 1 GG. Er ist grund- 
sätzlich nicht der Beurteilung durch die Bundes- 
regierung bzw. die militärischen Vorgesetzten 
unterworfen. (...) Der Schutz der sexuellen 


Fäuste & Halleluja (2) 


Fäuste & Halleluja (3) 


Im Kampf gegen „obszönste Darstellungen be- 
stimmter Künstler“ (gemeint war unter ande- 
rem explizit das Stück „Corpus Christi) forder- 
te im Februar das Bistum Paderborn im kirchli- 
chen Monatsblatt Der Dom, „daß solche unge- 
heuerlichen Entgleisungen auch wieder vom Ge- 
setz geahndet werden“ — zum „Schutz der Reli- 
gion”. 

Am 27. Oktober meldete nun der Bonner Ge- 
neralanzeiger Vollzug — zunächst im Vereinigten 
Königreich: „In einem eilig zusammengeschnür- 
ten Anti-Terror-Paket hat die britische Regierung 

. ein Gesetz eingeführt, das Scherze über Re- 
ligionsgemeinschaften streng verbietet“ und mit 
bis zu sieben Jahren Gefängnis bestraft. Daß das 
Innenministerium damit nicht in erster Linie 
moslemische Religionsgemeinschaften vor dem 
„Aufruf zum religiösen Haß“ zu schützen ge- 


Mit einem offenen Brief suchte Kölns Oberbür- 
germeister Fritz Schramma (CDU) die Premie- 
re des Theaterstücks „Corpus-Christi” am 2 
Oktober zu verhindern. Darin „appellierte er an 
das Ensemble, das Stück nicht zur Aufführung 
zu bringen. Der Autor verletze "bewußt und ge- 
zielt die Gefühle von unzähligen Gläubigen’, die 
gerade nach den Anschlägen in den USA "Trost 
und Kraft in ihrer Religion’ suchten und fänden” 
(Oueer). Nachdem das Erzbistum Strafanzeige 
gegen das Stück gestellt hatte, spendete der Köl- 
ner Stadtanzeiger den Kirchenoberen Trost und 
Kraft: „Mutter Kirche’ sollte aufmüpfigen Kin- 
dern ähnlich langmütig begegnen wie lebens- 
kluge Eltern“, riet das Blatt angesichts „(qua- 
litativ gewiß fragwürdiger) Kunst“ und „Blasphe- 
mie in Zeiten der Unverbindlichkeit“. 


Selbstbestimmung wird dadurch gewährt, daß 
Verhaltensweisen, die die sexuelle Selbstbestim- 
mung verletzen, unter Strafe gestellt sind. Dar- 
über hinaus ergeben sich für Soldaten auf Grund 
der Bestimmungen des Soldatengesetzes ($ 12 
Kameradschaft, $ 17 allgemeine Verhaltens- 
pflicht als Soldat, $ 10 Pflicht des Vorgesetzten 
zu beispielhaftem Verhalten) weitere Beschrän- 
kungen im Umgang mit Sexualität. Im Füh- 
rungsstab der Streitkräfte wurde unter Federfüh- 
rung der Stabsabteilung I ein Arbeitskreis ein- 
gerichtet, der sich mit dem Thema „Sexualität 
im Auslandseinsatz“ befaßt. Ihm gehören neben 
Vertretern der beiden Kirchen, des psychologi- 
schen Dienstes der Bundeswehr, des Sozial- 
dienstes und der Abteilung Recht auch mit der 
Materie vertraute, ehrenamtliche Helferinnen 
aus Familienbetreungszentren sowie eine Vertre- 
terin des ‘Forums für Soldatenfamilien’ an.“ 
Und wer „vertieft“ Fragen zu „Treue und Um- 
gang mit Sexualität“ bei den Soldaten gemäß 
Drucksache 14/6645 — „die Militärseelsorge“. 


denkt — auch wenn es angab, dem „Druck mos- 
lemischer Führer“ gefolgt zu sein — , war offen- 
sichtlich. Als prominentester Kritiker verfaßte 
der Komiker Rowan Atkinson (,„Mr. Bean“) an 
die Times eine „zornige Abrechnung, die sich ge- 
gen die wachsende Zensurbereitschaft auch in 
westlichen Gesellschaften richtet. Was vor kur- 
zem noch als unzumutbare Einschüchterung 
nach dem Vorbild der ‘Satanischen Verse’ emp- 
funden worden wäre, bekommt demnach im 
Zuge der Anti-Terror-Angst plötzlich den Rang 
von Staatsräson“, gibt der Generalanzeiger zum 
Inhalt des Briefes an. Immerhin habe er, schreibt 
Atkinson, einen großen Teil seines beruflichen 
Lebens damit verbracht, sich über diverse Figu- 
ren seines christlichen Hintergrundes lustig zu 
machen. „Ich kann es mir einfach nicht vorstel- 
len, daß ich dafür in Zukunft bestraft werde.“ 


Zwei notwendige Anmerkungen: 1. „Wären 
die Protestierer mit hereingekommen, hätten sie 
sich wohl gewundert. McNallys Stück (läßt sich) 
mit kühlem Kopf als tief religiös deuten ... Die 
Jünger, die Joshua später um sich schart, demon- 
strieren ihr Schwulsein ... überraschend keusch 
... Im übrigen gibt Antonio Paradiso den Joshua 
so vergeistigt, daß er auch in Oberammergau 
auf der Bühne stehen könnte. Kein Hauch von 
Lästerung.“ (Westdeutsche Allgemeine Zeitung) 2. 
Eine im Oktober von der überkonfessionellen 
Projekt-Agentur Pro Christ veröffentlichte Stu- 
die besagt, daß „allen Deutschen eine Vorstel- 
lung von Gott als höherem Wesen, Schöpfer der 
Welt und regelnder Instanz ... gemeinsam“ sei. 
Einzige Ausnahme: der „vom Willen gesteuerte 
intentionale Atheist’. 
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Foto: Deutscher Bundestag; Log Cabin Republicans, Madison/Wisconsin 


Erstens /zaz: „Nach den Anschlägen vom 11. Sep- 
tember machte der erzkonservative Fernseh- 
prediger Jerry Falwell in der Sendung “The 700 
Club’ die Schuldigen für das Drama ausfindig: 
‘Feministinnen, Ungläubige, Abtreiber, Schwu- 
le und Lesben ... Ich zeige auf Euch und sage: 
Ihr habt es möglich gemacht.“ 

Zweitens taz: „In einer Trauerfeier für die Op- 
fer von New York und Washington diagnosti- 
ziert der (Salzburger) Erzbischof Georg Eder ‘die 
Erst-Ursachen dieser Weltkatastrophe’: Ange- 
fangen habe alles mit der künstlichen Geburten- 
regelung, der nächste Schritt sei die Abtreibung 
gewesen, und es folgte schließlich ‘die politisch 
gesteuerte Bewegung der unfruchtbaren Homo- 
Ehe’. ‘Gott wird herausgefordert’, so Eder: ‘Und 
es folgt Strafe’.“ 

Drittens Berliner Zeitung: „Scott Evertz ist ein 
Alibi-Mann, ... denn die Nominierung des offen 


schwulen Politikers ist Premiere und Ausnahme 
zugleich ... Der 38jährige Evertz soll die gesam- 
te Aidspolitik der Vereinigten Staaten koordi- 
nieren ... (Er) arbeitete lange Zeit als Spenden- 
sammler für Anti-Abtreibungsgruppen, ein ka- 
tholisches Aids-Hospiz und eine konfessionelle 
Senioren-Organisation. Daß der neue Aids-Be- 
rater ein gläubiger Katholik und Abtreibungs- 
gegner ist, dürfte Buh die Entscheidung erleich- 
tert haben.“ 

Viertens Oxeer: „Offen schwul nur im Krieg: 
Das Pentagon in Washington hat angeordnet, 
daß die ‘Don’t ask, don’t tell’-Politik beim Mili- 
tär ausgesetzt wird. Bislang durften Schwule und 
Lesben nur in der Armee bleiben, wenn sie ihre 
Homosexualiät geheimhalten. Kritiker befürch- 
ten, daß die Aufhebung nach einem möglichen 
militärischen Einsatz wieder rückgängig gemacht 


wird.“ 
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„Wir wollen auf britischen Bühnen Männer se- in der Londoner Subkultur des frühen 18. Jahr- re 
hen, die Analverkehr gerade so wie im Leben ha- hunderts — bei transvestitischen Rollenspielen, Q 
ben — oft und viel.“ So läutete Mark Ravenhill zotiger Fröhlichkeit und hartem Sex ... die Ge- 3 
im Gxardian die Londoner Uraufführung von richtsprotokolle des 1726 gegen ‘Mother Clap’ ® 
„Mother Clap’s Molly House“ ein. Was der „be- geführten Prozesses sind ... Pflichtlektüre in der 2 
rühmt-berüchtigte Erfolgsautor“ von „Shoppen Szene ... Ravenhill ist ein ‘post-schwuler’ Autor, ©: 
und Ficken“ im September im National Theatre der die emanzipatorischen Freiheiten der Schwu- = 


präsentierte, kommentiert Matthias Thibaut am 
ll. September im Tagesspiegel: „Ravenhills ‘'Ko- 
mödie mit Musik’... hat das Genre des Schwu- 
lenstücks, das so viel für die neue Blüte des zeit- 
genössischen britischen Theaters getan hat, 
schon allein durch seinen theatralischen Ehrgeiz 
bereichert ... Ravenhill ist der Meinung, nach all 
dem monotonen Bühnengejammere über die see- 
lenlose Kälte in den Clublands der Szene, sei es 
nun einmal Zeit, nach dem utopischen Horizont 
der Gay Culture umzuschauen. Fündig wurde er 


„In begründeten Fällen“ weist der Bund lesbi- 
scher und schwuler JournalistInnen (BLSJ) „auf 
lesben- und schwulenfeindliche Tendenzen in den 
Medien hin“. In anderen begründeten Fällen je- 
doch erteilt man solchen Tendenzen jedoch sei- 
nen Segen mittels „Kölner Appell“, mit dem die 
5. Bundesversammlung am 22. September zum 
„neuen Umgang der Medien mit sexueller Ori- 
entierung und Privatleben von Personen des öf- 
fentlichen Lebens“ aufrief. Freuen wird sich die 
Boulevardpresse besonders über dessen Punkt 
zwei: „Der BLSJ fordert JournalistInnen und 
Medien auf, die sexuelle Orientierung von lesbi- 
schen, schwulen und bisexuellen Personen des öf- 
fentlichen Lebens nicht länger zu tabuisieren. Die 
Erwähnung der sexuellen Orientierung ist ins- 
besondere dann wichtig, wenn sie für das Ver- 
ständnis einer Nachricht oder Geschichte bzw. 
zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit (sic!) ei- 
ner Person erforderlich ist.“ 


lenkultur verteidigt und ihr doch durch die Bloß- 
stellung ihrer kommerzialisierten Sinnentleerung 
die Scham beibringen will. Schon das letzte Stück 
‘Some explicit Polaroids’ versuchte diese imma- 
nente Szenekritik mit einer positiven Leitutopie 
abzusichern ... Fördert der Rückgriff ins 18. Jahr- 
hundert nun ein besseres Modell zu Tage? ... Die 
Basis für Mother Claps gesetzesbrecherische To- 
leranz ist und bleibt der Geschäftssinn. Eintritt 
ist ein Schilling, dafür erhält man ein Kostüm 


und den moralfreien Raum.“ 


Zwar will der Verein bei der Berichterstat- 
tung „zwischen sexueller Orientierung und Pri- 
vatleben“ unterschieden wissen (wie immer das 
funktionieren soll), hält aber bei Prominenten, 
„wenn sie zur Diskriminierung von Lesben und 
Schwulen beitragen“, durchaus „ein Outing für 
geboten und vertretbar“. Damit bricht der Ver- 
ein nicht nur mit einer als Ausweis halbwegs se- 
riöser Berichterstattung geltenden Konvention 
_ dem Schutz der Privatsphäre —, sondern ruft 
auch kaum verhüllt zur Denunziation politisch 
Mißliebiger auf: Vielleicht könne man „in einem 
hochkritischen Fall“ auch mal die Homosexua- 
lität eines Prominenten einfach behaupten, „aber 
das sollte nicht die Regel sein“, bewarb der neue 
Vorstand seinen „Appell für den Hinterkopf“. 

Der BLSJ ist, nebenbei, laut eigener Aussage 
„die weltweit zweitgrößte Interessengemein- 
schaft lesbischer und schwuler JournalistInnen . 
Mit knapp 160 Mitgliedern — weltweit. 
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Scott Evertz (38) 
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Gregor Faistauer 


Mustergau 2001 


Redaktionelle Anfrage an die Homosexuelle In- 
itiative Salzburg, betreffend die Diskussionsver- 
anstaltung „Schwul/lesbisch — anders in Salzburg? 
Ein Jahr danach“, zu der auch die Klubvorsit- 
zende der FPÖ im Gemeinderat geladen wurde: 

„Wenn wir es recht verstehen, bieten Sie am 
11. 10. der Vertreterin einer latent antisemiti- 
schen und offen rassistischen Partei ein Podium. 
Wir hätten gern erfahren, zu welchem Zweck 
und ob Sie die FPÖ als demokratische Partei 
ansehen, mit deren Hilfe Verbesserungen der 
Situation von Lesben und Schwulen erreichbar 
wären. Ferner hätten wir gern gewußt, ob für 
die HOSI Salzburg die lesbisch-schwule Eman- 
zipation (so sie denn Ziel ist) ohne die Emanzi- 
pation von anderen Unterdrückungsverhältnis- 
sen (eben z.B. auch rassistischen) denkbar ist.” 

Hier Auszüge aus den vom 24. September da- 
tierenden Antworten des HOSI-Obmanns Gre- 
gor Faistauer: „Der Grund, weshalb wir auch eine 
Vertreterin der FPÖ zu unserer Veranstaltung 
einladen, ist der, daß vielen Schwulen und Les- 
ben in Salzburg noch immer nicht bewußt ist, 
daß wir auch von Menschen regiert werden, die 
nicht unbedingt auf unserer Seite stehen und die 
uns dazu auch noch diskriminieren. Es gibt noch 
immer zu viele unter uns, die es ganz toll fin- 
den, daß VertreterInnen von politischen Partei- 
en nichts gegen uns haben. Das Bewußtsein da- 


Mustergau 2000 


In den HOSI News, der Zeitschrift der Homose- 
xuellen-Initiative Salzburg, Ausgabe Frühling 
2000, konnte man folgenden Kommentar lesen: 
„Salzburg hat es durch ‘Säuberungsmaßnahmen‘ 
und treuen Gehorsam gegenüber der Obrigkeit 
schon einmal geschafft, die Bezeichnung ‘Mu- 
stergau’ für dieses Land zu ergattern. Betrach- 
tet man die Presseaussendung der FPO-Klub- 
obfrau im Salzburger Gemeinderat Doris Tazl, 
so scheint es, daß sie sich wieder um die Errei- 
chung des früheren Status bemüht. “United Pa- 
rade — Suchtgift, Punks und offene Homosexua- 
lität — wir müssen die Salzburger vor solchen Ele- 
menten schützen.’ So titelt Frau Tazls Presseaus- 
sendung vom 26.1.2000 und sie fand auch in der 
Kronenzeitung eine treue Verbündete, die diese 
Meldung auch gleich am nächsten Tag brachte, 
wobei Frau Tazl folgendermaßen zitiert wurde: 


New Economy 


Anfang November erließ das britische Kabinett 
eine Anordnung, wonach eine Fachkommission 
jene sogenannten Fortpflanzungskliniken unter- 
suchen soll, bei denen die künftigen Eltern über 
das Geschlecht des Kindes entscheiden könnten. 
Keineswegs jedoch, weil die pränatale Selektion 
nach Geschlecht als solche inhuman und Aus- 
fluß einer Ideologie wäre, die den Wert des In- 
dividuums an seinem zu erwartenden sozialen 
Status mißt, sondern weil unbrauchbares, den 


für, daß dies nicht ausreichend ist, kann in der 
offenen Konfrontation erreicht werden. Darüber 
hinaus hat eben Frau Tazl im letzten Jahr eine 
Veranstaltung der HOSI als Plattform dafür be- 
nutzt, um für die Schwulen und Lesben von Salz- 
burg ein nettes Gesicht zu zeigen. Nur ein Mo- 
nat danach stellte sie sich aber klar gegen glei- 
che Rechte für Homosexuelle. Damit wollen wir 
sie heuer konfrontieren. (...) 

Was die Haltung der FPÖ zu anderen The- 
men anlangt, so ist uns das durchaus bewußt. 
Andererseits hat unsere Veranstaltung zum Ziel, 
Verbesserungen für Salzburgs Schwule und Les- 
ben auf regionaler Ebene zu erreichen. Dies ist 
unser vornehmliches Ziel und auf Grund unse- 
rer sehr knappen personellen Ressourcen (...) wol- 
len wir uns auch darauf konzentrieren. (...) In- 
zwischen ist die HOSI eine Institution, an der 
halt auch eine FPÖ nicht mehr kommentarlos 
vorübergehen kann, und die — wenn’s auch we- 
nig ist — in Salzburg doch etwas mitzureden hat. 
Und wenn wir jemanden aus der FPÖ zu einer 
unserer Veranstaltung einladen, so sicherlich 
nicht zu dem Zweck, um ihmj/ihr eine Plattform 
zur Erwirtschaftung politischen Kleingeldes zu 
geben. Das zu verhindern trauen wir uns inzwi- 
schen zu.“ 

Sie lasen die HOSI-Salzburg-Variante eines 
klaren „Ja“. 


‘Dieses Forum für Punker, Rauschgiftsüchtige, 
Homosexuelle und Gewalttäter hat in Salzburg 
nichts zu suchen.’ Von der Szene Salzburg orga- 
nisiert und von Stadt und Land finanziell unter- 
stützt, sollam 22.7.2000, dem Tag der Festspiel- 
eröffnung, in Salzburg die erste ‘United Parade’ 
nach Vorbild der Wiener ‘Free Parade’ oder der 
Berliener ‘Love Parade’ vom Stapel laufen. Ein- 
geladen sind dazu Jugendorganisationen aller 


“ Arten und Couleurs, die HOSI ist natürlich auch 


dabei. Und es ist erstaunlich, wie sich eine Frak- 
tion nicht zu schade ist, eine Veranstaltung und 
ihre Teilnehmer ein halbes Jahr vorher schon 
anzuschütten und ihnen a priori Gewalt, Vanda- 
lismus, Suchtgiftmißbrauch und offene Homo- 
sexualität (die wohl im Gegensatz zuf offenen 
Heterosexualität die wahrlich verwerfliche zu 


sein scheint) vorzuwerfen.“ 


Sozialstaat belastendes Leben dabei herauskom- 
men könnte. Wie die Londoner Zeitung The 
Observer am 4. November meldete, richtet sich 
die Untersuchung gegen die umstrittene Metho- 
de der Typisierung von Spermien: Experten heg- 
ten den Verdacht, daß die Selektion nach weibli- 
chen und männlichen Chromosomen genetische 
Schäden bewirken könnte. 

In der Diskussion wird selbstverständlich von 
der Existenz zweier Geschlechter ausgegangen. 


Fotos. HOSI Salzburg; Yahoo 


Am 31. Oktober wurde der neue Hamburger 
Senat unter Wahlverlierer Ole von Beust (CDU) 
inthronisiert. Zur Mitte-Rechtsaußen-Koalition 
gehört neben CDU und FDP auch die auf An- 
hieb mit 19,4 Prozent in die Bürgerschaft einge- 
zogene Partei Rechtsstaatlicher Offensive PRO). 
Diese wird geführt von einem, den man hierzu- 
lande lieber Rechtspopulisten statt Salon-Nazi 
nennt, dem Strafrichter und Linkenjäger Ronald 
Barnabas Schill. Er wurde Zweiter Bürgermei- 
ster und Innensenator. 

Entsprechend den Rechts-Ordnungs-Vorstel- 
lungen von CDU und PRO sieht der 40 seitige 
Koalitionsvertrag aus. Unerwäht blieben darin 
Lesben und Schwule. Das Sozialressort fiel der 
CDU zugefallen, in dessen Leitlinien sich künf- 
tig deren konservatives Frauen- und Familien- 
bild spiegeln wird: Der Sozialbehörde untersteht 
das Amt für Gleichstellung und diesem das Re- 
ferat für gleichgeschlechtliche Lebensweisen. 

Weit schlimmer trifft der Rechtsruck indes 
die AIDS-Prävention. Denn das Ressort Ge- 


In Nr. 14 (Juli/August) dokumentierte Gigi am 
Beispiel des Falles Klarner./.Zirk, daß homopho- 
be Hetze nach Ansicht der Berliner Polizei. der 
Staatsanwaltschaft und sogar des nes 
richts weder den Tatbestand der Volksverhet- 
zung (8 130 StGB) noch den der Beleidigung ($ 
185 StGB) erfülle. Dem wiedersprachen Sun 
hauptstädtische Richter des Verwaltungs- und 
des Oberverwaltungsgerichts heftig: Im Streit 
des Senders Freies Berlin gegen die NPD, vertre- 
ten durch die Landesvorsitzende Carola fanpele 
und Die Republikaner, vertreten durch den Vor. 
sitzenden Konrad Voigt, siegte Intendant Horst 
Schättle in beiden Fällen; die Ausstrahlung der 
Wahlwerbespots wurde zu recht verweigert 
Ein NPD-Film sollte „eine Gruppe hamsse- 
xueller Männer in ihrer Menschenwürde verlet- 
zen“ (VG 2 A 200.01). Die obergerichtliche In- 
augenscheinnahme ergab, „daß die Darstellung 
von homosexuellen Männern nach drei Abbildun- 
gen von gewalttätigen Demonstrationen, das Zu- 
sammenstellen dieser vier Einzelbilder auf einem 
Gesamtbild und der nachfolgend gezeigte An- 


„Generell halbierte sich die Anzahl derer, die 10 
Millionen Pfund oder mehr (im Jahr — Gigi) ver- 
dienen, fast von 98 auf 51”, hieß es im Armuts- 
bericht der Sunday Times am 4. November. „Der 
ökonomische Abschwung bewirkte den Fall des 
kollektiven Einkommens der Top-500 von 5 auf 
3,3 Milliarden Pfund.“ Die Krise der privaten 
Haushalte trifft freilich wieder am stärksten die 
Frauen: Demnach schafften es im Zeitraum 
Oktober 2000 bis September 2001 nur 50 Frau- 
en (10 Prozent) auf diese Liste — fünf weniger 
als im Vorjahr. Schwein hatte die nunmehr im 
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sundheit wurde der Law-and-Order-Partei von 
„Richter Gnadenlos“ zugeschlagen. Diese hatte 
bereits im Wahlkampf angekündigt, massiv ge- 
gen DrogengebraucherInnen vorzugehen, vor 
allem im Strafvollzug. Dem rot-grüne Vorgän- 
gersenat hatte die Abgabe von Einwegspritzen 
in Knästen eingeführt — nicht, um den Drogen- 
gebrauch zu unterstützen, sondern um die 
Infektionsrate mit HIV zu senken. 

Auch bundespolitisch dürfte die neue Koali- 
tion nicht ohne Einfluß bleiben, etwa im Bun- 
desrat und hier insbesondere im Kontext der 
Durchsetzung von Zero-Tolerance-Konzepten. 
So äußerte PRO-Chef Schill Mitte September 
im Interview mit dem rechten Münchner Foczs: 
„Sexualstraftäter, die als nicht therapierbar gel- 
ten, sollen nach meiner Vorstellung nur dann auf 
freien Fuß kommen, wenn sie sich freiwillig zu 
einer Kastration bereit erklären.“ Am 19. Okto- 
ber fand just zu diesem Thema — Schutz vor Se- 
xualverbrechen — auf Antrag der CDU/CSU- 
Fraktion eine erste Debatte im Bundestag statt. 


schlag auf den Fernsehturm in Berlin an die Zer- 
störung des World Trade Centers in New York 
am 11. September 2001 — verbunden mit dem 
Kommentar ‚Unsere Zukunft? ... Niemals!!!" — 
dem Zuschauer vermitteln soll, Homosexuelle 
seien ebenso kriminell wie gewalttätige Demon- 
stranten und Terroristen“ (OVG 3 SN 17.01). 
Ein Spot der Republikaner, der den hintenrum 
verkehrenden Regierungschef Klaus Wowereit 
(SPD) zeigt, durfte ebenfalls nicht gesendet wer- 
den (VG 2 A 2001.01). Der Film erwecke „durch 
filmische Effekte den Eindruck einer Kopulati- 
onsbewegung des Regierenden Bürgermeisters 
von Berlin“, der „ausschließlich auf dessen Ho- 
mosexualität abstellt“ (OVG 3 SN 18.01). 
Daß sie damit die an der dienstlichen Hetze 
gegen den Polizisten Joachim Klarner mittel- 
und unmittelbar Beteiligten nachträglich in die 
‚rechte Ecke“ stellten, antizipierten die Verwal- 
tungsrichter wohl nicht. Eine Vorlage für Justiz- 
senator Wieland als Chef der Staatsanwaltschaft 
und Innensenator Körting als Chef der Polizei 
zur Wiederaufnahme des Falls Klarner./.Zirk. 


Königreich lebende Madonna mit 30 Millionen 
(Platz 11 war nur noch zu ergattern dank einer 
Welttournee, die ihr in zwei Spätschichten 6,5 
Millionen eintrug). Gerade noch 24,8 Millonen 
gab's für Harry-Potter-Autorin Joanne K. Row- 
ling (Platz 14), während Queen Elisabeth Il. 
(Platz 24) den Gürtel wird enger schnallen müs- 
sen mit ihren 15,2 Millionen. Weniger leiden 
werden hingegen die Kleidervorführerinnen 
Kate Moss und Naomi Campbell auf den Plät- 
zen 435 und 480 (1,75 bzw. 1,55 Millionen). Sie 


dürfen berufsbedingt ohnehin nicht soviel essen. 


Ronald Barnabas Schill 


(L) uoßunßbomasqsuoypındoy 


(z) uaßunßamaqsuoysindoy 


yDıy J00d ayı 


5isi Nr. 10 


PEN: 
i 


IT ——| 

j j a we | j N \ # 
u‘ \ | | FREI Al a haW | N Ku: 
| Bm | 4 Bi. | | A | 

| h 4 : 7 | f Ai | j € 
H | { 1 ! | | 
de ı Py  # we | 
14 OR Wr) | LE y | 

ij l A] NIPERI DREI IE 2.3 ÄA_ | — ı 


Die umfassende 
Entkriminalisierung 
von Sexarbeit wurde 
unmittelbar vor den 
Berliner Abgeordne- 
tenhauswahlen dem 
Opportunismus von 
Grün-Rot-Rot im 
Bundestag geopfert. 
Ein Nachruf auf die 
Prostitutionsgesetz- 
gebung von 

OrTwın PAssoN 


Das Foto 

gegenüber zeigt Rosina Juanita 
Hennig, die Frau mit dem Blick fürs 
Wesentliche bei „Dofioa Carmen”. 
In der Ausgabe 3/2001 der von 
diesem Verein in Frankfurt am Main 
edierten Zeitung „La Muchacho” 
erklärte die PDS-Abgeordnete 
Christina Schenk noch, der von 
Rot-Grün vorgelegte Gegenentwurf 
sei „eine herbe Enttäuschung” und 
prophezeite: „Auf jeden Fall wird 
der lange und phantasievolle 
Kampf der Hurenbewegung in die 
Verlängerung gehen müssen.” 


ie „Hafennutten und Zuhälter am Platz 
I)* Republik“ (so ein betroffener Stri- 

cher am 19. Oktober auf der Zuschau- 
ertribüne des Bundestags) wollten weder eine 
„berufliche Gleichstellung von Sexarbeit und 
anderer sexuell Dienstleistender“ (PDS) noch 
eine euphemistische „Verbesserung der rechtli- 
chen und sozialen Situation von Prostituierten“ 
(Rot-Grün), sondern verabschiedeten stattdes- 
sen lediglich ein für die Berufspraxis der mei- 
sten Anschaffenden unzureichendes „Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse von Prostitu- 
ierten“! (Rot-Rot-Grün). 

Das sah vor einem Jahr noch ganz anders aus: 
Die PDS wollte mit ihrem Gesetzentwurf (BT- 
Drs. 14/4456 vom 1. November 2000) die Dis- 
kriminierung aller Personen umfassend beseiti- 
gen, die sexuelle Dienstleistungen erbringen. 
Prostitution sollte dazu ins Dienstvertragsrecht 
des BGB eingeordnet werden. Damit wäre si- 
gnalisiert worden, dal der Gesetzgeber Verträ- 
ge Anschaffender über sexuelle Dienstleistun- 
gen, das heißt Leistungen mit und ohne körper- 
lichen Kontakt (also auch Telefonsex), nicht mehr 
für sittenwidrig hält. Im Strafrecht (StGB) soll- 
ten die Tatbestände „Förderung der Prostituti- 
on“ und „Zuhälterei“ ersatzlos gestrichen wer- 
den. Die bislang durchs Ordnungswidrig- 
keitengesetz (OWiG) verbotene Werbung für 
derartige Dienste sollte erlaubt, im Ausländer- 
gesetz Prostitution als Ausweisungsgrund besei- 
tigt werden. Weitere Änderungen arbeitsrecht- 
licher Art im Arbeitszeitgesetz und im Arbeits- 
schutzgesetz wären aus der Anerkennung als Be- 
ruf gefolgt. Es war sogar die Streichung des Ar- 
tikels 297 des Einführungsge- 
setzes zum StGB vorgesehen 
— der Basis für landesrecht- 
liche Sperrgebietsverordnun- 
gen, wofür allerdings die Zu- 
stimmung des Bundesrates 
erforderlich geworden wäre 


(s. Gig’ Nr. 13). 
Rot-Grün erwacht 


Nach jahrelangem Desinter- 
esse konterten sechs Monate 
später die Regierungsfraktio- 
nen mit einem, salopp gesagt, 
sehr übersichtlichen Gegen- 
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entwurf (BT-Drs. 14/5958 vom 8. Mai 2001). 
Dieser konstatierte das Paradoxon, daß Prosti- 
tution grundsätzlich zwar nicht verboten, ja so- 
gar steuerpflichtig ist, Vereinbarungen zum Kauf 
und Verkauf von Sex aber sittenwidrig und so- 
mit nach $ 138 BGB nichtig sind und damit ver- 
bundene Entgeltforderungen als juristisch nicht 
durchsetzbar gelten; Prostituierte haben keinen 
Zugang zur gesetzlichen Kranken- und Arbeits- 
losenversicherung, in der Regel auch nicht zur 
Rentenversicherung. Strafrechtlich galt das Her- 
stellen günstiger Arbeitsbedingungen für Prosti- 
tuierte bislang als Förderung der Prostitution. 
Sah das von Gigi im Mai enthüllte interne Dis- 
kussionspapier für den rot-grünen Gegenentwurf 
wenigstens noch ein beschränktes Aufheben des 
Werbeverbots im OWiG und die Änderung des 
Gaststättengesetzes ($ 4 Abs. 1 Ziff. 1 und 2) 
vor, um auch Bordellbetreibern eine Gaststät- 
tenerlaubnis erteilen zu können und sie somit 
zu entkriminalisieren, so fand sich im Endpro- 
dukt der Koalition nur noch ein auf drei Artikel 
reduziertes Artikelgesetz: Am $ 181a StGB (Zu- 
hälterei), im OWiG und im Gaststättengesetz 
sollte gar nichts mehr korrigiert werden. 


Von Experten zerfetzt 


Im Juni folgte dann der Eklat im federführen- 
den Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ein Dutzend Rechtsgelehrter und die 
Hure Stephanie Klee vom Aktionskomitee „Pro 
Prostitution“ der Hurenprojekte HYDRA und 
„highlights“ hauten der Regierung ihren Ent- 
wurf um die Ohren - allen 
voran der Ex-Richterin Anni 
Brandt-Elsweiler (SPD) und 


dem rechtspolitischen Grü- 


nen-Sprecher ohne berufs- 


qualifizierenden Abschluß, 
Volker Beck (s. Gig? Nr. 14). 
Während sich Gewerkschaf- 
ten wie ver.di und der DGB 
sowie Sozialverbände in ihren 
Stellungnahmen als erschrek- 
kend inkompetent erwiesen, 
favorisierten zahlreiche Inter- 
essenverbände des horizonta- 
len Gewerbes wie „queer- 
strich“ und SUB/WAY in Ber- 
lin, „Mimikry“ und „Marikas“ 


privat 


Fotos: Jörg Enderlein. 


in München, „Looks“ in Köln oder die Or- 
ganisation KARO in Plauen den ausgereif- 
ten PDS-Vorschlag (s. Gig Nr. 15). 

Am 17. Oktober dann im gleichen Gre- 
mium der Showdown: Statt den von den 
Experten mehrheitlich kritisierten rot-grü- 
nen Gegenentwurf abzulehnen und demon- 
strativ dem hochwertigen eigenen Ent- 


wurf zuzustimmen, lavierte die PDS. Sie 
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schwankte zwischen Enthaltung und Zu- 


stimmung zum qualitativ nicht vergleich- 
baren Koalitionsentwurf, obwohl die 
„Kanzlermehrheit“ dafür längst erkennbar 
war und sozialistische Neinstimmen einen 
überfälligen, wenn auch unzureichenden 
Schritt der Regierungsparteien nicht blok- 
kiert hätten. Damit hätte die PDS das An- 
liegen keinesfalls in Frage gestellt, sondern 
glaubwürdig Kritik an dessen Umsetzung 
geübt. Stattdessen wurde die Beschluß- 
empfehlung des federführenden Ausschus- 
ses für eine zusammengeschluderte End- 
fassung eines rot-grünen Prostituiertenge- 
setzes am 19. Oktober in zweiter und drit- 
ter Lesung mit (bei zwei Enthaltungen) 
voller PDS-Zustimmung im Bundestags- 
plenum verabschiedet. 

Anschließend erhielt die PDS-Initiati- 
ve eine 1-A-Seebestattung. Aufgrund der 
Ausschußempfehlung ergänzte das Parla- 
ment den Regierungstorso lediglich dahin- 
gehend, daß ein eingeschränktes Wei. 
sungsrecht für abhängig beschäftigte Pro- 
stituierte der Aufnahme in die Sozialver- 
sicherung nicht mehr entgegensteht (Ar- 
cikel 1, 8 3), dab $ 180a Abs. 1 StGB ge- 
ändert und $ 181a StGB neu gefaßt wird.? 
Alles andere soll bleiben, wie es ist.’ Auf 
Anregung der FDP-Abgeordneten Ina Len- 


ke möge die Bundesregierung nach drei 


Jahren über die Auswirkungen der neuen 


* und „überprü- 


Rechtslage „berichten“ 
fen“’, ob das Werbeverbot nach dem 
OWiG nach Abschaffung der Sitten- 


widrigkeit noch gebraucht wird. Das war's. 


Schaufenstergesetz 


Sowohl dem eigenen als auch dem rudi- 
mentären Gegenentwurf zuzustimmen ist 
eine Meisterleistung, zu der wohl nur eine 
PDS in der Lage ist, die gedanklich schon 
mit einer Backe die Regierungsbank 
drückt. Der Großteil der schätzungsweise 
500.000 Nutten, Stricher und Callboys in 
der Bundesrepublik ist wahlberechtigt; al- 
lein in Berlin gibt es ca. 8.000 Anschaffen- 
de. Fraglich ist, ob diese soviel Flexibilität 
bei der Bundestagswahl 2002 honorieren 
werden. Keine Zweifel jedenfalls ließ 
„Dona Carmen“, der Verein für soziale und 
politische Rechte von Prostituierten in 
Frankfurt am Main, in seiner aktuellen Stel- 
lungnahme zum Prostituiertengesetz auf- 
kommen: „Es ist mehr als irritierend, daß 
die offensichtlichen Konstruktionsfehler 
des Gesetzes der Realisierung der beabsich- 
tigten oder zumindest behaupteten Inten- 
tionen zuwiderlaufen ..., wenn das Gesetz 
beständig als etwas verkauft wird, was sein 
Inhalt nicht hergibt ..., die Entkriminalisie- 
rung einer ganzen Personengruppe ... Wer 
so etwas behauptet, behauptet schlicht die 
Unwahrheit.“° Straftatbestände, Sperrge- 
bietsverordnungen und Werbeverbote 
werden beibehalten, Prostitutionsmigrant/ 
inn/en bleiben rechtlos. Fazit: „Wir sehen 
ganz klar die Gefahr, daß wir es hier mit 
einem reinen Schaufenstergesetz und ei- 
ner Alibiveranstaltung von SPD und Grü- 
nen zu tun haben, die im wohlverstande- 
nen Eigeninteresse mehr ihrer Imagepflege 
dient als den wirklich Betroffenen.“ 


Fundstellen 

' vgl. Deutscher Bundestag, BT-Drs. 14/7174 vom 
17. Oktober 2001, Beschlußempfehlung und Be- 
richt des Ausschusses für Familie, Senioren, Frau- 
en und Jugend (13. Ausschuß), 5. 4 

? vgl. Deutscher Bundestag, Ausschuß für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend, A-Drs. 14/728, 
Änderungsantrag der SPD und Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN 

° drei schwarz-gelbe Änderungsanträge wurden ab- 
gelehnt: vgl. ebenda, A-Drs. 14/747 und 14/748 
der CDU/CSU sowie 14/749 der FDP 

‘ ebenda, A-Drs. 14/729, Entschließungsantrag 
der FDP 

5 ebenda, A-Drs. 14/750, Entschließungsantrag 
der SPD und Bündnis 90/DIE GRUNEN 

6 Stellungnahme von „Dona Carmen“, Frankfurt, 
Main, 17. Oktober 2001, 5. 4 

' ebenda, 5. 5 
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Gigolo-Test 


Am 1. Oktober um 22.30 Uhr 
strahlte der Sender RTL Il in der 
Reihe „RTL extra” einen Beitrag 
mit dem Titel „Gigolo-Test” aus. 
Am 24. Oktober erhielten der 
Redakteur Manfred Denker so- 
wie der Redaktionsleiter von 
„RTL extra”, Frank Hoffmann, 
dazu einen Offenen Brief. 


arin beklagen die Teilnehmer der Jah- 

restagung der Arbeitsgemeinschaft der 

Stricherprojekte in Deutschland (AKSD) 
in Berlin, Köln, Hamburg, Frankfurt am Main, 
Stuttgart und München insbesondere das Zu- 
standekommen des Beitrages: „Mit Hilfe eines 
Lockvogels wurden am 25. September 200] 
mehrere Callboys in ein Frankfurter Hotelzim- 
mer gelockt. Als diese es sich bereits mit ihrem 
Scheingast gemütlich gemacht hatten, standen 
Sie mit einem Kamerateam vor dem lotterbett. 
Nachträglich haben Sie versucht, unter Aus- 
nutzung dieses Überraschungseffektes den 
Callboys die Senderechte für Bilder und O-Töne, 
die Sie bereits mit versteckter Kamera vom Sex- 
arbeiter und Ihrer Mitarbeiterin als Scheingast 
gefilmt hatten, abzuschwatzen.“ Dies sei dem 
Team auch bei vier jungen Kollegen gelungen, 
„die sich nicht geschämt haben, sich vor ei- 
nem Millionenpublikum quasi von Ihnen aus- 
ziehen zu lassen“. Das Team habe dies „den 
Youngstern als Werbung in eigener Sache zu 
verkaufen“ gewagt, wohl wissend, „daß Sie die- 
se Rohdaten mit einem despektierlichen Kom- 
mentar versehen dem Fernsehpublikum präsen- 
tieren werden”. 

Überdies bediene der Sendebeitrag „niede- 
re Instinkte und ist gerade in einer Zeit, wo eine 
gesellschaftlich-moralische Liberalisierung des 
SexBiz vom Bundestag legalisiert wurde, unzeit- 
gemäß und erschreckend oberflächlich”. Solch 
„reißerischer Boulevardjournalismus unter Vor- 
spiegelung falscher Tatsachen“ habe „im vor- 
liegenden Fall zu verzerrten bis entwürdigen- 
den Menschendarstellungen” geführt. „Die in- 
humane Mißachtung der Intimsphäre der von 
Ihnen blitzlichtartig Porträitierten” erwachse do- 
bei „aus der Verschränkung von gespielter Lust 
auf einen Callboy gepaart mit dem versteckten 
Willen, es als Redaktionsteammitarbeiter nicht 
zu Intimitäten mit dem ‘Probanden’ kommen 
zu lassen”. 

Die Absender - darunter dıe Callboy Con- 
nection FFM und KISS ın Frankturt, SUB/WAY 
berlin, Looks in Köln, die Beratungsstelle Mari- 
kas in München und das Stuttgarter Cafe Strich- 
punkt - mahnten'beı RTL bis zum |. Dezember 
eine Stellungnahme an, behielten sıch aber vor, 
weitere Schritte einzuleiten. Man würde auch 
„eine honorige Tat !hrerseits akzeptieren”, die 
„die Arbeit eines der unterzeichnenden Projek- 
te unterstützt und uns verdeutlicht, daß es nicht 
Ihre Absicht war, au! Kosten deı zwangsgeou- 
teten Menschen skrupelios Ihı Medienbusiness 
durchzusetzen.“ Der Offene Brief endet mit deı 
Bemerkung: „Dennoch haben Sie sich mit die- 
sem journalistischen Schnitzer bereits jetzt ei- 
nen Platz auf unserer schwarzen Liste von Medi- 


envertretern' gesichert.“ ES: 


Gisgsi Nr. 16 


Messerscharfer 
alu 


„Unzulässig, da dem 
Recht unbekannt” — 
unter dieser Über- 
schrift brachte Gigi 
in der Ausgabe 14 
eine Fallstudie über 
„Geschlechter vor 
Gericht”. Zur Ver- 
handlung stand die 
Klage unseres in 
besagtem Beitrag 
anonymisierten 
Autors Michel Reiter 
betreffend die Ein- 
tragung ins Geburts- 
buch als Zwitter. 
Über den vorläufi- 
gen Ausgang des 
Verfahrens berichtet 
OLiver TOLMEIN 


Das Foto 

dieser Seite zeigt die intersexuelle 
Organistin Elisabeth Müller. Das 
Bild gegenüber erinnert an die 
Demonstration anläßlich des Kin- 
der- und Jugendgynäkologie-Kon- 
gresses, der vom 23. bis 25. März 
2001 an der Berliner Charite statt- 
fand. Die Kundgebungsteilnehmer- 
Innen bezichtigten dort die an 
Genitalverstümmelungen intersexu- 
eller Kinder beteiligten Mediziner- 
Innen der Folter (vgl. Gigi Nr. 13, 
März/April 2001). Der Artikel von 
Oliver Tolmein erschien erstmals in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 17. Oktober 2001 


er 7): 
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in, königlich-bayerisch ist der Beschluß 
| N % Amtsgerichts München in der 
Personenstandssache Birgit Reiter nicht 


zu nennen. Der Richter bekundet dem Antrag- 
steller, der in den Unterlagen der Ämter als Frau 
geführt wird, obwohl er als das anerkannt wer- 
den will, was er ist, als Zwitter nämlich, aus- 
drücklich Respekt und verwendet im Urteil da- 
her den Namen, den der Antragsteller selbst ge- 
braucht: „Michel Reiter“. Der Amtsrichter er- 
kennt auch — anders als die gängigen Kommen- 
tare zum Personenstandgesetz — an, dal) es Zwit- 
ter gibt und er räumt sogar ein, daß der Begriff 
„Zwitter“ „der deutschen Rechtspraxis nicht völ- 
lig fremd ist“. Auch ansonsten demonstriert der 
Richter Verständnis für Intersexuelle, die als 
Kleinkinder oft erheblichen medizinischen Ein- 
griffen ausgesetzt werden — beispielsweise der 
Verstümmelung ihres Penis oder ihrer Klitoris. 
Er stellt in seiner Entscheidung fest, daß diese 
Operationen erhebliche Langzeitwirkung entfal- 
ten und auch „den Menschen als Erwachsenen 
tangieren, zu einem Zeitpunkt, in dem er auf 
die den Eingriffen zugrundeliegenden Entschei- 
dungen regelmäßig keinen vollständigen Einfluss 
mehr nehmen kann.“ Zudem regt er an, dal} de 
lege ferenda, also im künftigen Recht, eine Re- 
gelung eingeführt werden könnte, die ähnlich $ 
1631c BGB (Verbot der Sterilisation eines Kin- 
des) verbietet, daß die Eltern eines Zwitters in 
eine irreversible schwere Operationen an des- 


sen Genitalien zustimmen. 


Aus Rechtsgründen: Adieu, Logik 


Den entscheidenden nächsten Schritt allerdings 
will er mit seiner Entscheidung nicht gehen: 
Obwohl es Zwitter gibt und obwohl sich Zwit- 
ter nicht als Männer oder Frauen fühlen, sollen 
sie auch weiterhin „aus Rechtsgründen“ nicht 
das Recht haben, als „Zwitter“ oder „Inter- 
sexuelle“ im Geburtsbuch eingetragen zu WEr- 
den. Wie aber läßt sich begründen, daß bei ei- 
nem Zwitter, in dessen Geburtsbuch steht, er 
wäre eine Frau, dieser Eintrag nicht berichtigt 


werden darf? 


Der Blick ins Gesetz, den Professoren ihren 
Studierenden bei kritischen Fragen so gerne 
empfehlen, hilft wenig weiter. Denn das Gesetz 
schreibt nicht fest, daß die Welt so einzurichten 
ist, wie fast alle denken, daß es sein muß. Es ver- 
wendet zwar den Begriff „Geschlecht“, sagt aber 
nicht, welche Geschlechter es denn kennt und 
akzeptiert. Das Bundesverfassungsgericht hat da 
schon mehr zu bieten. 1978 hatte es zu entschei- 
den, ob ein Transsexueller, der im Geburtsbuch 
als Mann geführt wurde, das Recht hätte, die- 
sen Eintrag berichtigen zu lassen. Die Verfas- 
sungsrichter unterstützten das Anliegen des Be- 
schwerdeführers und trieben damit auch die Ver- 
abschiedung des Transsexuellen-Gesetzes voran. 
Nebenbei stellten die höchsten deutschen Rich- 
ter in diesem Zusammenhang fest, daß „unsere 
Rechtsordnung und unser soziales Leben von 
dem Prinzip aus(geht), daß jeder Mensch ent- 
weder ‘männlichen’ oder ‘weiblichen’ Ge- 
schlechts ist, und zwar unabhängig von mögli- 
chen Anomalien im Genitalbereich.“ 


Sozialverhalten: 
Krankenschwester 


Nun muß der Ausgangspunkt der Rechtsord- 
nung nicht zugleich ihr Endpunkt sein. Und der 
Verweis auf eine Formulierung des Bundesver- 
fassungsgerichts kann eine eingehende Prüfung 
der Ansprüche eines Antragstellers aus seinen 
Grundrechten nicht ersetzen, wie es in dem 


Fotos: Tolmein/Rotermund 


[Law & Order] 


Münchner Urteil geschieht. Dies gilt um 
so mehr, als sich der gesellschaftliche Wan- 
del in Fragen des Geschlechts und seiner 
Bedeutung bisweilen recht zügig vollzieht. 
Auch das machen die Verfassungsrichter, 
wenn auch eher unfreiwillig, deutlich, die 
kurz nach ihrer Feststellung über die Ex- 
klusivität der beiden Geschlechter „Mann“ 
und „Frau“ ausführen, daß der transsexuelle 
Beschwerdeführer ja auch „sein soziales 
Verhalten dem einer Frau angepaßt (hat). 
Dafür spricht auch seine berufliche Tätig- 
keit als Krankenschwester.“ 

Vor allem ist aber die Frage, inwieweit 
sich ein abstraktes Prinzip des sozialen 
Lebens gegen die konkreten Rechtsansprü- 
che eines Individuums durchsetzen kann 
und soll. Dieses Problem hat das Bundes- 
verfassungsgericht im Transsexuellen-Ur- 
teil nicht reflektiert. Seine Feststellung 
über die Zweiteilung der Geschlechter ist 
genauso beiläufig erfolgt, wie es seine Er- 
kenntnis gewonnen hat, daß Krankenpfle- 
ge eine typische Tätigkeit von Frauen dar- 
stellt. Rechtlich ist beides daher allenfalls 
von geringer Bedeutung. 


Tautologie des Geschlechts 


Das sah wohl auch der Münchner Amts- 
richter so, der die Formulierung des Ver- 
fassungsgerichts mit guten Gründen als 
„obiter dictum“ bezeichnete. Also ent- 
schied er sich dort nach einer Autorität zu 
suchen, wo das Problem seinen Ausgang 
genommen hat: In der Medizin. Wenn die 
Ärzte so engagiert sind, Zwittern entwe- 
der das Geschlecht „Mann“ oder das Ge- 
schlecht „Frau“ zuzuweisen, werden sie, 
mag er gedacht haben, dafür ihre Gründe 
haben. Eine Hoffnung, die durch $ 266 
Absatz 5 der Dienstanweisung für Standes- 
beamte genährt wird: Auch dort wird ver- 
langt, daß in Zweifelsfällen eine Beschei- 
nigung des Arztes über das Geschlecht des 
Kindes einzuholen ist. 

Tatsächlich wurde der Amtsrichter im 
klinischen Wörterbuch „Pschyrembel“ 
fündig: „Geschlecht“ ist, so wird dort er- 
läutert, die „Zuordnung von Individuen 
zweigeschlechtlicher Spezies zum männli- 
chen oder weiblichen Geschlecht nach un- 
terschiedlichen Kriterien.“ Das klingt klar. 
Die Definition macht bei genauerer Be- 
trachtung allerdings auch medizinische Lai- 
en stutzig, denn sie setzt schon voraus, was 
doch erst erklärt werden sollte. Daß es sich 
bei Menschen um eine zweigeschlechtliche 
Spezies handelt, hatte der Antragsteller 
zudem gerade unter Verweis auf seine ei- 
gene Konstitution und sein eigenes Befin- 


den bestritten. Er hatte dafür überdies eine 
beeindruckende Sammlung von Aufsätzen 
zusammengestellt, die deutlich zeigt, daß 
auch etliche Mediziner davon ausgehen, 
dal} es beim Menschen mehr als nur zwei 
Geschlechter gibt. Die Formulierung, daß 
„Geschlecht ... die Zuordnung zum männ- 
lichen oder weiblichen Geschlecht“ sei, 
charakterisiert darüber hinaus keinen me- 
dizinischen, son- 
dern einen norma- 
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tıven Vorgang. 

Und weil es sich WW San u = 
A 9% \ 8 “ 

bei der Zuordnung 


der Menschen zu 
einem Geschlecht 
um einen norma- 
tiven Vorgang und 
nicht um die An- 
erkennung einer 
biologischen Tat- 
sache handelt, 
taugt auch die am 
Ende des Be- 
schlusses formu- 
lierte Feststel- 
lung, daß es „In- 
stitute“ gibt, die 
voraussetzen, daß 
jemand Mann oder 
Frau ist, nicht zum 
Argument gegen 
die Anerkennung eines Zwitters als Zwit- 
ter. Denn Normen können geändert wer- 
den — und sie müssen, wenn sie Grundrech- 
te verletzen, ohne dal) dafür ein zwingen- 
der Grund besteht. Der Amtsrichter hät- 
te begründen müssen, warum Aufgaben, 
Kompetenzen und Pflichten, die sich auf 
zwei Geschlechter beziehen lassen, nicht 
auch auf drei oder fünf Geschlechter ver- 


teilt werden können. 


Falsches ersetzt Falsches 


Das Beharren auf der strikten Zweige- 
schlechtlichkeit der Welt wirkt besonders 
befremdlich, betrachtet man die Folgen 
dieser Norm für Michel Reiter: Geboren 
wurde er als Junge Michel. Dieser — wie 
damals niemand wußte: falsche — Eintrag 
wurde ins Register aufgenommen. Weni- 
ge Wochen später wurde der falsche Ein- 
trag aber berichtigt: durch den ebenso fal- 
schen Eintrag, daß das als Junge geborene 
Kind in Wirklichkeit ein Mädchen sei. 
Heute, fast 35 Jahre später, bezweifelt das 
angerufene Gericht nicht ernstlich, daß der 
berichtigte falsche Eintrag tatsächlich 
falsch ist. Es will die genauso zweifelsohne 
nicht-falsche Eintragung, daß es sich bei 
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Michel um einen Zwitter handelt, aber 
nicht eintragen lassen, weil sie — die Wis- 
senschaft hat's in ihrem Wörterbuch ja 
festgestellt — nicht richtig wäre. 

Die treffende Erkenntnis, die aus diesem 
Verfahren zu ziehen ist, hat dereinst, in 
ganz anderem Zusammenhang, Theodor 
W. Adorno auf den Punkt gebracht: Es gibt 
kein richtiges Leben im Falschen. Der Be- 


schluß endet mit der Rechtsmittelbeleh- 
rung: „Gegen diese Entscheidung findet 
das Rechtsmittel der Beschwerde statt.“ 
So sicher kann sich die Justiz dann doch 
nicht sein, wenn sie die Rechtsmittel-Be- 
lehrung als Aufforderung zum Wider- 
spruch formuliert. Bleibt dann nur noch die 
Frage: Welche berufliche Tätigkeit muß je- 
mand ausüben, den die Bundesverfassungs- 
richter als Zwitter anerkennen sollen? 


Illustriert 

wurden diese Seiten mit Sequenzen aus dem 
Dokumentarfilm „Das verordnete Geschlecht” 
von Oliver Tolmein und Bertram Rotermund. 
Darin geht es um Zwitter und Geschlechterpolitik 


in Deutschland. 


Premiere 
19. November, 21.15 Uhr, Metropolis, Hamburg 
Weitere Vorführungen 


93. November, 19.00 Uhr, Metropolis, Hamburg 
29. November, 20.00 Uhr, Lichtmeß, Hamburg 
05. Dezember, 20.00 Uhr, Kino „mal seh’n“, 
Frankfurt am Main, Adlerflychtstraße 6. 
Anschließend Diskussion mit Oliver Tolmein 
Das verordnete Geschlecht 

kann als 35mm-Film oder als Videokopie bestellt 
werden via e mail unter rotermund@ool.com 
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Halimasch (1) 


Die Weltbühne der Jacobsohn, Ossietzky und 
Tucholsky war ein konsequent pazifistisches 
Blatt, strotzte vor journalistischen Fakten und 
politischem Biß und glitt nie in larmoyante Be- 
findlichkeitsduselei ab. Insofern ist sein selbst- 
ernanntes Nachfolgeblatt Das Blättchen wirklich 
nur ein Blättchen, in deren Rubrik „Antworten“ 
sich aber gelegentlich doch ein Bonbon wie die- 
ses aus dem Heft 22 vom 29. Oktober findet: 
„Halina Bendkowski, Berlin — obwohl wir ge- 
legentlich in der Presse von Ihnen Beiträge le- 
sen, die es uns in gewisser Weise ermöglichen, 


Halimasch (2) 


„Vor zwei Jahren ist durch Ida Schillens, Sabine 
Bohles und meine Initiative der ehemalige SVD 
zum LSVD erweitert worden. Wir sind langjäh- 
rige politische Freundinnen aus dem Feminis- 
mus“, gibt die Bundesvorsitzende des LSVD, 
Halina Bendkowski, in einem erkennbar selbst- 
verfaßten Text an, der in der Frankfurter Zert- 
schrift für Sexualforschung (3/2001), erschienen ist. 
Darin sind so herzerfrischende Dinge zu lesen 
wie: „Viele nach ’68 liberalisierte Heterosexuel- 
le wundern sich, warum die Homosexuellen 
plötzlich so scharf aufs Heiraten sind. In vielen 
Talkrunden bin ich diesen uninformierten Hete- 


Frauenknast 


Daß Frau zu sein unter den gegebenen gesell- 
schaftlichen Bedingungen eine harte Strafe ist 
beziehungsweise sein kann, hat sich inzwischen 
sogar bis in entlegene Gegenden beziehungswei- 
se Gerichtssäle der Rest-Supermacht herumge- 
sprochen. 

„Männer mußten als Frauen flanieren“ mel- 
dete deshalb die ARD-Videotextredaktion am 
27. Oktober auf ihrer Tafel 536 „aus aller Welt“ 
und lieferte folgende Details: „Zwei Männer 
mußten eine Stunde lang in Frauenkleidern durch 
die Kleinstadt Coshocton im US-Bundesstaat 
Ohio laufen. Das hatte ein Richter als Strafe be- 
stimmt, weil die 21 und 23 Jahre alten Männer 


Arme Schwule 1 


Georg F. aus in Berlin-Kreuzberg und unlängst 
daselbst aus politischer Überzeugung verlebens- 
partnert mit Jörg R., erhielt folgenden vom 22. 
August 2001 datierenden Brief seines Arbeits- 
amtes betreffend „Arbeitslosenhilfe“: 

„Sie beziehen laufend die o.g. Geldleistung. 
Während des Bezuges dieser Geldleistung sind 
Sie verpflichtet, nach $ 60 (1) Nr. 3 des Sozialge- 
setzbuches — Erstes Buch — (SGB I) im Leıi- 
stungsverfahren mitzuwirken. Dabei haben Sie 
Beweismittel zu bezeichnen und Beweisurkun- 
den vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 
Ihre Pflicht zur Angabe aller Tatsachen, die für 
die Geldleistung erheblich sind, besteht nach $ 
60 (1) Nr. 1 SGB I und bleibt davon unberührt. 
Im Rahmen Ihrer Mitwirkungspflicht bitte ich 


Sie, wie es so schön heißt, politisch zu 'verorten', 
gaben Sie uns letztens ein Rätsel auf, das wir bis- 
lang nicht zu lösen vermochten: In einer Zei- 
tungsanzeige Frauen für Klotz engagierten Sie 
sich gleich vielen anderen mit Ihrem Namen für 
die Spitzenkandidatin der Berliner Grünen; die 
Wahlen sind inzwischen gelaufen, indes — das 
Rätsel blieb: Als Beruf war in der besagten An- 
zeige bei Ihnen nämlich ‘Agentin für Geschlech- 
terdemokratie’ angegeben. Was, um Himmels 
Willen, ist denn das? Wir haben doch nichts Ar- 
ges dahinter zu befürchten?!“ 


rosexuellen begegnet, die ihre Verweigerung zu 
heiraten (zu Deutsch: Weigerung zu heiraten — 
Gigi), als den Gipfel der Aufklärung verstanden 
und die Verbürgerlichung von Lesben und Schwu- 
len zutiefst bedauerten.“ Viel aufschlußreicher 
ist jedoch am Aufsatz „Dialogversuch — Gleich- 
stellung — Was sonst!“, daß bereits im ersten 
Absatz ein einziges unscheinbares Wort Antwort 
darauf gibt, was (im Gegensatz zu einer Linken) 
das Wesensmerkmal einer heutigen „Agentin für 
Geschlechterdemokratie“ ist: „Wir sind als Fe- 
ministinnen, die sich früher für die Selbstbestim- 
mung der Frauen eingesetzt haben ...“ 


eine Frau mit Bierflaschen beworfen hatten. Sie 
mußten in Kleidern, mit Perücken und Makeup 
durch das Stadtzentrum gehen. Ansonsten wä- 
ren sie zu 60 Tagen Haft verurteilt worden.“ 

Nun sind nicht etwa ein soziales Gewissen (in 
USA-Knäste hinein kommen nicht nur Verbre- 
cher, aber die meisten Inhaftierten kommen als 
Kriminelle wieder heraus) oder gar eine femini- 
stische Bildung Hintergrund des richtungswei- 
senden Urteils, sondern ganz pragmatische Er- 
wägungen: „Der Richter David Hostetler ist für 
seine ungewöhnlichen Urteile bekannt. Er wei- 
che auf solche Strafen aus, weil die Gefängnisse 
im Bezirk überfüllt seien, sagte er.” 


Sie, bis spätestens 10.09.2001 folgende Unter- 
lagen bzw. Nachweise vorzulegen: Es wird eine 
Kopie der Heiratsurkunde und die Verdienstbe- 
scheinigung des Ehegatten benötigt. Ihre Mit- 
wirkung ist erforderlich, weil ohne die erbetenen 
Unterlagen bzw. Nachweise nicht festgestellt 
werden kann, ob und inwieweit Ihr Leistungs- 
anspruch unverändert fortbesteht. Eine Ände- 
rung des Leistungsanspruchs kann sich — ggfs. 
auch für die Vergangenheit — zu Ihren Gunsten 
bzw. Lasten ergeben. Sollten Sie bis zum 0.8. 
Termin nicht antworten bzw. die angeforderten 
Unterlagen nicht einreichen, werde ich die Geld- 
leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung 
ganz entziehen. Die entsprechenden gesetzlichen 
Bestimmungen sind in der Anlage abgedruckt.“ 


Fotos: Ortwin Passon: Gigi-Archiv 


Am 26. August widersprach Georg F. „Betreffs 
Arbeitslosenhilfe“ beim Arbeitsamt Berlin-Süd- 
west. Er könne „keine Heiratsurkunde vorlegen 
und habe auch keinen ‘Ehegatten’ oder sonsti- 
gen Angehörigen, der verpflichtet wäre, Ihrem 
Ansinnen nachzukommen. Wie ich Ihnen bereits 
mit Schreiben vom 17.08.2001 unter Übersen- 
dung einer beglaubigten Kopie der Lebenspart- 
nerschaftsurkunde mitteilte, führe ich seit dem 
10.08.2001 eine Lebenspartnerschaft, keine Ehe. 
Rechtsgrundlage ist das Gesetz zur Beendigung 
der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Ge- 
meinschaften: Lebenspartnerschaften vom 16. 
Februar 2001 (BGBl I S. 266), geändert durch 
Artikel 25 Sozialgesetzbuch — Neuntes Buch — 
(SGB IX) Rehabilitation und Teilhabe behinder- 
ter Menschen vom 19. Juni 2001 (BGBl IS. 


Ferner fügte Georg F. dem Widerspruch vom 26. 
August eine Rechtsmittelbelehrung bei: „Wer 
einen anderen rechtswidrig ... durch Drohung mit 
einem empfindlichen Übel zu einer Handlung ... 
nötigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah- 
ren oder mit Geldstrafe, in besonders schweren 
Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren bestraft. Rechtswidrig ist die Tat, 
wenn sie als verwerflich anzusehen ist’ (8 240 
StGB). Das ist vorliegend der Fall. Nach Arti- 
kel 10 der Berliner Landesverfassung darf ‘nie- 
mand wegen ... seiner sexuellen Identität be- 
nachteiligt ... werden’. Darüber hinaus gewährt 
Artikel 12 ausdrücklich ‘anderen auf Dauer an- 
gelegten Lebensgemeinschaften’ Schutz vor Dis- 
kriminierung. Verfassungsrecht ist unmittelbar 


Im Newsletter des Bundesarbeitskreises Schwu- 
ler Juristen, worin das junge Paar den Diskrimi- 
nierungsfall öffentlich gemacht hatte, wurde ihm 
schließlich sachkundiger Rat zuteil. Manfred 
Bruns, Bundesanwalt a.D. und Bundessprecher 
des LSVD, schrieb: „Du wirst mit Deinem Wi- 
derspruch keinen Erfolg haben.“ Maria Sabine 
Augstein, Anwältin und Sprecherin des LSVD 
Bayern, stellte hingegen klar: „Ihre in dem 
Schreiben an das Arbeitsamt dargelegte Rechts- 
auffassung ist leider falsch. Eingetragene Lebens- 
partner des Arbeitslosen sind dem Arbeitsamt 


Schließlich bedankten sich Georg F. und Jörg E.- 
R. bei Frau Augstein für die freundliche Belch- 
rung: „Wir waren bisher immer der Auffassung, 
daß alle sozialrechtlichen Bereiche ähnlicher Ba- 
sis (Alhi und Sozialhilfe: Unterstützung nur bei 
Bedürftigkeit) von etwaigen Nachteilen aus dem 
Abschluß einer LPart (Anrechnung, Auskunfts- 
pflicht) einstweilen deshalb befreit seien, weil auf 
der anderen Seite, der steuerlichen, keine dem 


entsprechenden Rechte gegenüberstehen.“ Sie 
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1046). Nach diesem Gesetz besteht keinerlei 
Verpflichtung des Lebenspartners, den Trägern 
der Sozialhilfe oder der Bundesanstalt für Arbeit, 
Angaben über die eigenen Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse zu machen, da er mit 
Eingehung der Lebenspartnerschaft zwar (im In- 
nenverhältnis) eine bürgerlich-rechtliche Unter- 
haltspflicht gegenüber seinem Partner eingegan- 
gen ist, ohne jedoch die dieser Unterhaltspflicht 
gegenüber stehenden Rechte — insbesondere im 
Steuerrecht — zu erhalten. Diese Regelungen sind 
erst im Lebenspartnerschaftsgesetzergänzungs- 
gesetz (BTDrucks 14/4545, S. 69) enthalten, 
jedoch bisher nicht in Kraft getreten. Dieses Ge- 
setz würde Ihnen erst das Recht zubilligen, von 
meinem Lebenspartner Auskunft zu verlangen. 
Ihr Verlangen ist daher rechtswidrig ..." 


wirkendes Recht und deshalb auch von Ihnen zu 
beachten. Auch das neu in Kraft getretene 
LPartG führt die Beendigung der Diskriminie- 
rung gleichgeschlechtlicher Lebenspartner- 
schaften als Sinn und Zweck ausdrücklich im 
Titel. Auch wenn Ihr ‘Bescheid’ trotz angedroh- 
ter endgültiger Einstellung der Leistungen (‘ganz 
entziehen’) noch nicht einmal die vorgeschrie- 
bene Rechtsmittelbelehrung enthält und deshalb 
schon formnichtig ist, muß wegen der näheren 
Umstände und insbesondere der Vorgeschichte 
wohl angenommen werden, daß hier auch ein 
Straftatbestand vorliegt. Es wurde deshalb mit 
gleicher Post bei der Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Berlin Strafanzeige wegen des Ver- 
dachts der Nötigung ($ 240 StGB) erstattet.” 


gegenüber über ihr Einkommen und Vermögen 
auskunftspflichtig. Dies deshalb, weil das Ein- 
kommen und Vermögen des eingetragenen Le- 
benspartners nach Maßgabe der gesetzlichen 
Vorschriften auf Ihre Arbeitslosenhilfe anrechen- 
bar ist. Das LPartG hat die diesbezüglichen Vor- 
schriften im Recht der Arbeitslosenhilfe ($ SGB 
III) ausdrücklich geändert. Daß das Ergänzungs- 
yesetz nicht in Kraft getreten ist, ändert daran 
nichts. Die Vorschriften über die Arbeitslosen- 
:cht der Zustimmung des Bun- 


hilfe bedurften n 
eltendes Recht.” 


desrates und sind daher bereits g 


würden nicht hinnehmen, daß sich jene, „die ın 
dem veröffentlichten ‘Guten Glauben’ eine LPart 
daß sie nun nicht noch 


eingegangen sind, 
ürden, gelinde 


schlechter als vorher behandelt w 
orkommen müssen.“ Biıtte- 


gesagt: verarscht v 
„Wir können uns 


res Resümee des naiven Paares: 
keine akademischen Diskussionen darüber erlau- 
ben, ob man mit Musterprozessen noch abwar- 
ten sollte. Wir sind nur zweı arme Schwule, die 


das Leben zwingt, diese zu führen. Jetzt. 
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Maria Sabine Augstein 
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Jürgen Bieniek 


„Auf ein Wort“ kommentiert gay-press.de-Chef 
Jürgen Bieniek im Heft November/Dezember 
den „Terroranschlag von New York“: „Als sich 
der erste Schock legte und die Emotionen all- 
mählich wieder durch den Kopf verdrängt wur- 
den, stellte ich an mir selbst fest, wie leicht man 
doch durch die Berichterstattung der Medien be- 
einflußt werden kann — wenn man nicht höllisch 
aufpaßt. Nachdem man auf allen Kanälen förm- 
lich mit der Nachricht bombardiert wurde, daß 
islamische Terroristen hinter dem Anschlag stek- 
ken“ — was ihn immerhin rein sprachlich von Din- 
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gen überzeugt hatte, für die bislang die Beweise 
fehlen — „ertappte ich mich selbst dabei, wie ich 
plötzlich Muslime auf der Straße ganz anders 
wahrnahm als sonst. Sie fielen mir auf, mit einer 


Im selben Heft gibt Bieniek dem Vorsitzenden 
des Zentralrats der Muslime in Deutschland, 
Nadeem Elyas, in Form einer Frage Bescheid: 
„Wenn Muslime in Deutschland leben wollen, 
kann man von ihnen verlangen, daß sie sich den 
hiesigen Gepflogenheiten und Standards wie 
Gleichberechtigung der Frauen oder Akzeptanz 
homosexueller Lebensweisen anpassen.“ Und 
legt später nach: „Im Unterschied zu anderen 
Gruppen fallen Muslime, vor allem wenn sie 
Kopftücher tragen, im Alltag besonders auf.“ 
Das nach Bieniek „ohnehin nicht gerade ent- 
spannte und von kultureller Fremdheit gepräg- 
te Zusammenleben mit Muslimen“ ist aber nicht 
die einzige Entgleisung des einschlägig bekann- 
ten Blattes. Der Buchtip zu Melvin J. Bukiets 
Anthologie „Neurotica. Juden tun es auch“ über 
„Juden & ihr Sexleben“ liest sich bei Autor Tha- 
nassis Kalaitzis wie folgt: „...und Juden tun es 
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Über ein zurückgezogenes Agenturfoto schreibt 
Elmar Kraushaar am 30. Oktober in der taz: 
„Meinen ... die Uniformierten es besonders ernst 
in ihrem mutigen Kampf, dann greifen sie mit 
beiden Händen in die Kiste homophober Be- 
schimpfungen ... Die Nachrichtenagentur Asso- 
ciated Press veröffentlichte am 11. Oktober 2001 
ein Foto, aufgenommen auf dem Kriegsschiff 
‘USS Enterprise’, im Afghanistan-Einsatz unter- 
wegs. Ein Navy Officer, so die Bildunterzeile, 
sei dabei, eine Bombe zu 'signieren': ‘High Jack 
This Fags’, stand in Krakelschrift auf dem Kriegs- 
gerät. Orthographisch nicht wirklich überzeu- 
gend, war die böse Absicht hinter der Grußbot- 
schaft doch klar, gerichtet an die dämlichen Tun- 
ten im Feindesland. Dieser Teil der — nennen wir 
es — moralischen Kriegführung der USA landet 
bei den radikalislamischen Taliban aber an der 
falschen Adresse, schließlich lassen die mit ih- 
rem geradezu elaborierten Schwulenhaß jeden 
Navy-Legastheniker weit hinter sich.“ 


Himmlisches Vergnügen 


Haltung der Distanz, die vor dem 11. Septem- 
ber nur gedankenlose Nichtbeachtung war. Wer 
einen weißen Turban, gar noch einen zotteligen 
Bart dazu trug (so sieht auch bin Laden aus), den 
beäugte ich — wie von unsichtbarer Hand ge- 
steuert — auf einmal besonders mißtrauisch. Die 
Männer, die ich sonst nie zur Kenntnis genom- 
men hatte, kamen mir plötzlich suspekt vor. Bis 
zu dem Zeitpunkt, an dem mir mein ständiges 
Beobachten selbst suspekt vorkam und mich zu 
nerven begann.“ 

Irrtum, von seinem „Ausflug in die Irratio- 
nalität“ hat Bieniek keinen ausbaufähigen Gei- 
stesblitz mitgebracht: „Inzwischen bin ich wie- 
der im Zustand der Gedankenlosigkeit vor dem 
11. September angekommen.“ 


auch. Warum auch nicht? Ihnen ist im Laufe der 
Geschichte schon vieles nachgesagt worden, da 
wurde es Zeit, daß auch mal zur ‘schönsten Sa- 
che der Welt’ ein paar Worte gesagt werden — 
aus jüdischer Sicht, nicht von anderen ... In der 
Episode vom schwulen Sex dreht sich alles um 
einen pseudo-intellektuellen Frankfurter, der ei- 
nen jüdischen Mann mit nach Hause nimmt. Von 
ihm will er bestraft und geschlagen werden und 
sich die Vorhaut abschneiden lassen. Da kann 
man“ — Obacht! — „vor dem geschichtlichen 
Hintergrund des deutsch-jüdischen Verhältnis- 
ses schon ins Analysieren kommen ... Nur eine 
Frage bleibt bei all dem Sex außen vor: Warum 
spielen Psychoanalytiker im amerikanisch-jüdi- 
schen Alltag bloß so eine große Rolle?“ — Ver- 
mutlich handelt es sich dabei um eine weitere 
terroristische Verschwörung gegen die freie 
Welt. 


Am 29. Oktober stellte die Welt das Ganze so 
dar: „Am 11. Oktober (tauchte) das Foto von 
einer US-Bombe auf dem Flugzeugträger USS 
Enterprise auf, welche die Kreidewidmung trug: 
‘High Jack This — Fags': ‘Entführt dieses Ding, 


ihr warmen Brüder’. Der Navy, die nette Bom- 


benwidmungen wie “With love — NYFD’ und 
korrekte Rechtschreibung fördern will, war der 
Vorfall so peinlich wie der AP, die das Bild sofort 
zurückzog“ — weshalb es nirgendwo erschien, 
Kraushaar: „Die langjährigen, ganz besonde- 
ren Beziehungen zwischen den USA und Afgha- 
nistan sind kein Geheimnis ... einer dieser willfäh- 
rigen Geldempfänger war Gulbuddin Hekmat- 
yar, der spätere kurzzeitige Ministerpräsident des 
Landes. Nach dem Abzug der Sowjets wurde 
Hekmatyar den USA zu mächtig, Sie ließen ihn 
fallen, und die CIA brachte Berichte über die 
angebliche Homosexualität von Hekmatyar in 
Umlauf. Die signierten Bomben von heute set- 


zen eine bewährte Tradition fort.“ 


Fotos. Thomas Große; Verlag Hoffman & Campe 
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Über das Verhalten „rotlackierter Faschisten“ 
(Kurt Schumacher/SPD) am 10. November 2000 
verlautbart einer, der die Demagogie zum Be- 
rufsethos erhoben hat und darum gern von den 
Fakten, aber nie vom rechten Weg abkommt, 
dies: „Die PDS-Abgeordnete Christina Schenk“, 
schreibt also Jan Feddersen in der Zeitschrift für 
Sexualforschung (3/2001), „unbeugsame Verfech- 
terin einer Politik, die die Ehe schlechthin ab- 
schaffen und also auch die Eingetragene Partner- 
schaft nicht will, applaudierte dem Parlaments- 
kollegen Norbert Geis gerade an jenen Stellen 
seiner Rede, als der davon sprach, daß Homose- 
xuelle gar nicht heiraten wollen und das Projekt 


Auf das, was der Jan Feddersen über die sexualpo- 
litischen Bemühungen der „entscheidenden Re- 
formkraft der Weimarer Republik“ nicht mittei- 
len darf, verwies der Georg Klauda in Gig’ (Mai/ 
Juni 2000): „Grundsätzlich unterschlagen wird 
im Zuge dieser wohlfeilen Legendenbildung die 
Kontinuität der strafrechtlichen Verfolgung vor 
'33 und nach ’45, die Tatsache, daß nicht ihre 
Antihomosexualität die Nazis von demokrati- 
schen Politikern unterschied, sondern wie Clau- 
dia Schoppmann in ihrem Buch Zeit der Maskie- 
rung hervorhebt, ‘vielmehr die Art und Weise, 
mit der diese Ideologie schließlich in die Praxis 
umgesetzt wurde.“ Die Strafbestimmungen für 
männliche Homosexualität im „Dritten Reich“ 
hätten sich, so Klauda, „weitgehend am Entwurf 
eines Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuches 
orientiert[en}, der von einer Mitte-Rechts-Re- 
gierung bereits 1925 vorgelegt worden war. Der 
Begründung für den in diesem Strafrechtsentwurf 
neuen Paragraphen 297, der sich auf sogenannte 
qualifizierte Fälle wie Prostitution oder Ge- 
schlechtsverkehr mit männlichen Minderjähri- 
gen bezog, konnte sich die SPD im Strafrechts- 
ausschuß von 1929 widerspruchslos anschließen: 
‘Dabei ist davon auszugehen, daß der deutschen 
Auffassung die geschlechtliche Beziehung von 
Mann zu Mann als eine Verirrung erscheint, die 
geeignet ist, den Charakter zu zerrütten und das 


„Es waren Anschläge von einer kaum vorstell- 
baren Menschenverachtung. Sie richteten sich 
auch gegen die Werte einer offenen, zivilen Ge- 
sellschaft. Es sind die Attentäter von New York 
und Washington, die einen Kampf der Kulturen 
herbeimorden wollen. (...) Die terroristischen 
Strukturen, die den Anschlag ... geplant und 
durchgeführt haben, müssen zerschlagen werden 
... Zudem brauchen wir politische Konzepte, die 
über den Tag hinausweisen ...Was die Welt nun 
braucht ist eine grundsätzliche Neuausrichtung 
der Sicherheitspolitik ... Zu einer neuen Sicher- 
heitspolitik gehört ... die Bereitschaft, eine welt- 
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lediglich ein Hirngespinst weniger Funktionäre 
sei. Natürlich ist Schenk keine politische Sym- 
pathisantin der Union, dafür lehnt sie“ — anders 
als Geis/CSU und Feddersen/tzz — „die real exi- 
stierende Bundesrepublik — samt Rechtsstaat 
und liberalen Diskurschancen - viel zu sehr ab. 
Aber ihr Geis gezollter Applaus erinnerte doch 
fatal an die Strategie der KPD vor 1933, die im 
Namen eines fundamental ganz Anderen gegen 
jede Reformpolitik sich oft mit der NSDAP ge- 
mein machte, Hauptsache, die Sozialdemokra- 
tie (die entscheidende Reformkraft der Weima- 
rer Republik) konnte ihre Politik der kleinen 
Schritte nicht durchsetzen.“ 


sittliche Gefühl zu zerstören. Greift diese Verir- 
rung weiter um sich, so führt sie zur Entartung 
des Volkes und zum Verfall seiner Kraft.’ Die 
‘Entartung des Volkes’ entstammt jenem Jargon, 
den die Sozialdemokratie schon während des 
Ersten Weltkriegs entwickelte und der heute 
allein den Nationalsozialisten ohne Bindestrich 
zugeschrieben wird. ‘Elemente eines neuen 
Deutschtums’ (August Winnig), 'militaristischer 
Geist’ (Nachum Goldmann), ‘nationale Arbeiter- 
politik’ (Anton Fendrich), die ‘Schicksalsgemein- 
schaft’, beruhend auf ‘Blutsverfestigung und 
Boden’ (Hermann Heller), die ‘Volksgenossen- 
schaft des nationalen Sozialismus’ (Johann Plent- 
ge) wurden von den Sozialdemokraten im Rah- 
men ihrer Sekundantentätigkeit für den deut- 
schen Imperialismus bereits 1915 beschworen. 
(...) Die sozialdemokratischen Konzepte waren 
der erste Vorschein jener Krisenlösungsstrategie, 
mit der die Nazis später ans Ruder kamen. Sie 
ernteten, so Nachtmann weiter, was die Sozial- 
demokratie gesät hatte.” 

Mehr über die „entscheidende Reformkraft 
der Weimarer Republik“ (Niedermetzeln der 
Münchner Räterepublik und des Aufstandes im 
Berliner Zeitungsviertel, Mordhetze gegen Lu- 
xemburg und Liebknecht. Rolle eines gewissen 
Gustav Noske) lesen Sie in Engelmanns Einig ge- 
gen Recht und Freiheit und Haffners Der Verrat. 


offene Demokratie gegen Terrorismus polizei- 
lich und notfalls auch militärisch zu verteidigen.“ 

Sein Ja-Wort zur polizeilichen „Verteidigung 
gab der hier aus dem Berliner Szenekalender Sie- 
gessäule (10/2001) Zitierte für seine Koalitions- 
partei durch Zustimmung Zu den Sicherheitspa- 
keten I und II des Ministers für Staatssicher- 
heit. Sein Ja-Wort für Bomben auf Afghanistan 
begründete er am 22. September auf einer Frie- 
densdemo vor der Kölner Oper: Es gehe dabei 
um „christliche Verantwortung . Wir zitierten 
den „Rechtsexperten“ der grünen Kriegspartei 
und Musterhomophilen der Nation, Volker Beck. 
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Jan Feddersen 
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Die kühne These, 
Bravo Girl! sei eine 
Jugendzeitschrift, 
führt unter Umstän- 
den zur Annahme, 
junge Menschen 
bedürften deren 
spezieller Art von 
Sexualaufklärung. 
Kurt Starke hat den 
Einfluß des Maga- 
zins auf die Wahr- 
nehmung von Sexu- 
alität durch Kinder 
und Jugendliche 
analysiert. Wichtiges 
ist ihm dabei ent- 
gangen, meint 

Lizzıe PRiCKEN 


Starke, Kurt: Fit for SexPower? Fine 
wissenschaftliche Studie zu Bravo- 
Girl! Verlag Peter Lang, Frankfurt am 
Moin 2001. 395 Seiten, zahlreiche 
Abbildungen, 98,00 DM 


ie wirken Sexbeiträge in den Medien 
auf Kinder und Jugendliche? Dieser 
Frage geht eine Studie nach, die am 


Anfang des neuen Jahrtausends in mehreren 
deutschen Städten unter Leitung des Leipziger 
Sexualforschers Kurt Starke durchgeführt wur- 
de. Auf Basis zweier im Jugendmagazin Bravo- 
Girl! 1998 erschiener Beiträge mit den Titeln 
„Fit for Sex“ und „Sex Power“ wurden Kinder, 
Jugendliche sowie Sexualwissenschaftler zu ih- 
ren Eindrücken in Bezug auf sexuelle Darstel- 
lungen in den Medien befragt. Starke, der be- 
reits zu DDR-Zeiten als „Sexguru“ galt und seit 
nunmehr 30 Jahren zum Thema „jugendliches 
Sexualverhalten“ publiziert, versucht dabei sei- 
ne Ausgangsthese zu verifizieren, daß Kinder 
und Jugendliche durch zu frühe Konfrontation 
mit dieser Thematik negativ beeinflußt werden 
könnten und dadurch in ihrer weiteren Entwick- 
lung gefährdet seien. Eine These, die Starke je- 
doch sehr schnell revidiert, denn insbesondere 
bei der Befragung von Kindern zwischen acht 
und zwölf Jahren kommt unisono heraus, daß 
sie sich von selbst noch gar nicht für Sex interes- 
sieren. Sie werden offenbar von einer inneren 
Barriere geschützt und überblättern folglich der- 
artige Artikel in diesen den Jüngeren unter ih- 
nen eher zufällig in die Hände geratenen Publi- 
kationen. 

Nun hätte man auch mit Hilfe des gesunden 
Menschenverstandes zu einer solchen Erkennt- 
nis gelangen und das Thema damit abschließen 
können. Wenn allerdings ein Wissenschaftler die 
Frage „Haben Kinder ein objektives oder sub- 
jektives Interesse an Sexbeiträgen?“ in den Raum 
stellt, tauchen schon Irritationen auf. Was zum 
Beispiel ist ein „objektives Interesse“? Die Ant- 
wort sucht man jedoch in 
der Studie ebenso vergebens 
wie auf eine Erklärung zu 
den doch recht unterschied- 
lichen Methoden der Erhe- 
bung. Werden einige der 
TeilnehmerInnen der Studie 
mündlich interviewt, so 
müssen andere einen Frage- 
bogen ausfüllen, was dann 
aber im Resümee ebensowe- 
nig berücksichtigt wird wie 
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die Frage nach kulturellem und ethnischem Hin- 
tergrund. Irritierend ist ferner die Suche nach 
Quellenangaben, die praktisch völlig fehlen. 
Dafür gibt es allerdings eine acht Seiten lange 
Literaturliste, in welcher der Autor der geneig- 
ten Leserschaft seine eigenen gesammelten Wer- 
ke präsentiert — und zwar nur seine. Wem so 
etwas nicht peinlich ist, der behauptet auch in 
Hinblick auf die zu den Beiträgen befragten Ex- 
perten, daß sich selbige — sofern aus dem An- 
schlußgebiet nach Artikel 23 Einigungsvertrag 
stammend — durchweg gegen Zensur und Ver- 
bote aussprächen, da sie derlei selbst lange ge- 
nug erlebt hätten. Da es sich bei besagten Ex- 
perten vorwiegend um Frauen handelt, wäre es 
schon spannend gewesen, ob und wie sie sich 
selbst in den Darstellungen von Weiblichkeit be- 
ziehungsweise weiblichem Sexualempfinden wie- 
derfinden konnten. Schließlich ist das unter bun- 
desdeutschen Verhältnissen vermittelte Idealbild 
der Frau doch ein etwas anderes als das einer Frau 
im „Arbeiter- und Bauernstaat“. 

Aber das wollen Herr Professor gar nicht wis- 
sen; Starke behauptet stattdessen, dal 50 Pro- 
zent der LeserInnen von Bravo-Girl! 18 Jahre 
und älter und unter ihnen 10 Prozent (junge) 
Männer seien. Da hätte man gern erfahren, wie 
er denn darauf kommt. Und wer sind eigentlich 
die anderen 50 Prozent der Bravo-Girl!-Konsu- 
mentInnen? Offenbar hat Starke auch den Ver- 
lag — den Hamburger Mediengiganten Bauer — 
nicht danach befragt, welche Klientel er denn 
im Visier hat mit seinem Medium. Selbst für au- 
ßerhalb der Medien- und Kommunikations- 
wissenschaft Stehende sieht die Zeitschrift, auf 
die sich die Studie hauptsächlich stützt, näm- 
lich viel eher aus, als sei sie für Männer in den 
„besten Jahren” gemacht, 
die ihrer verlorenen Jugend 
nachtrauern und/oder ihre 
erotischen Phantasien auf 
die jungen Mädchen oder 
auch Jünglinge projizieren. 

Um nochmals einen Ein- 
druck davon zu vermitteln, 
wie dünn die Basis der Stu- 
die ist, sei angemerkt, daß 
sie sich im wesentlichen auf 
sage und schreibe zweimal 
„4 erotische Seiten mit 
Test!“ und „22 garantiert 


neuen Kicks“ stützt. Der 
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Rest des Druckwerks Bravo Girl! besteht 
überwiegend aus Klatsch aus der „Welt der 
Stars“ sowie Modetips und ist deshalb voll 
von Lolita-look-alike-Girls und „süßen 
Boys“, die als „zum Anbeißen“ bezeichnet 
werden — das ist im übrigen eindeutig 
Erwachsenenjargon (erwachsene Schwule 
sprechen von „Sahneschnittchen“) — und 
„Girl! testete den Sex-Appeal der drei 
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nisse gewinnen ließen. Immerhin behaup- 
ten einige der älteren Befragten (14- bis 
18-Jährige), durch die Lektüre von Bravo 
Girl! könne ein lockeres Verhältnis zur Se- 
xualität entstehen. Die — unbeantwortete 
— Frage ist lediglich, wie „verklemmt“ sıe 
vorher waren. Ist doch das Bild, das ihnen 
gerade in diesem Medium vermittelt wird, 
alles andere als das eines auch sexuell 
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ins Schlafzimmer: „Augen zu und Zähne 
zusammen“, weil Frauen nun mal am be- 
sten passiv „genießen“. Die vielen form- 
schönen Abbildungen der Paare beim 
Körperkontakt runden die so beschriebe- 
ne „Sinnlichkeit“ ab zu einem pseudo- 
ästhetischen Ganzen. Alle abgebildeten 
Jungen und Mädchen sehen aus wie Mo- 
dels, sie sind durchweg weiß und ohne kör- 


„Na dann drück’ 
mal auf die Tube." We 
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cosmetics 


Mit Mädchengesichtern lassen sich die unter- 
schiedlichsten Gelüste wecken und befriedi- 
gen. Sexuelle sind es weniger - zumindest bei 


perliche Einschränkungen. Nichtmal Bril- 


emanzipierten jungen Menschen. Nicht zu- 
len oder Zahnspangen sind statthaft. So be- 


letzt deshalb empfinden selbst jene Jugend- 


21 vom 26. September 2001 


Alle Fotos sind Anzeigenmotive aus Bravo Gırl! Nr 


der angeblichen Zielgruppe von Bravo Girl! 


knackigen Leckerbissen” (Nr. 21 vom 26. 
September 2001). Auch insofern stellt sich 
die Frage, ob nicht eine Studie zu den 
HerausgeberInnen dieser Art „Jugendzeit- 
schrift“ und deren Einstellungen zu Sexua- 
lität und Geschlecht bei weitem aufschluß- 
reicher gewesen wäre als stundenlang 
Dritt- bis Fünftklässler mit Fragen zur Se- 
xualität zu belästigen. Vielleicht gibt über 
den wissenschaftlichen Nährwert der Stu- 
die überdies die Art und Weise Auskunft, 
mit der die Haltung einer Mutter ausge- 
legt wird, die diese Interviews für ihre Kin- 
der ablehnte: „Die Familie wohnt in der 
Großstadt, gehört der Mittelschicht an 
und ist stark religiös gebunden. Die Kin- 
der wachsen offensichtlich sehr behütet 
auf.“ Im Klartext: Sexualfeindliches Bio- 
top. Daß die Mutter womöglich ihre Kin- 
der gut kennt — besser zumindest als der 
Sexpapst — wird gar nicht erst in Erwägung 
gezogen. Daß sich Starke darüber wun- 
dert, daß unter den Kindern keine „ausge- 
sprochenen Fans“ von Sex zu finden gewe- 
sen seien — nicht jeder, der sucht, finder 
eben auch — verrät allerdings mehr über 
ihn als über die vorgebliche Zielgruppe. 
Das soll nun keineswegs bedeuten, daß 
sich aus der Studie nun gar keine Erkennt- 


liche, die sich schon für Sexualität im wei- 
teren Sinn interessieren (Intimität, Zusam- 
menleben, Freundschaft, Liebe), die dorti- 
gen Darstellungen als eher abstoßend. 
Kein Wunder, sind sie doch in der Regel 
von Erwachsenen gemacht, dem Ton nach 
von sexuell frustrierten Vorruheständlern. 
Doch Vorsicht: Im Impressum von Bravo 
Girl! stehen vorwiegend weibliche Namen. 
Da tut sich ein Wust neuer Fragen zur Ziel- 
gruppe und ProduzentInnen auf. 

In den Erotik-Specials des Massenblat- 
tes wird immer wieder betont, die Leserin- 
nen müßten nichts von dem tun, was (nicht 
allein ihre Freunde) von ihnen erwarten, 
außer wenn sie es wirklich wollen. Jedoch 
schließt gerade eine bestimmte Art der For- 
mulierung von vornherein aus, daß ein 
Mädchen sehr wohl eine eigene Phantasie 
und das Bedürfnis nach Initiative haben 
kann. In Bravo Girl! liest sich das dann so: 
‚Schließe die Augen und gib Dich Deinem 
Freund hin. Du kannst nur dann gut sein, 
wenn Du locker bist und falsche Scham- 
gefühle keine Rolle spielen. Noch etwas: 
Dein Freund wird 100% zu einem noch tol- 
leren Lover, weil ihn Deine absolute Hin- 
gabe in seiner Leidenschaft antörnt und sei- 
ne erotische Phantasie reizt!“ Früher ga- 
ben Mütter ihren frischverheirateten Töch- 
tern ähnliche Hinweise mit auf den Weg 


kommen schon Anfänger suggeriert, dab 
nur mit einem schönen Körper guter Sex 
zu haben ist. Offenbar machen sich die Her- 
ausgeber weniger Gedanken um die Sor- 
gen und Komplexe von pubertierenden 
Halbwüchsigen, als vielmehr darum, sich 
mit Andeutungen und Suggestionen eines 
weitgehend tabuisierten Themas eine treu 
zahlende Leserschaft aufzubauen. Und 
ganz nebenbei werden die Mädchen kon- 
ditioniert für die Welt der glücklichen Kon- 
sumentinnen, deren höchstes Ziel es zu 
sein hat, möglichst lange möglichst jung 
und appetitlich auszusehen — „zum Anbei- 
ßen“ eben. Könnte es sein, dal) dies das 
größte Problem der HerausgeberInnen von 
Bravo Girl! ist? 

Befragt nach ihren Eindrücken zur Sexu- 
alaufklärung im Heimatkundeunterricht 
antwortete eine | L-Jährige im Rahmen der 
Studie: „Das war genauso interessant wie 
Thüringen.“ Sexualität muß man also nicht 
zwangsläufig gleichsetzten mit Styling und 
Show. Warum eigentlich werden Aufklä- 
rungsbroschüren nicht gleich von Jugend- 
lichen für Jugendliche gemacht? 


Die Rezensentin dankt Annett Schönmeyer für 
die fachwissenschoftliche Konsultation 


Sigi Nr. 10 


Am 11. Juli 1960 
als DDR-Bürger in 
Magdeburg gebo- 
ren, starb er am 
20. Oktober 1991 
in Berlin und hatte 
bis dahin dreimal 
die Staatsbürger- 
schaft gewechselt: 
BRD - DDR - BRD. 
Er gehörte einer 
seltenen Spezies an: 
denn er war Tunte, 
Diva, Schriftsteller 
und Kommunist. 
In Erinnerung an 
seinen zehnten 
Todestag drucken 
wir zwei Texte 

von Ronaup M. 
SCHERNIKAU 


Hinweise 
Anläßlich seines zehnten Todes- 
tages zeigt das Schwule Museum, 
Mehringdamm 61, 10961 Berlin, 
noch bis zum 18. November die 
Ausstellung „Ronald M. Schernikau 
Dichter, Diva, Kommunist”. 
Am 24. November findet um 21.00 
Uhr im Roten Salon der Volksbühne 
am Berliner Rosa-Luxemburg-Platz 
die Buchpremiere zur Wiederauf- 
lage von „Die Tage in L.” statt 


| 1 | nie wurde das feuer entdeckt. es war im- 


mer da, und nie gab es einen, der es benutzte: es 
waren viele, und es zu gebrauchen vergaßen und 
lernten sie immer wieder. so gab es nachbarn, 
die voreinander erschreckten, und solche, deren 
freiheit ihr wissen übertraf. was wir entwicklung 
nennen, hat viele wege. wo wir ergebnisse sehn, 
waren mal menschen. in den dingen ist geschich- 
te, wir müssen sie sehn: was bald gelten wird als 
tendenz, ist eben noch papier; womit wir uns 
ärgern, scheint morgen selbstverständlich. mit 
mehr ergebnissen nimmt die kompliziertheit un- 
serer ansprüche zu. mit parallelität von wider- 
sprüchen wird komplexes mißverständlicher (da- 
her der import der neuren ddrliteratur). wenn 
herrschende den eignen tod fördern, können wir 
das ausnutzen. 

| 2 | engels + bornemann sagen: wo männer 
herrschen, gibts klassen; gibts monogamie der 
frau, polarisation der geschlechter, scham als 
verschleierung, verlangen als besänftigung und 
schönheit als ausnutz; gibts gleichgeschlechtli- 
ches verhalten als was besonderes: benannt und 
eingeschränkt. denn wo es egal ist, wer mit wem 
wann schläft, braucht es keine unterscheidung, 
wer mit wem wann schläft. es geht um denk und 
verhaltensweisen. wer lange zwischen erlaubtem 
und verbotenem trennt, wird bereit, zustände 
als unveränderbar zu sehen und sie auch im klei- 
nen zu reproduzieren. wir können wohl nicht da- 
von ausgehen, daß unterdrückung der sexualität 
das wichtigste ist zum stützen von klassenherr- 
schaft. aber nichts besteht über jahrtausende, 
das ihrem charakter widerspricht. die geschichte 
der homosexualität ist die geschichte ihrer unter- 
drückung; es gibt die hs. erst mit ihrer benen- 


nung, ihrer ausgrenzung und also diskriminie- 
rung. es gibt keine hs., es gibt nur ein problem 
der hs. 

| 3 | es ist unsinnig, marx + engels vorzu- 
werfen, daß sie bürger des 19. jahrhunderts wa- 
ren. wenn sich zu ihrer zeit ökonomische und 
politische widersprüche zeigten, sind es dazu 
heute die geschlechtlichen. wir können in ge- 
schlechterfragen marx nicht am marxismus mes- 
sen. wir können nur den marxismus auf die ge- 
schlechterfrage anwenden: es gibt kein trotzdem, 
es gibt ein weil. 

| 4 | bertolt brecht in den anmerkungen zur 
dreigroschenoper: 

... das geschlechtliche in unserer zeit gehört 
unzweifelhaft in den bezirk des komischen, denn 
das geschlechtsleben steht in einem widerspruch 
zu dem gesellschaftlichen leben, und dieser 
widerspruch ist komisch, weil er historisch, d.h. 
durch eine andere gesellschaftsordnung lösbar 
ist... das künstliche und vergängliche aller ge- 
sellschaftlichen überbauten wird sichtbar. 

| 5 | immer deutlicher werden die abhängig- 
keiten. leute wagen über ihre hintern und bet- 
ten zu schreiben, andere verlegens. nichts ver- 
boten nichts verpönt, so scheints. das ist klima 
für hinkucken endlich und offenheit. und mit 
neuigkeiten wird klar: niemand schreibt oder 
lebt für sich und allein; jeder weiß von der welt. 
vor jahren etwa wurde der mann unsicher, wenn 
er über schwule lachen sollte. heute tut ers. er 
weiß: es gibt sie, sie sind ungefährlich, ich darf 
sie ankucken. das ist ein absurd winziger schritt, 
aber er ist einer. verblüffend ist der prozeß der 
liberalisierung, weil er so nah dran ist an uns. er 
ist allerdings so gewöhnlich wie irgendein bür- 
gerliches gleichberechtigungsversprechen, wie 
irgendein integrationsprozeß. bald werden 
schwulen interpreten werbung, kitschromane 
und fernsehserien geben. der menschliche körper 
wird ständig enttabuisiert, d.i. hier kommerzia- 
lisiert. zuerst war es das objekt frau, das zum 
abschuß freigegeben wurde, immer mehr wird 
es auch der mann. im zuge der ständigen ver- 
schärfung der innerkapitalistischen widersprüche 
wird auch noch das letzte bürgerlich zwanghaf- 
te ideal verkauft. 

| 6 | das formulieren von betroffenheit liegt 
unter dem niveau der maschinenstürmer. noch 
nicht einmal hat der sturm auf die heteros be- 
gonnen (der genauso unsinnig wäre wie der auf 
maschinen und so verständlich und ersehnt), da 


[Literatur] 


amerika 


als ich ihn im fernsehn jetzt sah 
wurde mir mit einem mal klar 
er ist ein star 


und er lacht und wickelt uns ein 
oh sein lächeln muß wohl so sein 
er ist ein star 


er kann alles und er macht was er will 
betritt er den saloon dann wird alles still 


er ist ein star aus amerika 
er ist da wo er immer war 
doch das was wirklich an ihm brennt 
er ist präsident 


es ruft die ganze westliche welt 
die er in seiner starken hand hält 
er ist ein star 


spürt er gefahr und zieht seinen colt 
dann hat er nur dein bestes gewollt 
er ist ein star 


er kann alles und er macht was er will 
der perfekte westernheld ist sein ziel 


wenn er aus europa reitet ist es stille 
unsre freiheit das war sein letzter wille 


oktober 1983. 
zusammen mit marianne 
rosenberg; von ihr gesungen 
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tönt es schon: paradise’s on my side. 
christian geissler läßt in einem frühen 
fernsehstück einen faschisten sagen: 
hätte man den juden doch ne insel ge- 
geben irgendwo. — genau das ist homo- 
lulu. die bürgerliche angst, homosexu- 
alität könne die herkömmliche gesell- 
schaftsstruktur vernichten, ist ebenso 
unbegründet wie die feministische 
hoffnung darauf. 

| 7 | die illusion von freier wahl ist 
zynisch angesichts des ghettos voll mit 
schwulen friseuren und dekorateuren. 
sie bezeichnet das verlangen, der 
schwule könne doch und solle gefälligst 
die ihm beigebrachte entfremdung 
überwinden, ohne sie abzuschaffen oder 
auch nur in frage zu stellen. hier wird 
vorgegeben zu bekämpfen, was eigens 
dafür produziert wurde. je rigider die 
ideologie, desto ausgeprägter ist un- 
sere subkultur, desto ghettomälßiger. 
je perfekter wiederum die uns umge- 
bende lebensweise in ihr reproduziert 
wird, desto schwieriger wird ein sich 
aus ihr lösen, ein sich von sich lösen. 
wer etwa sein geschlecht seiner äuße- 
ren erscheinung anpassen lassen will, 
kommt einer milieuforderung nach: 
geschlechterrollen sind erlernt ver- 
dammt, und transsexualität ist nur ne 
tragische form von flucht vor ihnen. 
produziert wird der durchschnitt des 
durchschnitts, gewünscht werden die 
angepaßtesten unter den angepabten: 
in jeder beziehung. jemand der leidet, 
ist unbrauchbar (ausnahme: intellektu- 
elle!). kapitalisten bewerten uns nach 
funktion. wir sie nicht. noch nicht. — 
kein wunder, daß uns übel wird ange- 
sichts des durchschnitts des durch- 
schnitts des durchschnitts!: bei diesem 
durchschnitt. schwer zu begreifen, dab 
nicht der durchschnitt als durchschnitt 
uns verabscheuenswürdig ist, sondern 
seine entfremdung, seine unmensch- 
lichkeit, die unwürde. all das ist gewor- 
den irgendwann, es ist keine mit einem 
durchschnitt an sich irgendwie ver- 
bundene eigenschaft. lernen: ın einer 
zu erkämpfenden gesellschaft ist der 
durchschnittliche mensch so frei, so 


lieb, wie wir ihn erträumen. jetzt den 
durchschnitt zu ignorieren hieße, uns 
selbst ein bein zu stellen beim kampf 
für ihn. 

| 8 | mich kotzt es an, daß ich nen 
schwulen nach nem saunabesuch nicht 
auf unterdrückung ansprechen kann, 
weil der noch tage später behauptet, 
ihm werde doch nichts verboten. wer 
zustände nach eignem schein, nach 
eigner kurzsichtigkeit mißt, der wird 
nichts tun für die veränderung auch an- 
derer beziehungen: er nimmt sie ja 
nicht wahr. das ewige schielen nach den 
eigenen verletzungen!, das der welt 
heteroreste übersieht. solange die welt 
betrachtet wird als eine welt der 
schwulen und nur der schwulen und 
ihrer unterdrückung, solange werden 
wir isoliert sein: wir und unsere grup- 
pen untereinander, und die punkte von 
bewegung. diese welt ist nicht so, weil 
sie schwule unterdrückt, sondern sie 
unterdrückt schwule, weil sie so ist wie 
sie ist. das schwulenproblem lösen löst 
nicht die welt. noch bedroht uns der 
wahnwitz des krieges, der uns nicht vor 
die alternative stellt gut leben oder 
schlecht, sondern: leben oder sterben. 
solange die elementarsten probleme 
der menschheit nicht annähernd gelöst 
sind, ist es absurd, die welt als eine vor- 
nehmlich schwulendiskriminierende zu 
begreifen. wer für die homosexuellen 
kämpft und nichts darüber hinaus, tut 


zuwenig. (1979) 


Der Text „schwulsein. ne anmerkung” wurde 
Schernikaus nachgelassenem Roman „legen- 
de“ entnommen, der im letzten Jahr beim 
Dresdner Verlag ddp Goldenbogen zum Preis 
von 69 DM erschienen ist. Der Abdruck er 
folgt mit freundlicher Genehmigung des Ver- 
lages. Für die Erlaubnis zum Nachdruck von 
„amerika“ dankt die Redaktion Thomas Keck 


Gisi Nr. 36 


Die Vergangenheits- 
form hat sich in das 
Gespräch geschli- 
chen. „Ich war Anne 
Köpfer” sagt Renate 
Mille in ihrem letz- 
ten Interview, das sie 
dem Westdeutschen 
Rundfunk gab und in 
dem sie erstmals 
über ihr Pseudonym 
spricht. „Ich war 
Anne Köpfer” sagt 
sie, als sie schon von 
der Schwere ihrer 
Krankheit weiß. Wie 
zum Trotz setzt sie 
hinterher: „Und ich 
bin es noch.” Kurze 
Zeit nach diesem 
Gespräch erlag sie 
in Berlin einem 
Krebsleiden. 


Unser Autor 

Der Berliner Rundfunkjournalist 
Thomas Klug war einer von Änne 
Köpfers engsten Freunden und 
wie sie bis Mai 1993 Redaktions- 
mitglied der DDR-Lesben- und 
Schwulenzeitung Die Andere Welt. 


Von THomas KLus 


nne Köpfer ist der Name, mit dem Du bekannt 
A“ Ist es noch ein irritierendes Gefühl, 

auf den eigenen Büchern den eigentlich frem- 
den Namen zu lesen? 

Nein, gar nicht. Ich war schon so mit Anne 
Köpfer verwurzelt. Die Leser nannten mich ja 
auch Anne. Nur wenn ich irgendwo auftrat, 
mußte ich schon vorher fragen: Wer bin ick? 
Hat Dir diese Frage immer jemand befriedigend be- 
antworten können? 

Im Zweifelsfall Eike Stedefeldt, mein Co-Au- 
tor, der ja bei den Lesungen und diversen Inter- 


views immer mit dabei war. 


Und wer bist Du für Dich selbst? 

Ich war Anne Köpfer. Und bin es eigentlich 
noch. Es ist manchmal sogar so, als ob das eine 
andere wäre, die diese wahnsinnig lustigen Ge- 
schichten schreibt. Ich bin eigentlich gar nicht 
so wahnsinnig lustig, als Renate Mille nicht, aber 


als Anne Köpfer ja. 


Wie kamst Du überhaupt darauf, Dir ein Pseudonym 
zuzulegen? 

Als ich anfing, für eine Lesben- und Schwulen- 
zeitung zu arbeiten, wollte ich dort Beiträge 
nicht unter meinem richtigen Namen schreiben, 
weil ich keine Lust hatte, mich nach Feierabend 
irgendwelchen finsteren Gestalten ausgesetzt zu 
sehen. Da fiel mir ein, mir einen anderen Na- 
men zuzulegen. Abgesehen davon, hatte mir 
mein richtiger Name wirklich noch nie gefallen 
Mit Renate hätte ich mich ja noch abgefunden. 
Aber Mille? Wenn da noch ein „r“ daran gewe- 
sen wäre. Miller — das hätte ich schön gefunden, 
aber das ließ sich irgendwie nicht durchsetzen 
bei den Ämtern. Und an meinem Briefkasten 
mußten irgendwelche lustigen Menschen aus 
dem „M“ immer ein „N“ machen. 


Die ersten Veröffentlichungen waren also eine gute 


Chance, Anne Köpfer auf die Welt zu helfen. Aber 


wieso ausgerechnet Köpfer? 

Es mußte ziemlich schnell gehen, weil der Re- 
daktionsschluß nahte und mir erst zuletzt ein- 
fiel, welche Konsequenzen ich mit meinem eı- 
genen Namen haben könnte. Dann fiel mir ein: 


Anne fand ich schon immer schön. 
Anne klang nicht mehr so jung, aber 
auch modern genug, um bestehen zu 
können. Anne Kupfer wollte ich hei- 
Ben. Kupfer — die Farbe ist schön und 
ist auch was Wertbeständiges. Aber 
Heiner, unser Redaktionstrottel, hat 
den Namen einfach verwechselt und 
hat Anne Köpfer daraus gemacht. 
Dann war es zu spät und ich blieb Anne 


Köpfer. 


Unter diesem Namen hast Du immerhin 
drei Bücher veröffentlicht, unzählige Ber- 
träge für diverse Zeitungen und Zeit- 
schriften, warst in verschiedenen Radio- 
sendungen zu erleben, hast hunderte Le- 
sungen bestritten. 

Aber ich bin nicht berühmt gewor- 
den. Ich wäre es aber gern geworden. 


Ich weiß aber nicht, wie man das wird. 
Keine Ahnung, was die anderen ma- 
chen, um berühmt zu werden. Es liegt mir nicht, 
ständig diese Strapazen auf mich zunehmen, 
irgendwelchen Fernsehredakteuren hinterherzu- 
laufen und so weiter. Ich dachte mir eigentlich, 
das muß so kommen: Irgend jemand jubelt mich 
hoch. Und dann bin ich berühmt. 


Wie soll das denn funktionieren? 

Man tut irgendwas. Es ist ziemlich unerheb- 
lich, was. Es kommt darauf an, daß man zur rich- 
tigen Zeit von den richtigen Menschen entdeckt 
wird. Es braucht bloß irgendein bekannter 
Mensch ... Was weiß ich, der sitzt auf dem Klo, 
liest mein Buch, lacht sich halbtot und sagt, wer 
ist diese wunderbare Autorin, die brauche ich, 
die will ich unbedingt haben, man, ist das eine 
tolle Frau, die will ich unbedingt kennenlernen. 
Es gelingt ihm, mich ausfindig zumachen. Er un- 
terhält sich mit mir, ist entzückt — schwupp, so 
bin ich berühmt. 


Aber Du müßtest dann auch ins Fernsehen ... 

Ich stell’ es mir eigentlich so vor, dal) das Fern- 
sehen bei mir vor der Tür steht. Ich weiß nicht, 
wo die Studios sind, ich müßte dann dahin. Ich 
hab auch kein Auto. Ich denke schon, es müßte 
so funktionieren, daß die Leute dann kommen. 
Oder mir zumindest ihren Wagen schicken. Ich 
hab eine Umweltkarte, die kostet um die hun- 
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dert Mark. Ich weiß nicht, ob ich mir die 
noch lange leisten kann. Und dann soll ich 
auch noch Fernsehstudios suchen gehen. 


Was reizt Dich am Ruhm? 

Jetzt nichts mehr. Aber vor ein paar 
Jahren dachte ich noch, berühmt sein wäre 
ganz prima. Da hat man Geld, alle Leute 
kennen einen, viele lieben einen. Es gibt 
haufenweise Einladungen und Geschenke. 
Ständig liest man von sich. Alle nehmen 
Anteil. Wenn man irgendwo hingeht, 
kriegt man einen guten Platz im Hotel, an 
der Bar. Alle freuen sich, daß sie mit ei- 
nem zusammen sind. Das ist fürs Selbst- 
bewußtsein unwahrscheinlich gut. 


In einer Sendung des Deutschlandfunks hast Du 
gesagt, Du willst berühmt werden, um einfach 
mal etwas anderes zu probieren ... 

Vor der sogenannten Wende hatte ich 
einen anständigen Beruf. Ich war Schrift- 
setzer, dann in einer Redaktion. Und es 
war nicht erforderlich, daß ich irgendwie 
berühmt werden wollte. Das wurde erst 
später einfach notwendig, als ich in diesem 
Kreislauf war: Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe, ABM-Stelle. Und dann wieder 
von vorn. Das machte mich ein wenig ver- 


rückt und ich dachte, ich sollte 
etwas anderes probieren. Vorher 
hatte ich das gar nicht so im Sinn, 
berühmt zu werden. Aber als 
1990 die Fernsehprogramme im- 
mer bunter wurden, habe ich da- 
durch viele Prominente kennen- 
gelernt und gemerkt, wie schön 
Prominenz sein muß. Das Ar- 
beitsamt ist im Vergleich dazu 
ziemlich eklig. 


Was versprichst Du Dir noch von der 
eigenen Prominenz? 

Ich habe zum Beispiel abends 
immer Angst, wenn ich auf der 
Straße gehe, daß ich überfallen 
werde. Aber wenn so viele 
Paparazzi da sind, da wird sich na- 
türlich keiner trauen, mir nachts 
in der U-Bahn eins über die Rübe 
zu geben — das hat doch seine Vor- 
teile. Und wenn ich einmal nicht 
erkannt werden will, verkleide ich 
mich einfach. Ich bin ja nicht so 
eine auffallende Erscheinung wie 
Heino. Ich setze mir einen Hut 
auf, und schon kann ich auf die 
Straße gehen. Oder ich ziehe mir 
einen Rock an. Da erkennt mich 
kein Mensch, wenn ich einen 


Rock anhabe. 


Du hast einiges geschafft, Deine Kurzgeschich- 
ten wurden sogar prämiert. Wie viel Ruhm 
brauchst Du noch? 

Der Durchbruch fehlt. Und wie ich das 
bewerkstelligen soll, weiß ich nicht. Ich 
hab noch nie angerufen, ich dachte das 
Fernsehen kommt zu mir. Sie können mein 
Buch kaufen. Ich weiß ja nicht, wie Hera 
Lind entdeckt worden ist. Auch nur durch 
ihr Buch. Und dann plötzlich wurde es ver- 
filmt. Der Film war zwar gräßlich - ich hät- 
te mich beschwert an Hera Linds Stelle —, 
aber ihr hat er offensichtlich gefallen. Und 
außerdem hat er haufenweise Kohle ge- 
bracht. Meine Geschichten — das heißt un- 
sere, ich schreibe ja mit einem Freund zu- 
sammen, der allerdings nicht berühmt 
werden möchte, ist also nicht so ehrgeizig 
wie ich —: Die könnten unsere Geschich- 


ten verfilmen. 


Wahrscheinlich mit Dir in der Hauptrolle ... 
Ich könnte mir durchaus vorstellen, daß 
ich auch eine Rolle in den Film überneh- 
me. Man könnte eine Serie daraus machen, 
ich wäre durchaus geneigt, mitzumachen. 


Mit eigenen Texten hast Du spät begonnen. Die 
Jahre zuvor hast Du ja den lesbischen Blick 
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trainiert. Dein Coming out fiel in eine Zeit, 
in der es wesentlich schwerer war, als heute. 
Darüber aber hast Du nur einmal öffentlich 
gesprochen. 

Es fällt mir sehr schwer, darüber zu re- 
den, weil es auch sehr lange her ist. Das 
war keine schöne Zeit. Ich bin 1954 in die 
Lehre gekommen. Da fing es eigentlich an, 
daß ich mich zu Frauen oder Mädchen hin- 
gezogen fühlte. Dort lernte ich eine Freun- 
din kennen. Das kam heraus und es gab ein 
Riesen-Theater. Meine Mutter wurde dort- 
hin zitiert. Und es wurde sämtlichen Mäd- 
chen verboten, mit mir nach Hause zu ge- 
hen. Ich habe die Lehre beendet. Es gab 
dann einige Selbstmordversuche, zwei oder 
drei. Die sind merkwürdigerweise mißlun- 
gen, ich war vielleicht sogar dazu zu 
dusselig. Ich bin dann zu einem Psycholo- 
gen. Dem habe ich erzählt, daß ich Frauen 
mag und davon geheilt werden möchte, 
weil das offenbar eine sehr unangenehme 
Angelegenheit wäre. Ein anderer Psycholo- 
ge brachte mir bei, das nicht zu bekämp- 
fen, sondern damit zu leben. Er gab mir 
dann Adressen einiger Westberliner Loka- 
le und sagte mir: „Sagen Sie bitte keinem, 
daß Sie die Adressen von mir haben. Ich 
kann es zwar vertreten, Ihnen Adressen 
von Lesben-Lokalen gegeben zu haben, aber 
eben nicht in Westberlin.“ Ich bin dorthin 
gegangen, aber das war eine riesige Ent- 
täuschung. Ich suchte einfach nur ein Mäd- 
chen, mit dem ich reden konnte, schmu- 
sen konnte. Ich war damals ja noch nicht 
einmal zwanzig. Ich wurde dort empfan- 
gen, gefragt, ob ich alleine bleiben oder zu 
einem ganz reizenden Mädelchen an den 
Tisch wollte. Ich wollte natürlich. Das rei- 
zende Mädelchen entpuppte sich als Frau 
von Mitte vierzig. Mich packte das blanke 
Entsetzen. Ich fand mich überhaupt nicht 
zurecht, wollte mich nicht bei irgend- 
welchen Frauen auf den Schoß setzen. Aber 
der Mensch lernt, allmählich fand ich mich 
mit dem Spielregeln zurecht und eben auch 


in solchen Lokalen. 


Diese Erfahrungen hast Du in einem Deiner 
wenigen ernsten Texte verarbeitet: „Errol Flynn 
hat nie geweint“. Du wurdest dafür prämiert, 
dabei ist es gar kein typischer Text ... 

Die meisten Geschichten von mir sind 
ja lustig. Was soll man machen. Aber ich 
schreibe immer über Dinge, die ich erlebe 
und die ich verstehe. Alles andere ist mir 
zu intellektuell. Ich schreibe so, wie ich 


rede und so, wie ich bin. 
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Berlin-Kreuzberg, 
16. Oktober 2001, 
10.00 Uhr, Drei- 
faltigkeitsfriedhof. 
Derweil knapp 30 
Personen gemesse- 
nen Schrittes die 
kleine Kapelle betre- 
ten, um Abschied zu 
nehmen von Renate 
Mille - der Frau, die 
im zweiten Leben 
die Satirikerin Anne 
Köpfer war -, ertönt 
der alte Schlager 
„lom Dooley”. Die 
Rede, die wir auf 
diesen Seiten doku- 
mentieren, hält ihr 
engster Freund 
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s wir soeben gehört haben, liebe An- 
\ \ / wesende, mag etwas merkwürdig an 
muten in einer Friedhofskapelle und 


vor einer Trauergemeinde, aber es hat damit seine 
Bewandnis. Ich komme darauf zurück. 


„Waren wir nicht mal gemeinsam dort?“ Ich be- 
jahte die Frage, erfreut darüber, dal} Renate sich 
an diesen Ort erinnerte. Sie hatte ein schlechtes 
Gedächtnis für Orte, an denen nicht eine g€- 
pflegte Gastwirtschaft zur Orientierung taus- 
te. „Da hat es aber geregnet!“, wandte Renate 
ein. Ich suchte sie damit zu besänftigen, das wäre 
ja nun nicht jeden Tag der Fall. „Du hast gut re- 
den“, gab sie zurück. „Du kannst wieder nach 
Hause gehen, ich muß da bleiben.“ 

Es war einer jener typischen Dialoge, wie sie 
Renate und mich die letzten elf Jahre verbun- 
den und die unsere Freundschaft genauso geprägt 
hatten, wie unser Schicksal als „einziges les- 
bisch-schwules Ost-Autoren-Duo“. Drei Wo- 
chen lautete ihre Prognose, das war Mitte Juli. 
Im Cafe des Krankenhauses Herzberge berat- 
schlagten wir, wo sie beerdigt werden wolle. „In 
Marienfelde? Neben den ollen Westtanten? Die 
haben mich im Leben genug geärgert.“ Ich schlug 
die Friedhöfe vorm Halleschen Tor in Kreuzberg 
vor: „Chamisso, E.T.A. Hoffmann, Mendels- 
sohn-Bartholdy ...“ Ein kurzes Spitzen ihres 
Mundes, ein kaum merkliches Hochziehen der 
Braue signalisierte: Einverstanden. 

Damit wäre die Frage geklärt, warum wir aus- 
gerechnet hier zusammengekommen sind, um 
unsere Freundin und Kollegin Renate Mille - ei- 
nigen unter uns unter ihrem Künstlernamen An- 
ne Köpfer bekannt — zu Grabe zu tragen. 

Rückblickend auf den Ärger bei der Beerdi- 
gung ihrer Mutter vor zwei Jahren mußte ich 


Renate versprechen, als ihr engster Freund die 
Grabrede selbst zu halten. „Überlaß’ das bloß 
nicht so einer Flitzpiepe von Redner!“ Was die 
Musikauswahl angehe, so wisse ich ja Bescheid. 
Was sie damit meinte, konnten schon Anfang 
April 1999 die Leser der Zeitschrift Osszerzky in 
einer ihrer Glossen lesen. Darin riet ihr ein Be- 


statter, es müsse sich bei der Trauermusik ‚um 
eine Weise handeln, die sich auf einer Orgel in- 
tonieren lasse“, meist seien aber keine Noten vor- 
handen. Renate schrieb: „Wer hat schon die No- 
ten seines Lieblingsliedes in der Schublade. Aber 
ich registriere den wohlmeinenden Hinweis. Ich 
werde mich also rechtzeitig kümmern müssen: 
“Trinke noch einen Whiskey vor deinem letzten 
Gang ... Es wird ein harter Whiskey ... Hang 
down your head, Tom Dooley.’“ Sie hat sich 
rechtzeitig um ihr Lieblingslied „Tom Dooley“ 
gekümmert, wie wir gehört haben. 

Was ruft man einer so engen Freundin nach, wie 
wird man ihr und ihrem Leben gerecht? Da wäre, 
was üblicherweise in Lebensläufen steht: Daß sie 
als Renate Hildegard Mille am 7. August 1939 
in Berlin-Tempelhof als einziges Kind ihrer EI- 
tern geboren wurde, der Vater 
1942 sehr jung an der Ostfront 
fiel und sie seither mit der Mut- 
ter allein lebte. Daß sie 1954 in 
die Lehre kam und wie ihr Vater 
Schriftsetzer lernte, einen Beruf, 
den sie liebte und bis 1989 aus- 
übte — in jenem Jahr kam sie vom 


„Ein seltener Anblick - mich 
beim Arbeiten zu sehen” 

steht im Fotoalbum des Lehrlings 
Renate Mille unter der Aufnahme 
aus dem Jahre 1954 (rechts). 


technischen in den redaktionel- 
len Bereich der Tageszeitung Tri- 
büne und wurde Chef vom Dienst. 
Daß sie nie einer Partei oder Mas- 
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senorganisation der DDR angehört hatte. 
Daß sie nach der „Wende“ mit diversen 
ABM-Stellen versuchte, sich gemäß dem 
Rat einer Arbeitsberaterin bis zur Rente 


„durchzuhangeln“ — im planmäßigen 
Wechsel mit dem Status als staatlicher 
„Leistungsempfänger“. 


Was man nicht aus amtstauglichen Le- 
bensläufen erfährt: Daß sie, als sie 1991 
arbeitslos wurde, vor allem unter dem Ver- 
lust ihrer Kollegen, ihres Kollektivs litt — 
und natürlich der Arbeit, die sie ausgefüllt 
und die ihr Selbstwertgefühl gegeben hat- 
te. Daß sie auch für DDR-Verhältnisse kein 
gewöhnliches Leben führte, sondern das 
einer selbstbewußt lesbischen Frau. Es war 
ein schwieriger Weg in dieses Leben für ein 
junges Mädchen in der Nachkriegszeit; wie 
schwierig er war, hat sie uns in Form einer 
autobiographischen Erzählung mit dem 
Titel „Errol Flynn hat nie geweint“ hinter- 
lassen, einem ihrer ganz wenigen ernsten 
Texte, einem ihrer besten. Diesen einen 
Text konnte sie auf unseren über hundert 
Lesungen nie selbst vortragen: „Det is mir 
zu dichte dran“, sagte sie. 

Überhaupt ist ihr schriftstellerisches 
Werk eine wahre Fundgrube, wenn man 
erfahren will, wer diese Renate Mille alias 
Anne Köpfer war, was sie dachte, was sie 
bewegte. Sie behauptete stets, sie sei nie 
politisch gewesen und schreibe nur über 
das, was sie verstehen könne, „also nicht 
so'n intellektuelles Zeug“. Aus ihrer Sicht 
mochte das stimmen. Ihre Satiren, Glos- 
sen, Geschichten aber, die Buchrezensio- 
nen und Fernsehkritiken, verraten einen er- 
staunlichen politischen Scharfsinn, ein ge- 
diegenes Mißtrauen ge- 
genüber der Gesell- 
schaft, auch einen psy- 
chologischen Blick auf 
ihre Mitmenschen — und 
vor allem einen sicheren 
Instinkt für Wider- 
sprüchliches, für Verlo- 
genheit, Dummheit, 
Ungerechtigkeit. Dies 
verdankte sie nicht zu- 
letzt ihrer Belesenheit 
und etwas, was daraus 
unmittelbar resultierte, 
etwas, das sie einmal mit 
„Herzensbildung“ be- 
schrieb. 


„Er sah aus wie 

ein Lord ...”, 

so ihre Anmerkung zum 
Selbstporträt von einer 
Thüringenreise 1961 


Ein Schnappschuß von 1954/55; 
mit der Tasche: Renate Mille. 

Das Bild auf Seite 34 oben von einer 
Kollektiv-Dampferfahrt am 5. Juni 1955 
trägt die interessante Unterschrift „Fried- 
liches Beisammensein mit Karin”. Jener 
unglücklichen Liebe gab Anne Köpfer 
1994 in ihrer Geschichte „Errol Flynn 
hat nie geweint” den Namen Barbara. 


Dies, verbunden mit einem Faible 
für Selbstironie und Sarkasmus, war 
ihr Kapital, das war das Pfund, mit 
dem sie wuchern konnte, als sich 
nach der „Wende“ — mit Anfang 50 
immerhin! — die Gelegenheit bot, 
ihre künstlerischen Talente zu ent- 
falten, zunächst literarisch und jour- 
nalistisch. 1990 erschien ihr erster 
Text im DDR-Lesben- und Schwu- 
lenblatt Die Andere Welt. Bei den Le- 
sungen, die wir ab 1992 gemeinsam 
bestritten, brach sich zunehmend 
ihre darstellerisch-komische Ader 
Bahn: Mißtrauisch und mürrisch, 
versteckt hinter einer dunklen Brille 
und herben Weißwein trinkend, riß 
sie mit ihrer rauhen Marlboro-Stimme das 
Publikum zu Lachsalven hin, ohne selbst 
eine Miene zu verziehen. Das war bühnen- 
reif, und oft empfand das Publikum uns und 
unsere garstigen Dialoge als gut einstudier- 
tes Kabarett. Was insofern stimmte, als 
wir wußten, wie weit wir gehen konnten, 
wenn wir miteinander stritten. Und das ta- 
ten wir oft! Denn natürlich war Renate 
auch ein höchst eigensinniger Charakter — 


wer von ihren Freunden wüßte kein Lied 
von Wechselbädern 


zwischen Liebreiz 
und Garstigkeit zu 
singen, von Unduld- 
samkeit und Egozen- 
trik? Wir sprachen 
wegen dieser Schrul- 
len gern in der Drit- 
ten Person von „der 
Künstlerin“. Aber sıe 
war eben auch ein 
Mensch, der sich ver- 
söhnen konnte mit 
einem Kuß, einer 
Umarmung, einem 
kurzen Anruf, einer 
Flasche Likör. Das 
machte sie liebens- 
wert und ließ über 
manche Grobheit 
hinwegsehen. Zumal 
wir wußten, daß die- 
se rauhe Fassade vor 
allem ein Schutzwall 


war vor der Welt. Denn Renate war ein 
überaus sensibler, verletzlicher Mensch, 


sanft auf ihre ganz eigene Art. 


* 


Nein, glücklich sei sie die letzten zehn Jah- 
re nicht gewesen, sagte sie mir vor ein paar 
Wochen. Zu viele Katastrophen: Verlust 
der Arbeit, Zerbrechen ihrer langjährigen 
Partnerschaft, Tod der Mutter, Einsamkeit, 
letztlich die Krebsdiagnose ... 

Und doch gab es glückliche Momente. 
Ich sehe noch das Strahlen in ihren großen 
Kinderaugen, wenn eine Lesung gelungen 
war, das Honorar stimmte, man ihr Blu- 
men schenkte, eine attraktive Frau aus dem 
Publikum sie um ein Autogramm bat — 
dann sprühte sie vor Charme und schenk- 
te der Dame sogar ihr Lächeln! Ersatzwei- 
se taten es auch eine wohlwollende Rezen- 
sion, ein netter Abend im Lokal, eine voll- 
endete neue Geschichte ... 

Das größte Glück der letzten zwei, drei 
Jahre indes bescherte ihr die Schauspiele- 


rei bei den Berliner Theatergruppen „Ost- 
schwung“ und „Joris“. Sie stand nicht nur 
auf der Bühne, sondern schrieb sich und 
anderen auch Sketche auf den Leib. Un- 
endlichen Spaß bereitete ihr das Entwik- 
keln von Charakteren, das Erfinden von 
Szenen. Für das Politstück „Marx meets 
Madonna“ wurde ihre Truppe beim Lon- 
don International Festival of Reminiscence 


Theatre 2000 sogar ausgezeichnet — sie 
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hatte die Inszenierung in- 
haltlich stark mitgeprägt, 
wie man als Zuschauer merk- 
te, und wer anders als sie hät- 
te darin der running gag sein 


können? 


Am 8. September starb Re- 
nate Mille 62-jährig in einem 
Neuköllner Hospiz — medi- 
zinisch absehbar, von ihr 
selbst täglich erwartet und 
dann doch für uns Freunde 
überraschend. Erst langsam 
beginnen wir zu begreifen, 
was wir an Renate hatten, 
wie sehr sie Teil unseres täg- 
lichen Lebens war. Dem ei- 
nen fehlt sie zur gemeinsa- 
men Pflege der Depressio- 
nen, der anderen als Ratge- 
berin und Sketschpartnerin, 
dem nächsten als widerbor- 
stiger Gegenpart beim Schrei- 
ben und auf Lesereisen, einer 
weiteren als zu umsorgende 
Freundin, ihrer Theatergrup- 
pe als Inspiration und Mit- 
spielerin und vielen Leserin- 
nen und Lesern werden ihre 
Geschichten fehlen. 
Natürlich ist Renates viel 
zu früher unfreiwilliger Ab- 
schied von der Welt eine Un- 
verschämtheit, doch sollte 
uns eines trösten: Wir haben 
etwas, was die meisten ande- 
ren Menschen in unserer Si- 
tuation nicht haben. Als 
Schriftstellerin Anne Köpfer 
hat uns die Schriftsetzerin 
Renate Mille drei Bücher mit 
erstklassigen Texten hinter- 
lassen, über die wir noch in 
Jahrzehnten werden lachen 
können. Es gibt Anekdoten 
zuhauf zu erzählen über die- 
ses „Standardlesbenmodell — 
kurzhaarig, kleine Brüste, 
schmalhüftig“, eine skurrile 


Wandlungen 

einer Arbeiterin zeigen die Fotos 
der Seiten 36/37: Anne Köpfer 
Ende der 60er, Anfang und Mitte 
der 80er Jahre (auf dem Balkon 
ihrer Neubauwohnung in Berlin- 
Lichtenberg) sowie 1995. 


Marlboro-Menthol-Frau, die 
Jeans, T-Shirt und niemals 
BH trug in einem Alter, wo 
„normale“ Frauen längst der 
Faltenrock- und Dauerwel- 
lenmafıa in die Hände gefal- 
len sind. Darüber hat sie in 
den letzten Jahren oft nach- 
gedacht und sich gelegent- 
lich lustig gemacht. Im üb- 
rigen auch über Tod und 
Sterben - ich erinnere nur an 
ihre Geschichte „Erben 
leicht gemacht“. 

Sage niemand, das passe 
nicht hierher! Schließlich 
entspricht dem auch ihr Auf- 
trag an mich, ihre Beerdi- 
gung nicht allzu traurig aus- 
fallen zu lassen und nicht am 
Alkohol zu sparen. 

„Irinke noch einen Whis- 
key vor deinem letzten 
Gang“, war im Lied jenem 
Tom Dooley empfohlen wor- 
den. „Umständehalber“, so 
hätte es Renate wahrschein- 
lich gesagt, sollten wir das 
im Anschluß an ihren letz- 
ten Gang für sie mit über- 
nehmen. Dazu seien die An- 
wesenden hiermit herzlich 
eingeladen. „Es wird ein har- 
ter Whiskey“ ... Ja, das wird 
es wohl werden. 


Am Anfang haben wir „Tom 
Dooley“ gehört, gesungen 
von Gus Baccus. Es gab ein 
weiteres Musikstück, das 
sich „die Künstlerin“ für ihre 
Beerdigung gewünscht und 
um das sie sich rechtzeitig 
gekümmert hat: „As Time 
Goes By“ aus dem Film 
„Casablanca“, gesungen von 
Dooley Wilson. Typisch war 
auch dazu wieder ihre Be- 
gründung: Der von ihr so 
verehrte Hauptdarsteller des 
Films, Humphrey Bogart, 
sei schließlich wie sie an Spei- 
seröhrenkrebs gestorben. 


Den nachfolgenden Sketsch 
schrieb Anne Köpfer An- 
fang diesen Jahres für die 
Berliner Theatergruppe 
„Joris”. Es war ihre letzte 
satirische Arbeit; wir veröf- 
fentlichen sie hier erstmals. 


inen schönen guten Abend. 
FE“ 
Würden Sie bitte die Freundlich- 


keit besitzen, etwas zur Seite zu treten. 
Warum? 

Ich gedenke, mir die Haare waschen und 
legen zu lassen. 

Na dann gedenken Sıe man. 

Wie meinen? 

Sie erwarten also, daß ich Ihnen mitten in 
der Nacht die Haare wasche und lege? 
Allerdings. Sie haben doch geöffnet? 
Hamwa. 

Also bitte. 

Da müßt ich ja auch noch färben. Oder wollen 
Sie mit den grauen Peden durch die Gegend 
laufen? 

Das ist schließlich meine Sache. Wenn Sie 
jetzt die Güte hätten ... 

Sie haben ja gar kein Gepäck. 

In der Tat. - Wozu benötige ich Gepäck, 
wenn ich mir die Haare waschen und le- 
gen lassen möchte? 

Bedaure, aber wir haben strenge Bestim- 
mungen. Wenn Sie sich überzeugen wol- 
len: 

Ausführungsbestimmungen für das Betreiben 
eines Bahnhofsfriseurgeschäftes im Bereich der 
Deutschen Reichsbahn. 

Moment, die sind ja von 1982. 

Die haben aber immer noch ihre Gültig- 
keit. - Also: Punkt 1: Für Reisende ist 
der Salon in der Zeit von 0 Uhr bis 24 
Uhr geöffnet. Punkt 2: Reisende sind sol- 
che Personen, die sich durch Vorlage ei- 
ner gültigen Fernfahrkarte legitimieren 
können. Punkt 3: Reisenden ist es gestat- 
tet, während der Nutzung des Bahnhofs- 
frisiersalons ihr Reisegepäck in einer spe- 
ziell für diesen Zweck vorgesehenen 
Räumlichkeit des Friseurgeschäftes zu 
deponieren. 4. Zuwiderhandlungen sind 
nach Paragraph 91 Strich 79, röm. III, 
Absatz 6-8, des Reiseverkehrsgesetzes in 
der verschärften Fassung vom 1. 1. 1982 
strafbar. 

Reisende haben in der Regel Gepäck. Sie ha- 
ben keins. Also sind Sie keine Reisende. 

Es könnte doch sein, daß ich meinen Kof- 


Nichtreisende 
Fernfahrkarte 


Von Anne KÖPrFER 


fer aufgegeben habe. 

Ha! Mich können Sie nicht für dumm verkan- 
fen. Wo ist denn Ihre Fahrkarte? 

Liebe Frau, Ihr Salon ist nicht überfüllt. 
Genau besehen, ist überhaupt niemand 


drin. Da könnten Sie doch vielleicht eine 
Ausnahme machen. 

Es ist Nachtzeit, meine Dame. Da richten wir 
uns streng nach unseren Vorschriften. Gewa- 
schen und gelegt werden nur Reisende. 

Nur Reisende ... mit . 

Mit Fernfahrkarte. 

Moment. 


Eine Fahrkarte bitte. — Das ist mir völlig 
egal wohin. — Gut. Bis zur nächsten Stati- 
on. — Ich weiß, daß es mehrere Zugver- 
bindungen gibt und folglich auch mehrere 
nächste Stationen. Schlagen Sie mir eine 
vor. — Nein. Sie haben keinen Grund, an 
meiner Zurechnungsfähigkeit zu zweifeln. 


Ich möchte lediglich eine Fernfahrkarte zu 


einer nächsten Station. — Gut, geben Sie 
mir einmal Groß-Munzel. — Was kostet 
das? Etwas Preiswerteres haben Sie nicht? 
— Ist schon in Ordnung. Regen Sie sich bitte 
nicht auf. Ich nehme die Fahrkarte ja. 


Bitte, hier ist meine Fahrkarte. Jetzt 
möchte ich bedient werden. 

Sie wollen doch gar nicht verreisen. 

Aber ich bin im Besitz einer Fernfahrkarte. 
Das dürfte wohl genügen. 

Bedaure, wenn Sie nur zum Zwecke des 
Frisiertwerdens eine Fahrkarte gekauft haben, 
dann ist das für mich bedeutungslos. Ich darf 
nur Reisende mit Fernfahrkarte bedienen. 
Erlauben Sie mal, es ist doch schließlich 
meine Angelegenheit, wann ich nach Grob- 
Munzel fahre. In jedem Fall bin ich Rei- 
sende. 

Sie wollen aber gar nicht verreisen. Für mich 
sind Sie Nichtreisende mit Fernfahrkarte. — 
Und nun halten Sie mich nicht länger von der 
Arbeit ab. 

Von welcher Arbeit? 

Das können Sie als Außenstehende wohl kaum 
beurteilen. 

Wenn Sie mich nicht bedienen wollen, dann 
verlange ich von Ihnen die Rückerstattung 
des Fahrgeldes. Schließlich haben Sıe mich 
veranlaßt ... 

Hä? 

Bezahlen Sie nun die Fahrkarte oder nicht? 
Anderenfalls sähe ich mich genötigt, eine 
Dienstaufsichtsbeschwerde . 

Eine was? 

Eine Dienstaufsichtsbeschwerde! 

Moment, ich muß mal telefonieren. 


Alles klar. Sie können bedient werden. 

Na, sehen Sie, es geht doch. 

Aber doch nicht bei mir. In Groß-Munzel! 
Das ist ja eine Unverschämtheit. — Sie hö- 
ren noch von mır . 

Sie brauchen sich nicht so zu be 
Zug nach Groß-Munzel geht erst in zwei 


\ ’ „! 
Stunden. Gute Reıse, meıne Dame. 
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1. In Gigi Nr. 10, S. 10 unten, dokumentierten 
wir ein Foto des Grünen-Politikers Volker Beck 
und seines nichteingetragenen Partners und 
LSVD-Vorstandskollegen Jacques Teyssier aus der 
Zeitschrift „Männer aktuell” (5/96). Inzwischen 
meldete sich der Fotograf mit der Bitte, seinen 
Namen nachzureichen: Viktor Vahlefeld. 

2. Das Foto zu der schwulen Rassismus thema- 
tisierenden Meldung „Phänomene 1” in Gigi' Nr. 
10,5. 31 oben, reklamierte ebenso wie das durch 
die dazugehörige Kommentierung zur Kenntlich- 
keit verzerrte Interview aus dem Kölner Blatt „Box“ 
(9/2000) Viktor Vahlefeld für sich. 

3. Die im Beitrag „Kulturhäppchen als Dekora- 
tion“ (Gigi Nr. 15) erwähnte Berliner Kommerz- 
Tunte Biggy van Blond hat keine Kolumne im 
rechten Revolverblatt „BZ“ aus dem Springer- 
schen Ullstein-Verlag, sondern in der angesehe- 
nen Qualitätszeitung „Bild“ aus dem Verlag Axel 
Springer. Die Redaktion bittet um Verzeihung. 
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Genehmigung von Redaktion oder Autorin. Bei 
Nichterscheinen besteht kein Schadensersatz- 
anspruch. Eigentumsvorbehalt: Die Zeit- 
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Am 29. Oktober fand im Amtsgericht Dortmund der Prozeß 
gegen Astrid Keller, Mitglied des Rates der Stadt als Vertreterin 
des Linken Bündnisses, statt. Die whk-Freundin hatte die Demo 
für das Bündnis „Wir stellen uns quer“ angemeldet, deren Ziel es 
war, den Zug der Neonazis zu blockieren. Eine entsprechende 
Route war jedoch von der Polizei verboten worden. Nach der 
Auflösung der Demo entschlossen sich indes spontan einige hun- 
dert Menschen, darunter Gäste der SPD-Veranstaltung „Fremde 
sind Freunde“ auf dem Hansaplatz, sich den Nazis in den Weg zu 
stellen (wobei durch Polizei und Bundesgrenzschutz rund 400 
zumeist minderjährige Nazi-GegnerInnen für fünf Stunden ein- 
gekesselt und später in Gewahrsam genommen wurden) — offen- 
bar ein willkommener Anlaß für Polizei und Staatsanwaltschaft, 
das ungeliebte Ratsmitglied zu kriminalisieren (vgl. Mitteilungen 
des whk vom Januar/Februar 2001 in: Gzgz Nr. 11). 

Während außerhalb des Gerichts ca. 30 Antifaschisten eine 
Solidaritätskundgebung für Astrid Keller abhielten, waren meh- 
rere Dutzend Beamte, teilweise beritten oder mit Hund, „zu ih- 
rem Schutz“ abgestellt worden — darunter mehrere stadtbekannte 
Zivilpolizisten und Staatsschützer, die bei früheren Demonstra- 
tionen rechtswidrig gegen die TeilnehmerInnen vorgegangen 
waren. Ferner versuchte die Polizei, drei Beamte im „typisch au- 
tonomen“ Stil in die Demo einzuschleusen, was jedoch wegen 
des Bekanntheitsgrades der Polizisten mißlang. Im Gerichtssaal 
entlastete Keller derweil selbst der Führer der Bochumer Einsatz- 
hundertschaft Arno Plickert, der die Demonstration am 21.Ok- 
tober vergangenen Jahres begleitete: Sie habe „jederzeit kon- 
struktiv und gut“ mit ihm zusammengearbeitet. Sämtliche an- 
deren geladenen Belastungszeugen konnten sich entweder „gar 
nicht zur Sache äußern“ oder hatten „nichts negatives“ über die 
Abgeordnete zu berichten. Der Prozeß endete folglich mit Frei- 
spruch — sowohl auf Antrag des Rechtsanwaltes als auch des 
Staatsanwalts. 


Overnight Pack 


Am 8. September fand im Berliner Volkspark Friedrichshain zum 
dritten Mal das Lesbisch-schwule Parkfest statt, diesmal organi- 
siert von der örtlichen Arbeiterwohlfahrt. Der Schwul-lesbische 
Informations- und Presseservice (SCHLIPS e.V.) hatte dort ei- 
nen Stand gemietet und das whk sowie die Gigi-Redaktion (die 
mit sich ihm ein Bürogemeinschaft in dem am Volkspark gelege- 
nen Haus der Demokratie und Menschenrechte teilt) eingela- 
den, diesen mitzunutzen. Das whk ließ sich dazu — der Volkspark 
ist die bekannteste Cruising area im Osten Berlins — eine AIDS- 
Präventionsaktion einfallen, für die sich auch drei renommierte 
Sponsoren begeistern konnten: Die Deutsche AIDS-Hilfe spen- 
dete Kondome, die Luxemburger PjurGroup Gleitmittelpäckchen 
und die Gaba-Elmex-Forschung aus Lörrach Reise-Zahnpflege- 
Sets. Kombiniert zu „Gigi Overnight Packs“, kam die Idee unter 
dem Slogan „Für die anale und orale Prävention“ bestens beim 
Publikum an und sorgte — als Prämie — für einen erfreulichen 


Gigi-Abo-Zuwachs. 


en des whk 


IHN 


Schwerer Systemfehler 


Am 22. September verlieh der Bundesverband Lesbischer und 
Schwuler JournalistInnen (BLSJ) in Köln erstmals den Felix-Rex- 
hausen-Preis. Hauptpreisträgerin unter den 59 Einsendungen war 
die Rundfunkjournalistin Martina Keller aus Frankfurt am Main 
mit einem Feature über Homosexualität in Namibia. Von den 
zwei undotierten Sonderpreisen ging der eine an Herbert Cerruti 
aus Zürich in der Sparte Wissenschaft. Die Laudatio für den an- 
deren hier in voller Länge: „Die Ausgabe der Gig? — Zeitschrift für 
sexuelle Emanzipation vom November 2000 erhält einen Sonder- 
preis für die beste Einsendung aus dem Bereich der lesbisch-schwu- 
len Zeitschriften. Die Jury war überrascht, ein so unabhängiges 
Magazin zu finden: Ganz abgesehen von eigenen politischen Ori- 
entierungen, möchten wir mit dieser Auszeichnung auch den Mut 
loben, unbequem zu sein und unbequem zu bleiben. Zwei wichti- 
ge Punkte sind der Jury aufgefallen: Gig? greift Themen auf, über 
die bereits ein vermeintlicher Konsens in der Gesellschaft be- 
steht (wie z.B. bei der so genannten „Homo-Ehe“) und zeigt — 
hervorragend recherchiert — kritische Perspektiven auf. Gig ist 
aber auch eine Zeitschrift, die sich neuen Themen zuwendet und 
Diskussion und Erkenntnis darüber vorantreibt. Der Preis soll 
auch Ansporn sein, diese Arbeit weiter zu machen. Herzlichen 
Glückwunsch!“ 

Da sich Gigi nicht als „lesbisch-schwule Zeitschrift“ versteht 
— vorgeschlagen hatte sie ohne ihr Wissen ein Abonnent —, geht 
der herausgebende Förderverein des whk davon aus, daß es in 
dieser Kategorie keine Alternativen gab oder es sich um einen 
bedauerlichen Unfall handelte. Für diese Annahme spricht, daß 
auf der BLSJ-Pressekonferenz dessen Vorstandsmitglied Walter 
Liedtke Gigz dem „links-intellektuellen Spinnertum zurechnete 
und bei der Verleihung vom in Köln neu gewählten Vorstand nie- 
mand der vollzählig angereisten Gigi-Redaktion (siehe Foto) gra- 
tulierte. Auch die kommerzielle Homo-Journaille, die nahezu 


komplett anwesend war und monatelang 
zur Teilnahme am Rexhausen-Wettbewerb 
aufgerufen hatte, verschwieg tapfer die Eh- 
rung für die Gigi-Redaktion — mit Ausnah- 
me der Kölner Oxeer-Zeitung, die auf ihrer 
Homepage notierte: „Einen undotierten 
Sonderpreis erhielt[en} die linksgerichte- 
te Gig’ in der Kategorie ‘beste lesbisch- 
schwule Zeitschrift’ ...“ Besonders hübsch 
wirkte dieses Gebaren bei der /espress-Chef- 
redakteurin Ulrike Anhamm, der einzigen 
Frau im BLSJ-Vorstand. In /espress erschei- 
nen regelmäßig Gigz-Inserate, und erst im 
September hatte Anhamm bei der Gigi- 
Redaktion einen ganzseitigen Nachruf auf 
die Satirikerin Anne Köpfer bestellt (vgl. 
lespress 10/2001). 


whk zum Prostitutionsgesetz 


Intensiv wurde vom whk in den letzten 
Monaten der Gesetzgebungsprozeß zur 
Legalisierung von Sexarbeit begleitet. Am 
9. Juli 2001 forderte es in einer Presseer- 
klärung „Prostitution umfassend legalisie- 
ren“, die PDS solle „keine Machtspiele auf 
dem Rücken von Huren und Strichern aus- 
tragen, sondern zum eigenen Gesetzent- 
wurf stehen“. Hintergrund war, daß „die 
PDS-Fraktion zunehmend dazu tendiert, 
den eigenen Gesetzesentwurf über Bord zu 
werfen und einem halbherzigen Gegenent- 
wurf von Rot-Grün zuzustimmen“. 

Was das whk befürchtet hatte, trat 
dann im Bundestag ein, und so beklagte 
die dritte Presseerklärung der AG Schwu- 
lenpolitik des whk zu diesem Komplex am 
17. Oktober 2001 die Doppelmoral der 
Abgeordneten und stellte fest: „Rot-Rot- 
Grün versagt im Rotlichtmilieu.“ Nach 
der abschließenden Beratung im Bundes- 
tagsausschuß für Familie, Senioren, Frau- 
en und Jugend äußerte sich die whk-AG 
wörtlich: „Hinsichtlich des staatlichen 
Umgangs mit Prostitution zeichnet sich 
nicht etwa ein rechtshistorischer Durch- 
bruch ab, sondern ein Fortbestehen 1. der 
Strafbarkeit im StGB; 2. von Werbever- 
boten für Sexdienstleistungen nach dem 
Ordnungswidrigkeitengesetz; 3. von Pro- 
stitution als Ausweisungsgrund nach dem 
Ausländergesetz; 4. von Diskriminierun- 
gen im Gaststättengesetz,; 5. von starren, 
für die Berufspraxis untauglichen Regelun- 
gen im Arbeitszeitgesetz; 6. von fehlen- 
den Regelungen im Arbeitsschutzgesetz 
sowie 7. ein Festhalten an landesrechtlichen 
Sperrgebietsverordnungen.“ 

Obwohl die „Kanzlermehrheit“ für den 
von den Sachverständigen mehrheitlich 
kritisierten rot-grünen Gegenentwurf zum 


hochwertigeren PDS-Entwurf (BT-Drs. 
14/4456 vom 1. 11. 2000) in der abschlie- 
Benden Lesung nicht gefährdet gewesen 
sei, hätten „nun auch die Demokratischen 
Sozialisten den Opportunismus zur Maxi- 
me ihres hochdotierten Treibens im Parla- 
ment“ erhoben. „Statt demonstrativ ihrem 
von Prostituierten wie juristischer Fach- 
welt nahezu einhellig gelobten eigenen 
Entwurf zuzustimmen und den unglaub- 
würdigen rot-grünen Torso (BT-Drs. 14/ 
5958 vom 8. 5. 2001) abzulehnen, will die 
PDS-Fraktion die dauerhafte Festschrei- 
bung der Doppelmoral durch die Regie- 
rungsfraktionen voraussichtlich mittra- 
gen.“ Tatsächlich stimmte die PDS-Frak- 
tion tags darauf ihrem eigenen vollständig 
wie auch dem entgegengesetzten Koaliti- 
onsentwurf bei nur zwei Enthaltungen zu. 


whk zu „Innerer Sicherheit” 


Unter der Zeile „Schwuler Sex außerhalb 
des Ehebetts bald wieder strafbar“ mach- 
te das whk am 19. Juli darauf aufmerksam, 
daß in Heidelberg Cruiser künftig als „Ex- 
hibitionisten“ und „Spanner“ bestraft wer- 
den sollen. Laut einem Bericht der Ulmer 
Südwest Presse wolle die Polizei verstärkt ge- 
gen „Spanner und Exhibitionisten“ vorge- 
hen, die angeblich immer „dreister und ge- 
fährlicher“ agierten. Kern der für den ge- 
samten Rhein-Neckar-Raum geplanten 
Maßnahmen sind dem Leiter der örtlichen 
Kriminalinspektion, Gräter, zufolge u.a. 
„computergestützte Fahndungsmethoden 
sowie die Ausweitung von Personenkon- 
trollen in besonders gefährdeten Berei- 
chen“. Man hoffe, die ersten von etwa 60- 
80 mutmaßlichen Tätern „schon bald“ 
festzunehmen. Dazu die AG Schwulen- 
politik: „Die angekündigten Maßnahmen 
stehen sittenpolizeilicher Verfolgung ın 
den 50er und 60er Jahren in nichts nach. 
Nur sieben Jahre nach Abschaffung des Pa- 
ragraphen 175 soll schwule Sexualität da- 
mit faktisch wieder strafbar und kriminell 
werden. Das ‘Präventionskonzept' der für 
ihre Aktionen gegen Schwulentreffpunkte 
berüchtigten Heidelberger Polizei sieht zur 
Bekämpfung des ‘Spannerunwesens bei- 
spielsweise vor: 1. flächendeckenden Ein- 
satz von sogenannten ‘Spanner-Streifen 
bei Einbruch der Dunkelheit; 2. verdeckte 
Observation; 3. Personenkontrollen; 4. 
Unterstützung durch die Bevölkerung, 5. 
Einrichtung einer ‘Informations-Sammel- 
stelle’ zur ‘Aufklärung von Strukturen‘. 
Weiter hieß es: „Daß die Heidelberger 
Polizei ihren Plan just an dem Tag bekannt- 
gab, an dem nur fünfzig Kilometer entfernt 
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das Bundesverfassungsgericht die Eingetragene Lebenspart- 
nerschaft passieren ließ, ist kein pikantes Detail am Rande, son- 
dern durchaus folgerichtig: Beide Konzepte atmen den selben 
repressiven Geist.“ 

Am 31. August gab dann Baden-Württembergs Innenmini- 
ster Thomas Schäuble (CDU) eine Anweisung an die Polizeidienst- 
stellen des Landes bekannt, wonach auch sogenannte einfache 
Sexualtäter in einer speziellen Langzeitdatei für zehn Jahre gespei- 
chert werden sollen. Dazu die AG Schwulenpolitik am 5. Septem- 
ber: „Ab sofort sollen in Baden-Württemberg nicht nur tatsäch- 
liche Sexualstraftaten wie Vergewaltigung und Kindesmißbrauch 
sanktioniert werden, sondern auch vermeintliche, sofern ihnen 
eine ‘sexuelle Motivation’ unterstellt werden kann. Erstmals seit 
Ende des ‘Dritten Reiches’ wird damit in Deutschland wieder Sex 
ohne Sex strafrechtlich geahndet.“ Damit stehe „ab sofort prak- 
tisch auch jegliche schwule Sexualität außerhalb des Schlafzim- 
mers wieder unter Strafe. Cruiser, die an öffentlichen Plätzen ein- 
vernehmlichen Sex suchen, müssen künftig damit rechnen, in Rosa 
Listen registriert zu werden. (...) Schäubles Maßnahmen werden 
kaum einen Kindesmörder von seinem Tun abhalten, dafür aber 
sind sie bestens geeignet, der polizeilich schon immer ungeliebten 
Cruising-Kultur endlich den Todesstoß zu versetzen. (...) Mit die- 
ser Regelung — die der berüchtigten britischen Clause 28 in nichts 
nachsteht — sind auch der Denunziation und dem Einsatz von 
Zivilpolizisten als agents provocateurs Tür und Tor geöffnet. 
Nach Innenminister Schäubles Worten soll die Bevölkerung mit 
diesen Maßnahmen besser vor “Wiederholungstätern’ geschützt 
werden. Dazu gehörten im staatlichen Verständnis stets die Ho- 
mosexuellen.“ 


ERNEST ENTE, Adressen 
whk-Regionalgruppen: | 
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berlin@whk.org 
_ Rheinland: c/o Dirk Ruder, Peter-Zimmer-Str. 99, 47443 Moers, 
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089/470 15 31, w.setz@whk.org 
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